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Das Recht der Übersetzung vorbehalten. 



ZOM HUNDERTJÄHRIGEN GEBURTSTAG 



KARL HEINRICH RAÜ'S 



VON 



SEINEM ENKEL. 



Vorwort, 



Es lag ursprünglich nicht in meiner Absicht die Fülle der Werke 
über das Wesen des Urheberrechts um ein neues zu vermehren. 

Andere Arbeiten aber machten es mir nötig in der Frage Stellung 
zu nehmen. Ich glaubte mich einer der bestehenden Theorien an- 
schließen zu können. Allein eine eingehende Beschäftigung mit dem 
Gegenstand hatte flir mich das negative Ergebnis, dafs ich keiner 
der bestehenden Theorien beitreten konnte. Aus der Kritik fremder 
Anschauungen entwickelten sich meine eigenen Ansichten, die durch 
die Betrachtung der geschichtlichen Entwickelung des Urheberrechts 
bestärkt wurden. 

Diese Schrift hat den Zweck meine Anschauungen darzulegen 
und zu begründen. 

Dem Verdacht, als sei es mein Bestreben gewesen, um jeden 
Preis eine neue — wenn auch paradoxe — Theorie aufzustellen, 
hoflfe ich durch Hinweis auf die Entstehung der Arbeit vorbeugen 
zu können. 

Heidelberg, im Februar 1892. 

Albert Osterrieth. 
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Einleitung. 



Der Gedanke, dafs die ürheberinteressen den Schutz des Ge- 
setzes erheischen und rechtlicher Normierung bedürfen, kommt in 
allen modernen Gesetzgebungen zum Ausdruck. Die Berechtigung 
des Urheberrechts wird heute wohl kaum ernsthaft angezweifelt. 
Allein die Frage nach dem Wesen des Urheberrechts gehört zu den 
meistumstrittenen Materien der neueren Rechtswissenschaft.*) 

Um sich ein eigenes Urteil in dieser Frage zu bilden, halten 
wir es fllr nötig, das Urheberrecht zunächst in seiner historischen 
Entwickelung und in seiner heutigen Ausbildung zu betrachten. 
Hieran wird sich dann eine apriorische Untersuchung tlber das 
Wesen des Rechts anschliefsen. 

Fassen wir nun unsere erste Aufgabe ins Auge, so fällt uns eine 
Mannigfaltigkeit und eine Ungleiohmäfsigkeit in den Urheberrechts- 
gesetzgebungen auf, die es uns fast unmöglich zu machen scheint, 
gemeinsame Gesichtspunkte für unsere Darstellung zu gewinnen. 
Allein bei näherem Zusehen gewahren wir unter den verschiedenen 
Gesetzen verwandtschaftliche Beziehungen, die wir auf die Einfltlsse 
einzelner bestimmter Gesetzgebungen und der von ihnen vertretenen 
Grundsätze zurtlckflihren können. Eine bedeutungsvolle eigene Ent- 
wickelung des Urheberrechts finden wir nur in Deutschland, England 
und Frankreich. Wir werden daher zunächst die Geschichte des 
Urheberrechts in diesen Staaten verfolgen, um dann aus dem Gang 
der Entwickelung diejenigen Schltlsse zu ziehen, welche für die ge- 
meinsamen Ztlge, für die Verschiedenheiten der einzelnen Gesetze 
und schliefslich fUr das Wesen des abstrakt betrachteten Urheber- 
rechts von aufklärender Bedeutung sind. 



Bekkbb, Zur Reform des Besitzrechts (Iherings Jahrbücher XXX. S. 279). 



OBterrieth, Urheberrecht. 



I. Teü. 

Geschichtliche Entwickelung des Urheberrechts 
und heutiger Stand der Gesetzgebung. 
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Das Altertum^) kennt keinen Kechtsschutz der Autoren. Dais 
es nicht an litterarisehen Mifsbräuchen fehlte, bezeugen mancherlei 
Klagen.*) Doch trafen solche Ubergriflfe wohl nur die ideale Be- 
ziehung des Autors zu seinem Werk ; eine wirtschaftliche Schädigung 
war schon aus dem Grunde nicht oder nur in geringem Mafe mog- 
lieh, weil die litterarisehe Arbeit im Altertum, — wenn auch Bücher 
fabrikmä&ig hergestellt und gegen Entgelt vertrieben wurden, — 
keine Erwerbsquelle in unserem modernen Sinn war.^) 

Ein Bedürfnis nach rechtlichem Schutz der Autoren konnte erst 
dann zur Geltung kommen, als die Erfindung des Drucks die Ver- 
breitung geistiger Werke zu einem Gewerbe machte. Das Drucker- 
gewerbe, dessen Bedeutung ftlr das geistige Leben sich bald geltend 
machte, fand allenthalben Förderung und Unterstützung. Die Ge- 
werbepolitik des Mittelalters, welches durch sein Innungs- und Gilden- 
wesen, durch seine Zwangs- und Bannreehte jedes Gewerbe vor 
Konkurrenz zu bewahren suchte, wandte ihren Schutz dem neu- 
erstandenen Druckgewerbe zu. Das Unvermögen der damaligen Zeit, 
das Gewerberecht nach festen Prinzipien in allgemeinen Rechts- 
sätzen zum Ausdruck zu bringen, machte sich auch in der Für- 
sorge fftr den Buchdruck geltend. Man gewährte dem einzelnen 
Drucker oder Verleger ein Privileg, ursprünglich wohl fftr sein 
ganzes Druckgewerbe ^) , dann hauptsächlich fftr einzelne Verlags- 

1) Hierüber besonders der interessante Aufsatz Eohlbb's in seinem Autor- 
recht (Jena 1880) S. 319 ff. und Dassas, Du droit des auteors et des artistes etc. 
Paris 1887. S. 167 ff. 2) So, wenn Hermodoros Flato's Vorträge nachschrieb 

und verkaufte oder Atticus ein Manuskript Gicero's dem Baibus zur Abschrift 
überliefs. (Vgl. Eohleb a. a. 0.) vgl. auch Mabtial I 53, I 66, XI 108 u. a. 
3) So sagt JuYBNAL III 7, Y. 105*. Quis dabit historico, quantum daret actalegenti? 
Doch scheint es mit der Verwertung der Bühnenwerke anders gewesen zu sein 
(vgl. EoHLBB a. a. 0. S. 334 ff.). 4) Privileg der Republik Venedig für Johannes 
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Unternehmungen/) Mit der Hebung des Verlagshandels entwickelte 
sieh ein ausgedehntes Privilegienwesen, dessen Reste bis in unser 
Jahrhundert fortdauerten. Der Schutz des Druckgewerbes wurde 
früh mit der Aufsicht über das Geistesleben und seine Äulserungen 
verbunden. Die Zensur, von der Kirche ausgehend, wurde in der 
Folge von weltlichen und geistlichen Behörden geübt.**) — Wo eine 
scharfe Zensur herrschte, war der Schutz gegen Nachdruck schon 
von selbst gegeben, so namentlich in Spanien und Frankreich. 

Der Privilegienschutz war rein gewerblicher Natur; er diente • 
der Entwickelung des Drucker- und Verlegergewerbes. Die Zeit der 
Erfindung der Buchdruckerkunst fällt mit der Blüte der Renaissance 
zusammen. Das Erwachen des Interesses ftlr das Altertum hatte eine 
Neubelebung der klassischen Litteratur zur Folge; die Beschäftigung 
mit ihr drängte die originale litterarische Thätigkeit so in den 
Hintergrund, dafs der Buchverkehr sich vorwiegend, — in Deutsch- 
land fast ausschlieJslich, — mit dem Verlag älterer Werke, der 



von Spira vom 18, September 1469. . . Et quoniam tale inventam aetatis nostrae 
pecaliare et proprium, priscis Ulis omnino incognitum, omni favore et ope augen- 
diim atque fovendum est. — Domini Consiliarii ad humilem et devotam suppli- 
cationem praedicti M. lohannis decreverunt, ut per annos quinque proxime futuros 
nemo omnino sit, qui velit, possit, valeat, aadeatve exercere dictam artem im- 
primendorum librorum in hac inclyta civitate Yenetiaram, et districtu suo, nisi 
ipse magister lohannes etc. — Abgedrackt bei Wachtbb (Verlagsrecht I. S. 8. 
Anm. 11), der dies Privileg irrtümlich für ein Yerlagsprivileg hält. Denselben 
Irrtam teilen Bluntschli (Deutsches Frivatrecht, 1860. S. 107), Dabra.s (a. a. 0. 
S. 170). Dagegen auch Elostbbmank (Geistiges Eigentum. 1867. I. S. 41. Anm. 2), 
Oastellani (La stampa in Yenezia. Yenedig 1889. S. 17). 5) Das älteste 

Privileg, das uns sicher beglaubigt überliefert wird, ist das dem Marc. Anton. 
Sabellus für seine Geschichte Yenedigs verliehene venetianische Privileg vom 
1. September 1486 (abgedruckt bei Gastbllani S. 16. 70 f.). — Das von Püttbb 
(Beiträge zum deutschen Staats- u. Fürstenrecht I. S. 25) erwähnte, von Kapp 
(Geschichte des deutschen Buchhandels. Leipzig 1889), Wachtbb u. Elostebmann 
(a. a. 0.) zitierte Privileg des Pierfrancesco da Bavenna v. 3. Januar 1491 datiert 
thatsächlich vom 3. Januar 1492. Der Irrtum rührt daher, dafs übersehen wurde, 
dafs das venetianische Jahr bis zum Jahr 1797 mit dem 1. März begann. (GASTXLLAia, 
a. a. 0. S. 17.) Über Privilegien der ersten Zeit: vgl. Püttbb, § 17. § 169. 
Gottfbibd Daitiel HoFFHAmr, Yen den ältesten kaiserlichen u. landesherrlichen 
Bücher-, Druck- u. Yerlagsprivilegien. 1777. Kapp, a. a. 0. S. 736 ff. Laboülaye, 
Etüde sur le droit de propriötö litt^raire en Allemagne. Paris 1855. S. 11 ff. 
Bbnoüabd, L S. 108 ff. 6) Schübmann, S. 26 ff. Renoüabd, I. S. 106. Lyon 
Casn u. Delalain, L S. 5. 206. 256. Dabbas, S. 169. Albbbcht Eibghhoff, Bei- 
träge zur Geschichte des deutschen Buchhandels. Leipzig 1853. II. S. 119 ff. er- 
wähnt S. 121 ein von Rudolf II. den Jesuiten verliehenes Zensurprivileg. 
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eigentlichen „Bücher^ befafsteJ) Dieser Umstand wurde für den 
gewerblichen Schutz des Verlagswesens mafsgebend. Da eine wirk- 
liehe Gefahr des Nachdrucks nur für die „Bücher^ vorlag, während 
Originalwerke in der ersten Zeit wohl gar nicht und noch im An- 
fang des 16. Jahrhunderts selten dem Nachdruck ausgesetzt waren^X 
wurde den Beschränkungsmafsregeln gegen den Nachdruck nur die 
Bedürfiaisse der Verleger, nicht die Interessen der Autoren zu Grunde 
gelegt. Für letztere hatte man nur ein geringes Verständnis. Die 
Klagen über unberechtigte Verfügung über ein Geistes werk, wie über 
Veröffentlichungen von Manuskripten und Vorträgen gegen den Willen 
der Urheber, über Textßtlschungen, Plagiate, unberechtigte Nachbil- 
dungen u. s. w.') fanden nur ausnahmsweise Gehör.*®) 

Die Verkennung des Unterschiedes zwischen dem Verlage von 
„Büchern*' und von Originalschöpfungen („Autoren''), die sich aus 
den Verhältnissen des ersten Verlagsverkehrs ergab, ftlhrte dazu, 
die Autoren, die in der Regel ihre Werke selbst verlegten, als Ver- 
leger zu schützen und ihnen ebenfalls gewerbliche Privilegien gegen 
Nachdruck zu verleihen.") 



7) ScHüBMANN, S. Iff. Entwickeiimg S. Uff. Püttes, § 96. Lton Cabn 
u. Dblalain, I. S. 6. Benouabd, I. S. 106. Dabbas, S. 169. 8) Schübmann, 
S. Uff. S. 19 ff. 9) Lütheb's Klagen über „das falsche Drucken und Bücher- 
verderben'' (Schübmann, S. 5). Er beschwerte sich in seiner Auslegung der 
Episteln und Evangelien von Advent bis Ostern (1525) über die Veröffentlichung 
eines ihm entwendeten Manuskripts (siehe auch Schübmann, S. 4). Der Frank- 
furter Verleger Christian Egenolph veröffentlichte 1543 die iuris utriusque tra- 
ditio methodica, einen schlechten Auszug aus den Eollegienheften des Conbadüs 
Lagus, unter dessen Namen. Die Beschwerde des berühmten Juristen blieb ohne 
Erfolg. (Müthbb, Zur Qeschichte der Bechtswissenschaft n. der Universitäten in 
Deutschland. Jena 1876. S. 335 ff.) Dübeb'b Klage über die italienischen Maler, 
die offenbare Kopien nach seinen Qemälden für eigene Gemälde ausgaben: „und 
malen mein Ding in Kirchen ab und wo sie es mögen bekumen'' (abgedruckt bei Dam- 
BACB, Wider den Nachdruck. S. 1). 10) Am 2. Januar 1512 verfügte der Bat von 
Nürnberg, dafs einem fremden Mann, der Kunstbriefe mit Dürer's Handzeichen 
feilbot, bei Strafe der Konfiskation aufgegeben werde, Dürer*6 Monogramm zu ent* 
fernen (Archiv für Geschichte des deutschen Bucbhandels I. S. 237, s. auch 
Schübmann, S. Uff.). Am 1. Oktober 1532 verbot der Bat von Nürnberg den 
dortigen Buchhändlern eine lateinische Übersetzung der 1525 veröffentlichten 
Unterweisung der Messung zu verkaufen (Scnt^BMANN^ S. 13). Kurfürst August 
verbot den Druck der Lutherbibel, als nach Luther*s Tod eine Fälschun^r derselben 
herausgegeben worden war (Schübmann, S. 6. 20). 11) Der Schutz, den der 

Bat Nürnbergs Dürer verlieh, nahm in einem Fall geradezu die Form eines 
Monopols an. Kurz nach Dürer's Tod wurde dem Maler Hans Sobald Beham 
untersagt, ein Buch über Proportionen herauszugeben, bis ein Werk Dürer*s 
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Mit dem Aufblühen der Litteratnr begann die Herausgabe origi- 
naler Werke in den Mittelpunkt des Verlagsgewerbes zu treten und 
auf dessen Entwickelung entscheidend einzuwirken. Aus seinen be- 
scheidenen Anfängen herauswachsend, nahm der Buchhandel einen 
gewaltigen Aufschwung, besonders in den Ländern, welche vermöge 
ihres reichen geistigen Lebens zu Trägern der neueren Kulturent- 
wickelung wurden, in Deutschland, Frankreich und England. Die 
Verschiedenheit der örtlichen Verkehrsverhältnisse hat dem Buch- 
handel in jedem dieser Länder eine eigenartige Richtung gegeben, 
deren Einwirkung wir in seiner heutigen Ausbildung noch erkennen. 

Für die Entwickelung des deutschen Buchhandels mnd seines 
Rechtsschutzes waren zwei Momente, die beide in der Zersplitterung 
des deutschen Reichs ihren Grund hatten, mafsgebend: die De- 
zentralisation und das Bedürfnis, seinen Absatz aufserhalb der ein- 
zelnen Fartikularstaaten zu suchen. Der infolge dessen sich ent- 
wickelnde, über das ganze Reich ausgedehnte ^'), Büchertauschhandel 
fand seinen Mittelpunkt auf den Frankfurter und später auf den 
Leipziger Messen. Während nun, wie in der ersten Zeit, Original- 
werke in den einzelnen Staaten nicht nachgedruckt wurden, infolge 
dessen auch keines Schutzes bedurften ^^), stand dem Nachdruck eines 
in einem anderen Staat erschienenen Werkes an sich kein Hinder- 
nis im Wege. Hier mu&te die Thätigkeit der Behörden einsetzen. 



gleichen Inhalts, das im Drack war, „ausgehe und zu Licht gebracht werde "^ 
(Schübmann, Entwickelung. S. t3f.). Eine eigentümliche Stelle nimmt das erste 
uns erhaltene Privileg ein : Es ist ausgestellt auf den Namen des Mabcus Antonius 
Sabsllub zu Qunsten des Verlegers, welcher dessen Geschichte Venedigs heraus- 
geben werde: Opus gestorum urbis nostrae, compositum per doctissimum virum 
Marcum Antonium Sabellum Bomanum per elegantiam suam et veritatem historiae 
dignum est, ut in lucem omnium veniat. Ideo inirascripti domini Consiliarii deli- 
berarunt et determinarunt, quod opus praefatum per Marcum Antonium praefatum 
dari possit alicui diligenti impressori, qui opus ülud imprimat suis sumptibus et 
edat, sicuti convenit elegantiae historiae dignae ut immortalis fiat, et nemini 
praeter eum liceat opus illud imprimi facere sub poena indignationis Serenissimi 
dominii et ducatorum quingentorum tam in Venetiis, quam in quacumque civitate 
et loco Serenissimi dominii (Castellani, S. 70). 12) Schürhann, Ent- 

wickelung. S. 1. — Siehe auch Ed. Fbomann, Aufsätze zur Geschichte des Buch- 
handels im 16. Jahrhundert. Heft 1. Frankreich. Jena 1876. S. 7Sff., wo die reizende 
Schilderung der Messe von H. Stephanus, Francofordiense emporuim s. Franco- 
fordienses nundinae 1574, im Auszug abgedruckt ist. Eibchhof, a. a. 0. S. 36 f. 
13) Schübmann, S. 35 ff. führt an, dafs die Partikularprivilegien keine eigentlichen 
Nachdruckprivilegien waren. — Bezeichnend ist die Klage über Nachdruck eines 
Werkes 89 Jahre nach seinem ersten Erscheinen (Schübmann, S. 22). 
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welche die Messen uater ihr Protektorat genommen hatten, des Kaisers 
und des Kurfürsten von Sachsen. Die kaiserlichen Privilegien be- 
aospruchten auf Grund des Bücherregals Achtung im ganzen Reich **) 
und sind auch auf das Emporkommen der Frankfurter Messen nicht 
ohne Einflufs gewesen. Aber die engherzige Handhabung der mit 
der kaiserlichen Bücheraufsicht verbundenen Zensur ") und die mifs- 
bräuchliche Verleihung der kaiserlichen Privilegien") verursachten 
die Verlegung des Messverkehrs nach Leipzig.") 

Kursachsen gewährte den ausländischen Buchhändlern für die 
Werke, fftr welche sie kursächsische Privilegien nachgesucht hatten, 
denselben Schutz, den die inländischen Buchhändler auch ohne Pri- 
vileg genossen. Nachdrucke der mit MeJbprivilegien versehenen 
Werke waren daher von der Leipziger Messe ausgeschlossen. Je 
gröfser der Andrang zu dieser war, um so wirksamer wurde der 
Schutz der kursächsischen Privilegien; und obwohl die Zuständigkeit 
der kursächsischen Behörden nicht über die Landesgrenzen reichte, 
erlangten jene eine allgemeine, man könnte sagen internationale 
Bedeutung. Sie traten so allmählich thatsächlich, wenn auch nicht 
rechtlich, an die Stelle der immer mehr an Einflufs verlierenden 
kaiserlichen Privilegien. 

Die Partikularprivilegien hatten eine weit geringere Bedeutung. 
Sie zerfallen in zwei Gruppen: die Generalprivilegien waren gewerb- 
liche Begünstigungen des Verlagsbuchhandels (so in Brandenburg)**), 
während die Spezialprivilegien zum Schutz des Verlags älterer Werke 
den Vorteil eines summarischen Prozeftverfahrens gewährten und 
damit dem Buchdruck dienten.*') Die kursächsischen Partikular- 



14) ScHüBMANN, S. 24 ff. Dbbs. , EütwlckeluDg. S. 16. 15) SchObuann, 

EntwickeluDg. S. tlff. — Über die Unterdrückung der Protestanten durch die 
1579 begründete kaiserl. Bücherkommission. Ebda. S. 25 f. Kirchhof, S. 60. 
SohObmann, S. 34. 16) Die Erteilung von Privilegien wurde als fiskal. Ein- 

nahmsquelle betrachtet; es entstand ein Handel mit Privilegien, der auch zu 
Nachdruckprivilegien führte. Schübmann, S. 34. Eibohhof, S. 58 ff. Kapp, S. 746. 
17) Schübmann, S. 34. Debs., Entwickelung. S. 27 ff. Eibohhof, S. 73 ff. Kapp, 
a. a. 0. Dieser Umschwung vollzog sich im Laufe des 17. Jahrhunderts. Das 
Ende der Frankfurter Messe trat 1764 ein mit der Absage der Leipziger Buch- 
händler (Schübmann, Entwickelung. S. 37). Der Grund, dafs Leipzig Hauptplatz 
des neueren Buchhandels wurde, ist seine Lage im Mittelpunkt des geistig pro- 
duktiven, protestantischen Norddeutschland. (Eibchhoff, Die Entwickelung des 
Buchhandels in Leipzig bis in das 2. Jahrzehnt nach Einführung der Reformation. 
Leipzig 1885. Buhl, Sortimentshandel.) 18) Schübmann, S. 42 u. 38. 19) Schüb- 
mann, S. 42. 
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Privilegien verschwandeii anfangs des 17. Jahrhunderts anter dem 
Einflufs von Mefsprivilegien. 

Ebenso verschmolzen in den am Ende des 17. Jahrhunderts er- 
lassenen kursächsischen Mandaten^) der allen Originalwerken an sich 
zustehende Schutz mit dem durch die Privilegien den Auslftndern 
gewährten und dem gewerblichen Verlagsschutz, wie dies in der 
Verordnung vom 4. März 1662 ausdrücklich ausgesprochen ist: „Der 
Nachdruck wird verboten zum Schaden derer, welche Bücher von 
den auctoribus rechtlicher Weise an sich gebracht, auch wohl Pri- 
vilegien darüber erlangt.'' 

So bedeutungsvoll die Leipziger Mefsprivilegien waren, konnten 
sie sich doch keine allgemeine Bechtssicherheit schaffen. 

Als um die Mitte des 18. Jahrhunderts infolge des Bücktritts 
der norddeutschen Verleger von der Frankfurter Messe dem Süden 
der Bezug der Bücher des stärker produzierenden Nordens abge- 
schnitten war^*), sahen sich die süddeutschen Buchhändler beim 
Steigen der Bücherpreise nach dem siebenjährigen Krieg'*) gezwungen, 
sich far den mangelnden eigenen Verlag durch Nachdruck fremder 
Werke schadlos zu halten.**) Es begann die Zeit des schrankenlosen 
Nachdrucks, der in Osterreich seinen Hauptsitz hatte. Die dagegen 
gerichteten Bemühungen der Leipziger Buchhändler, an deren Spitze 
der gewandte Buchhändler Keich stand *^), hatten den Erlafa des 
ersten, breiter angelegten deutschen Gesetzes gegen den Nachdruck 



20) Die ältesten allgemeinen Erlasse gegen den Nachdruck sind: die Hats- 
ordnung der Stadt Basel vom 28. Oktober 1531; die Nürnberger Ratsordnong 
vom 10. August 1633, sowie die erneuerte Ordnung und Artikel vom 7. Februar 
1673; diese Verordnungen sind wesentlich gewerblicher Natur. Kapp, 8.753 f. 
SchObmann, S. 37 f. — Ein Patent Kaiser Leopold I. vom 4. März 1662 diente 
zur Verstärkung der kaiserlichen Privilegien. Kapp, S. 753. — Die kursächsiscfae 
Verordnung vom 22. Januar 1661 diente ebenfalls der Unterstützung der Privi- 
legien. Die Verordnung vom 27. Februar 1686 enthält den Befehl, allen im Kur- 
fürstentum wohnenden — die Leipziger Messe besuchenden — oder sonst ihre 
Werke in das Land verhandelnden — bei Vermeidung der Konfiskation, Sperrung 
der Gewölbe und anderer Strafe, sich des verbotenen Nachdrückens zum Schaden 
derer, welche Bücher von den auctoribus rechtlicher Weise an sich gebracht, 
auch wohl Privilegien darüber erlangt, zu enthalten. Kibohhoff, S. 7 5 ff. 2t) Sohür- 
MANN, S. 129. Vgl. oben S. 9. Anm. 17. 22) Kibchhopp, S. 190. 23) Be- 

kannte Nachdrncker waren : Trattner in Wien, Schmieder in Karlsruhe, Gebbardt 
in Bamberg (Kirchhoff, S. 254), Schramm u. Cotta in Tübingen (Roth, Das 
Büchergewerbe in Tübingen). £s kam sogar zum Versuch einer Nachdrucker- 
messe, dem Hanauer Umschlag 1775 (Archiv des Buchhandels. IL S. 239 ff. Kibch- 

HOFF, S. 234). 24) SCHÜEMANN, S. 60ff. — KiRCHHOPF, S. 210 ff. 
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zur Folge**): des kursächsischen Mandats vom 18. DezembeiP 1773.^^) 
Dieses partikulare Cresetz stellt sich dar als eine Fixierjang dessen, 
was ohne Vorschrift und Privileg in Sachsen, wie in anderen Ländern 
schon Rechtens gewesen war: Zeitlich unbeschränkter Schutz jedes 
in Kursachsen gedruckten Buchs für Jeden, der sein Verlagsrecht 
an ihm nachweisen konnte.*') Indessen machte sich auch der Ein- 
flufs des Meisverkehrs und der ihre Interessen verfolgenden Leipziger 
Buchhändler^) in der bedenkliehen Neuerung geltend, dafs der Schutz 
gegen Übersetzung dem gewährt werde, welcher sich zuerst zum 
Protokoll der Bücherkommission anmelde.*®) Wenn man erwägt, welche 
Bedeutung die Übersetzungen im damaligen Buchhandel hatten^) — 



25) Gegen den Nachdruck wendet sich auch das Hannoversche Eeskript 
vom 20. März 1778. 26) § 1. „Als setzen, ordnen und wollen wir, da£s 1. allen 
und jeden in- und ausländischen Buchhändlern in Ansehung ihrer in unseren 
gesammten Landen gedruckten Bücher aller Art, gegen die Nachdrucker, so 
ihre Waare in unser Land einbringen und damit ihr Gewerbe stören, auf Implo- 
ration der ordentlichen Obrigkeit des Orts, wo solches geschiehet, schleunige Justiz 
administrieret, der Verkauf des Nachdrucks sofort untersaget, und die Nachdrucker 
zum Ersatz des ihnen zugefügten Schadens durch die bereiteten Zwangsmittel 
angehalten werden sollen. Jedoch hat solchenfalls der klagende Buchhändler 
zuvörderst, dafs er das Verlagsrecht an dem Buche, Übersetzung oder sonstiger 
Schrift, wovon die Frage ist, von dem Schriftsteller redlicher Weise an sich ge- 
bracht habe, und, falls er ein Ausländer ist, dafs an dem Orte seiner Heimat das 
Keciprocum gegen unsere Untertanen beobachtet wäre, behörig zu erweisen.* — 
Sodann empfahl das Mandat zur Erleichterung des Beweises die Erwerbung eines 
Privilegs oder Einzeichnung in das Protokoll der (1673 eingesetzten) Bücher- 
kommission; wegen der Übersetzungen (B^gulativ A. Z. 4) wurde bestimmt, es 
solle der don Vorzug und das Ausachliefsungsrecht haben, welcher sich in die 
Leipziger Bücherrolle zuerst eintragen lasse (Sohübmann, Entwickelung. S. 71 ff.). 
27) Hierüber. ScHüBMANM, S. 80 f. 28) Eibchhoff, S. 211 ff. Schübmann, Ent- 

wickelung. S. 65 ff. 29) Regulativ A. Z. 4. „Bei Übersetzungen hat derjenige, 

80 sich zuerst bei dem Protokolle gemeldet und einschreiben lassen, den Vorzug; 
es hat aber derselbe solche längstens binnen ein Jahr dem Publice ganz oder bei 
grofsen Werken wenigstens zum Teil unter obiger Verwarnung zu liefern ; wobei ein 
jeder Verleger vor gute und tüchtige Übersetzungen Sorge zu tragen, oder dafs, wenn 
eine in Druck ergangene Übersetzung nach angestellter Untersuchung schlecht und 
fehlerhaft befunden wird, man diesseits ein ernstes Einsehen haben, auch nach Be- 
finden einem anderen eine verbesserte Übersetzung zu edieren verstattet werde, 
ehnfehlbar zu gewarten hat."* — »Und gleichwie die vorstehendermafsen einge- 
zeichneten Bücher gleichen Schutz wie die privilegierten geniefsen sollen, also 
hat auch dieses Einzeichnen im Protokoll ebenfalls nur auf to Jahre, wie bei den 
wirklichen Privilegüs die Kraft und Wirkung. '^ Eine Erneuerung der Einzeichnung 
ist statthaft. 30) Zu den 86 Büchern, welche das kursächsische Verzeichnis 

von Ostern 1783 aufführt, gehören 60 Übersetzungen (Schüemann, S. 83). 
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es war die Zeit, wo man sieh eifrig mit auswärtiger Litteratur zu 
beschäftigen begann und, wo viele wissenschaftliche Werke noch 
lateinisch geschrieben wurden — kommt man zur Erkenntnis, dafs 
jene Bestimmung dem früheren Gewohnheitsrechtzustand und den 
früheren Mandaten gegenüber ein Rückschritt war. Denn es wurde 
für einen groJsen Teil der Verlagswerke der Schutz gegen Nach- 
druck an formale Voraussetzungen geknüpft, während er früher — 
im Inland — bedingungslos gewährt worden war. — Die Schuld, 
diese Beschränkung veranlalst zu haben, ist den Leipziger Buch- 
händlern zuzuschreiben, welche viele Übersetzungen fremder Werke 
verlegten, und, da sie an Ort und Stelle wohnten, sich die Priorität 
des Eintrags sichern konnten.") 

Die in dem Mandat von 1773 praktisch gewordenen Anschau- 
ungen entsprachen ziemlich der damaligen Doktrin, als deren be- 
deutendsten Vertreter wir J. St. Pütter betrachten können. — In 
seiner vortrefflichen, heute noch unerreichten Schrift „Der Bücher- 
nachdruck nach ächten Grundsätzen des Bechts^ ftlhrt er aus, dafs 
Originalwerke an sich auch ohne Privilegien zu schützen seien, und 
dafs dieser Grundsatz auch dem thatsächlichen Zustand in den Einzel- 
staaten entspreche. — Indem er damit den Schutz gegen Nachdruck 
seines gewerblichen Gewandes der Privilegien entkleidet, fahrt er 
ihn auch auf seine richtige Ursache, auf die Beziehung des Autors 
zu seinem Werk zurück.^*) Den Nachdruck erklärt er als eine Ver- 
letzung des Eigentums insofern, als die Nachdrucke den Absatz der 



31) EntCHHOFF, S. 2t 1 ff. Schübmank, Entwickelang. S. 65 ff. 32) Pütteb, 
S. 25 ff. Originalwerke „sind ursprünglich unstreitig ein wahres Eigentum ihres 
Verfassers , so wie ein jeder das, was seiner Geschicklichkeit und seinem Fleifs 
sein Dasein zu danken hat, als sein Eigentum ansehen kann**. — .... „An allen 
solchen Arbeiten kann niemand ohne des Verfassers Einwilligung sich irgend 
einiges Becht anmafsen. Nur dem Verfasser einer jeden Schrift, oder nach seinem 
Tode seinen Erben, oder wem das Eigentum von selbigen rechtmäfsig übertragen 
ist, kommt es zu, nach freier Willkür zu bestinmien, ob und wie eine solche 
Schrift zum Druck befördert werden soll.'' S. 118 zitiert FI^tteb solche, die den 
Nachdruck eines nicht privilegierten Werkes für erlaubt hielten: so den Hallischen 
Kanzler Ludewig (1670—1743), die Juristenfakultäten zu Jena (1722), Giefsen (1722), 
Helmstadt (1723), Erfurt (17. August 1723) (letztere mit der Begründung, dafs der 
allgemeine Schutz gegen Nachdruck die Eechte der Fürsten, Privilegien zu er- 
teilen und Einnahmen dadurch zu erzielen, schädigen müfste), Friedrich Böhmer 
(1771). Als Widersacher des Nachdrucks nennt er Luther, Carpzow, Ahasverus 
Fritsch (1629-1701), Adrian Beier (1634—1712), Christian Lynker (1643—1726), 
die Leipziger Juristenfakultät (1706), Böhmer (1674—1749), Gundling (1726), Joh. 
Balt. Wernher (1722), Thumeisen (1738). 
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Originalwerke beeinträchtigen. — Hieraus zieht er den Rücksehlufs, 
dafs ein Werk ohne Schaden nachgedruckt werden könne, wenn die 
Absatzgebiete des Originals und des Nachdrucks nicht kollidieren, 
so bei Werken fremder Sprachen, fremder Nationen.®^) 

Die mit dem Zerfall des deutschen Reichs beginnende ßechts- 
unsicherheit in Verlag und Buchhandel drängte schlieMich die Einzel- 
staaten zu einer gesetzlichen Regelung. Natürlich muJjsten sich diese 
im Gegensatz zu den erwähnten gesetzlichen Schutzmafsregeln auf 
das engere Staatsgebiet beschränken, und konnten auf auswärtigen 
Nachdruck nur insofern Rücksicht nehmen, als Nachdrucke inlän- 
discher Werke in das Inland eingeführt werden konnten. 

Auf dieser Stufe stand das prevfsische Landrecht. ^*) Dieses hat 
zunächst die gewerblichen Interessen der Buchhändler im Auge'*), 
und von diesen hauptsächlich die Beziehungen der Verleger zu den 
Autoren, den Verlagsvertrag. — Daneben finden sich auch Bestim- 
mungen gegen den Nachdruck, welcher für alle Werke, auf welche 
ein kgl. Unterthan das Verlagsrecht hat, untersagt ist. Privilegien 
wurden in Geltung belassen zur Verstärkung des strafrechtlichen 
Schutzes.^') — Nichtpreulsische Bücher wurden unter gewissen Be- 
dingungen ebenfalls geschützt.'^) — Wenn auch der Gedanke, daJß 
die Urheberschaft die Quelle des Verlagsrechts sei, im A. L.-R. 
noch nicht zum Ausdruck gekommen ist, so wird doch mittelbar 
das primäre Recht des Urhebers in gewissen Beziehungen anerkannt: 
Das Verlagsrecht, das den Ausgangspunkt des Nachdruckverbotes 
bildet, wird abgeleitet aus dem zwischen dem Verleger und dem 
Verfasser geschlossenen Verlagsvertrag.**) — Der Verleger kann ohne 

33) PüTTBR, S. 82 ff. 34) Hierzu das Kommentar von Koch und die Lehr- 
bücher von FöBSTEB und Dbbnbübg; Kaiseb, Die preutsische Gesetzgebung in 
Bezug auf Urheberrecht, Buchhandel und Fresse. Berlin 1852 u. 1865. Schür- 
HANS, S. 137 ff. 35) Über die Teilnahme Nikolai's an den verlagsrechtlichen 

Bestimmungen des preuls. L.-B. s. Schübmann, S. 138. 36) A. L.-B. T. II. 

tit. XX. § 1294ff. T. I. tit. U. § 996. 37) A. L.-R. T. L tit. 11. § 1026: 

„Neue Ausgaben ausländischer Schriftsteller, welche aufserhalb des deutschen 
Beiches oder der königlichen Staaten in einer fremden Sprache schreiben, und 
deren Verleger weder die Frankfurter noch die Leipziger Messe besuchen, können 
nachgedruckt werden, insofern der Verleger darüber kein hiesiges Privilegium 
erhalten hat.*" § 1033: „Insofern auswärtige Staaten den Nachdruck zum Schaden 
hiesiger Verleger gestatten, soll letzteren gegen die Verleger in jenen Staaten 
ein gleiches erlaubt werden. 38) T. I. tit. 11. § 998: ,.In der Kegel erlangt 

der Buchhändler das Verlagsrecht nur durch einen mit dem Verfasser darüber 
geschlossenen schriftlichen Vertrag." — In Ermangelung eines solchen treten 
die verlagsrechtlichen Bestinunungen des Gesetzes (§ 1000—1020) in Kraft. 
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ausdrückliche Abmaohuiig mit dem Verfasser keine neue Ausgabe 
veranstalten^'); jedoch erlischt diese Beschränkung mit dem Tod des 
Verfassers.^) — Aufeerdem finden wir hier zum ersten Mal eine Unter- 
scheidung zwischen der litterarischen Benützung eines fremden Werks 
und dem Nachdruck: Aufnahme einzelner Werke eines Verfassers in 
eine Sammlung, oder Einzelabdrucke von Auszügen sind verboten, 
wogegen die Aufnahme von Auszügen in Sammlungen freigegeben 
ist/^ Anmerkungen zu einem fremden Buch müssen gesondert ge- 
druckt werden/*) Mit diesem weitgehenden Schutz steht die absolute 
Übersetzungsfreiheit in eigentümlichem Gegensätze,*^) — Eine zeit- 
liche Beschränkung des Schutzes gegen Nachdruck kennt das Gesetz 
nicht. — Wie wir sehen, befindet sich auch das preuürische Land- 
recht mit den Anschauungen der von Pütter vertretenen Doktrin 
wesentlich in Übereinstimmung. Indessen wird die Betrachtung der 
Weiterentwickelung der Nachdrucksgesetzgebung darthun, dafs diese 
Auffassung vereinzelt dastand, und dafs die herrschenden Theorieen, 
welche fftr die fernere Gestaltung der Gesetzgebung mafegebend waren, 
nicht von der natürlichen Schutzberechtigung der Geisteswerke, 
sondern von dem gewerblichen Privilegienwesen ausgingen. — 

Ehe wir uns dieser Betrachtung zuwenden, müssen wir die Ent- 
wickelung**) der ausländischen Gesetzgebung verfolgen. 

Während in Deutschland sich in früher Zeit der Buchhandel vom 
Buchdruck und dem von den Buchdruckern betriebenen eigentlichen 
Verlagsgewerbe trennte, und diese Eigentümlichkeit für die Ent- 
wickelung des Verlagsrechts mafegebend wurde, haben in England 
die Interessen der zu einer Gilde vereinigten Verleger die Gestal- 
tung der Nachdruckgesetze beeinflufst.''*) 

39) T. I. tit. 11. § 1016: „Hingegen erstreckt sich das Verlagsrecht in der 
Regel, wenn nicht in dem geschlossenen Vertrag etwas anderes verabredet ist, 
nur auf die erste Auflage des Werks." 40) Ebda. § 1020: „Das Recht des 

Verfassers, dafs ohne seine Zaziehang keine neue Ausgabe veranstaltet werden 
darf, geht, wenn nicht ein anderes ausdrücklich oder schriftlich verabredet worden, 
auf seine Erben nicht über." Die Kehrseite dieser Bestimmung ist in § 1029 
ausgedrückt. Mehr als diese Umdrehung kann und will dieser Paragraph nicht 
besagen, a. M. Schübmann, S. 163. 41) Ebda., § 1024f. 42) Ebda., § 1023. 

43) Ebda., § 1027: „Übersetzungen sind in Beziehung auf das Verlagsrecht für 
neue Schriften zu achten." 44) Kikohhoff, Die Entwickelung des Buchhandels 
in Leipzig. S. 8. 45) Vgl. zur Geschichte des Urheberrechts in England: 

LovTNDBs, An historical sketch of the law of Copyright. London 1842. Copingbb, 
The law of Copyright. London 1870. Laboulatb, Etudes sur la propri^t6 
litt^raire en France et en Angleterre. Paris 1858. Dabbas, in Lyon Gaen u. 
Delalain I. S. 255 ff. 
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Schon im Jahre 1403 wurde die Gilde der slationers oder text- 
writers (who wrote and sold all sorts of books) gegründet, mit 
eigenen Ordonnances for the good government of their fellowship/") 

Ihre Thätigkeit beschränkte sich auf den Verkauf von Abcdarien, 
Paternosters u. s. w., wie überhaupt auch hier vor Erfindung des 
Buchdrucks der Schriftenhandel nur von untergeordneter Bedeutung 
war/') — Dies änderte sich mit der Einfllhrung des Buchdrucks/*) 
Eine aufserordentlioh rege Verlagsthätigkeit trat ins Leben. Die 
Masse der damaligen Drucke bestand aus Übersetzungen der Klas- 
siker, dann aus Grammatiken und Lexiken zum Schulgebrauch, so 
wie hauptsächlich aus Erbauungsbüchern und zahllosen Bibelüber- 
setzungen/') Der Hauptverlag bestand also nicht in der Herausgabe 
von Originalwerken. Der gewerbliche Schutz, welcher in Form 
von Privilegien den einzelnen Verlegern zu Teil wurde, machte dem- 
gemälfl zwischen Originalwerken und eigentlichen Verlagswerken 
keinen Unterschied.'^) Von Nachdruck hören wir bei der Masse 
kleiner gleichartiger Verlagsunternehmungen in damaliger Zeit noch 
nichts. Es ist daher die in der Mitte des 16. Jahrhunderts erfolgte 
Organisierung des Buchhandels nicht sowohl aus einem Bedürfnis, dem 
Nachdruckwesen zu steuern, als dem Wunsch, das Bücherwesen einer 
straffen Zensur zu unterwerfen, zu Stande gekommen. Am 4. Mai 1556 
wurde durch die Königin Maria der Stationers Company eine charter 
verliehen, welche diese Gilde mit einem absoluten Druckmonopol 
und unbeschränkter Zensurbefugnis ausstattete.^^ Letztere sollte der 
Unterdrückung des Protestantismus dienen. Die Company of stationers 

46) H. CvBVBN, A Mstory of booksellers. London 1873. S. 18. C. H. Timpeblbt, 
A Dictionary of printers and printing. London 1839. S. 83. 47) Doch soll 

damals schon die Universität Oxford ein Monopol auf den Yertrieb gewisser 
Werke gehabt haben. Laboulaye, S. 7. 48) Gaxton (1410—1491) war der 

erste englische Drucker. Cubven, S. 17. 49) Accidences, Incidaries, orchards 

of words, promptuances for little children. An Bibelausgaben (gan^ oder teil- 
weise) erschienen im 16. Jahrhundert 326. Gürven, S. 17. 50) So wurde das 
erste Privileg, von dem wir in England Kunde haben, einem Originalwerke ver- 
liehen. Privileg des Bichard Pynson von 1518 für die oratio Richard! Pacei in 
pace imperrime composita : »-^ . . . ne quis hanc orationem intra biennium in 
regno Angliae imprimat, aut alibi impressam aut importatam in eodem regno 
Angliae vendat.** — Laboulaye, S. 8. 1530 wurde Palsgrave ein Privileg ver- 
liehen für eine von ihm verfafste französische Grammatik, offen bar in seiner 
Eigenschaft als Selbstverleger. Dabbas, bei Lyon Caen u. Delalain, S. 256. 
51) »They might seize, take away, havebumd or convert to her own use, what- 
ever they should think was printed contrary to the form of any Statute act or 
proclamation, made or to be made.*" Cübven, S. 19. 
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wurde dadurch eine Vollstreckungsbehörde der Sternkammer, welche 
die höchste Zensur übte. 

Die Nachfolgerin Maria's brachte der aus politisch religiösen 
Gründen mit besonderen Machtbefugnissen ausgestatteten Korporation 
MiTstrauen entgegen; dieser Mangel an Wohlwollen äuiserte sich 
darin, dab die Königin die ßechte der Company of stationers selbst 
verletzte, indem sie einzelnen Buchhändlern Monopole verlieh zum 
Nachteil der Company.") Mit Mühe vermochte letztere selbst ein 
Monopol auf psalmers, primers und alamanacs zu erlangen"), welches 
sie nur dadurch wirksam zu machen verstand, dafs sie in gi'olJsen 
Massen zu drucken begann. Zu dieser thatsächlichen Schwächung 
der Company of stationers steht in sonderbarem Gegensatz, dafs die 
ihr durch die charter Mary verliehene Zensur unter Elisabeth be- 
stätigt, ja verschärft wurde.**) 

Aus diesen verwickelten Verhältnissen können wir vorläufig 
folgendes entnehmen: Es müssen für und wider die Company of 
stationers zwei Strömungen bestanden haben, deren Einwirkung die 
eigentümliche, schwankende Gestaltung der Verlegerverhältnisse be- 
einflulste. Die Verlagsthätigkeit der Gilde selbst entsprach nicht dem 
Umfang ihrer Machtbefugnisse. Denn der Verlag war nach Gattungen 
litterarischer Unternehmungen in den Händen einzelner Buchhändler 
monopolisiert.") Dagegen lag die schwerwiegende Bedeutung der 
Company in der Zensur und der Aufsicht über den gesamte Buch- 
handel. Ihre Statuten und Usancen sind daher auch fär die weitere 
Entwickelung des Buchhandels mafsgebend gewesen. Um die Mitte 
des 16. Jahrhunderts begann die Company die Bücher, welche 
sie verlegte, zusammenzustellen und bekannt zu geben.*^") Aus 
dieser Übung wurde im Lauf der Zeit eine Verpflichtung fftr den 
ganzen Buchhandel, alle verlegten Werke in die Register der 
Stationers Company einzutragen. Ebenso ging es mit der Abgabe 



52) GuRVEN, S. 19. Auch am Einkünfte aus dem Erlafs der Monopole zu 
ziehen. (Laboülatb, S. U.) 53) Cubvbn, S. 20. Dieses Monopol wurde er- 

weitert 1603 durch ein Patent Jakob*s I. (Timpbblbt, S. 445.) 54) Durch eine 
Injunction der Sternkammer von 1585, ebenso 1623. (Dabbas, bei Lyon Caen u. 
Delalain, S. 257.) 1586 wurde durch eine Injunction verfügt, dafs nur in der City, 
in Oxford und in Cambridge gedruckt werden dürfe. Laboülatb, S. 10. 55) So 
gab es unter Elisabeth Monopole auf: Musikal. Bücher, Grammatiken, Erbauungs- 
bücher, Bechtsbücher, Bibeln u. s. w. Gübybn, S. 19. 56) Zum ersten Male 
1558: „To make known to each other their respective Copyrights to an act of 
«dvertisement of the work then entered." Cubvbn, S. 20. 
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von Freiexemplaren an die Universität Oxford, zu welcher sieli die 
Buchhändlergilde am Ausgang des 16. Jahrhunderts freiwillig her^ 
teilieis; später wurde die Abgabe von drei Pflichtexemplaren allen 
Verlegern von der Company zur Auflage gemacht.") Als Aufsichts- 
behörde über die Gilde funktionierte die Sternkammer, welche ihte 
Monopole und Privilegien mehrfach bestätigte.**) 1640 wurde letztere 
aufgehoben und damit die Zensurbefugnis der Stationers Company.") 
Doch wurde ihr Aufsichtsrecht über den Buchhandel zur Wahrung' 
ihrer Monopole und besonders zur Unterdrückung des Nachdrucks 
mehrfach bestätigt.®**) Die Unrechtmäfsigkeit des Nachdrucks wurde 
unter der Republik besonders betont, und auch zum ersten Male auf die 
Interessen der Autoren zurückgeführt, welche in dieser Zeit Honorar 
für den Verlag ihrer Werke zu beziehen begannen.'*) 

Mit der Restauration wurde die Zensur wieder in verschärftem 
Ma& gehandhabt.**) Diese Tendenz kam in der licensing act zur 
-Geltung, welche, 1662*^) erlassen, die Veröffentlichung jedes Buchö 
von der Genehmigung des „owner*^, der Erlaubnis des Lord chäm- 
berlain, von dem Eintrag bei der Stationers Hall und von der Ab- 
gabe dreier Pflichtexemplare abhängig machte.**) Die licensing act 
wurde in der nächsten Zeit mehrere Male erneut, so 1671. Sie er- 
freute sich indessen als das Werk des Stuartkönigs und seines er- 
gebenen Parlaments nicht der allgemeinen Gunst. Es begann eine 
Bewegmg gegen die aufserordentlichen Machtbefugnisse der Statio- 
ners Company, die allein von den Vorschriften der licensing äöt 
Nutzen zog. Denn während die Verleger durch den Nachdruck- 

57) Cttbyen , S. 20. TiMPBBLBY, S. 575. 58) Injunction vom 23. Juni 

1585 (vom König bestätigt 1623) u. von 1637. (Dabsas, bei L. C. u. D., S. 257.) 
59) Doch wurde durch die ordonnance des Parlaments yom 14. Juni 1643 die 
ZeaBui dadurch wieder eingerichtet, daCs die Veröffentlichung jedes Buches von 
Öiner licensing abhängig gemacht wurde. Diese Vorschrift bekämpfte Milton in 
seiner Areopagitica. (Laboulatb, S. 3.) 60) Die ordonnance des Parlament» 
Yom 14. Juni 1643 ordnete auch das Verfahren zur Verfolgung des Nachdrucl^s; die 
ordonnance vom 20. September 1649 verbot den Nachdruck jedes eingetragenen 
Buches. (Laboulayb, S. 13. Dabbas, S. 287. Bei L. C. u. D.^ S. 257.) . 61) Ein^ 
der ersten Autoren, der Honorar erhielt, war Milton. Für sein Paradise lost 
zahlte sein Verleger Samuel Sinmions im ganzen 18 Pfund. (Cttbvbn, S. 22. 
TmpBBLBY, S. 544. Labottlatb, S. 12.) 62) 1660f erhielt die Company of 

stationers durch eine order in Council den Befehl, Buchanans history of Scotland 
und de jure regni apud Scotas zu konfiszieren. (Tihpbblby, S. 528. Laböülayb, 
S. 14.) 63) CopiNGBB (S. 11) giebt als Jahreszahl der licensing act 1662, 

CUBYBN (S. 20) 1663 u. Laboulatb (S. 14) 1671 an. 64) Gopingbb, S. 11. 

"CxTBVBK, S. 20. Laboulayb, S. 14. 

Osterrieth, Urheberrecht. 2 
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schütz reich wurden, mulsten sich die Autoren mit geringen Hono- 
raren begnügen/*) Es wurde daher die licensing act von dem Op- 
positionsparlament von 1679 wieder aufgehoben.*^ Da hierdurch der 
Company die Handhabe zur Durchftlhrung ihrer Aufsicht genommen 
war, erliefe sie am 17. August 1681 eine bylaw'^, welche den Nach- 
druck eines eingetragenen Buchs ,,nach altem Gebrauch^ für un- 
rechtmäfsig erklärte und mit Strafe belegte. Unter Jacob 11. trat 
die licensing act noch einmal ins Leben, 1685. Nach dem Sturz der 
Stuarts wurden die Angrifife auf die Privilegien der Stationers Com- 
pany erneut, da die Monopole der Gilde die Autoren vollständig von 
den Verlegern abhängig machten und daher der Verbreitung der 
Geisteswerke hinderlich waren.*®) Im Jahre 1694 wurde daher die 
licensing act dauernd aufgehoben. In demselben Jahre erliefs die 
Stationers Company wie 1681 wieder eine bylaw, welche das Ver- 
lagseigentum der Glieder der Company durch Strafen gegen Nach- 
druck schützen sollte. Allein die Ordonnance blieb machtlos, da 
es der Company an der Möglichkeit fehlte, sie zu vollstrecken. Die 
Folge dieser Verhältnisse war eine allgemeine Kechtsunsicherheit, 
welche dem Nachdruck Thür und Thor öflfnete. Die Verleger, welche 
die ganze Existenz des Buchhandels bedroht sahen, wandten sich 
in verschiedenen Eingaben an das Parlament um Erlais eines Ge- 
setzes gegen den Nachdruck.**) 

In der Petition von 1709 machten die Buchhändler geltend: 
Das Eigentum, das ein Verleger durch den Kauf eines Manuskripts 
an einem Buch erwerbe, gelte nach altem Kechtsherkommen (oommua 
law) und nach den Grundsätzen der Vernunft so viel wie jedes andere 
Eigentum. Seine Verletzung begründe zwar eine Privatklage auf 
Ersatz des bewiesenen Schadens. Dies genüge aber nicht. Es fehle 
an einem gesetzliehen Verbot, das den Nachdruck mit Strafe belege ; 
der Mangel eines Gesetzes müsse den Verlag, sowie die Verbr^tung 
der Litteratur und Wissenschaft schädigen."*) 

Diese Anregungen führten im Jahre 1710 den Erlals des ersten 
Autorsohutzgesetzes herbei, der act 8 Anne c, 19 J^) Der Inhalt des 
Gesetzes ist kurz folgender : „Die Autoren oder ihre Rechtsnachfolger 



65) So wurden Miltons Verleger reich, während die Nachkommen des Dichters 
darbten. Drydens Verleger Tonson erwarb sich ein Vermögen von 80 000 Pf. St 
66) Laboülayb, S. 15f. Dabra.8, S. 258. CopraGEB, S. 11. 67) Copinosb, S. 12. 
Dabbas, S. 258. 68) Sogar das Parlament konnte ohne Genehmigung der 

Company nichts drucken. 69) 1703, 1706 und 1709. (Laboülayb, S. 16. Dabbas 
bei L. C. u, D., S. 258.) 70) Laboulate, S. 17 f. CopraoBB, S. 14. 71) Copingkb,. 
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jedes nach dem 10. April 1710 veröffentlichen Buchs") sollen während 
1 4 Jahre von der Veröffentlichung an allein das Eecht haben, es zu 
drucken und zu verkaufen, mit Verlängerung der Frist um weitere 
14 Jahre, wenn der Autor bei Ablauf der ersten Frist noch am Leben 
ist/ Dieser Schutz gegen Nachdruck wurde abhängig gemacht von 
dem Eintrag des Werks in die Register der Company und von der 
Abgabe von 9 Pflichtexemplaren. 

Um die Bedeutung dieses Gesetzes zu verstehen, müssen wir 
uns den Gang der Entwickelung noch einmal kurz vergegenwärtigen. 
Die Stationers Company hatte das absolute Kontrollrecht über den 
ganzen Buchhandel. Von dieser Aufsicht machte sie Gebrauch, um 
ihre Monopole zu sichern und den Nachdruck zu verhüten. Wir haben 
gesehen, dafs auch ohne besonderes Gesetz der Nachdruck fbr un- 
rechtmäfsig galt und auch von der Stationers Company verfolgt wurde. 
Die ersten gesetzlichen Verbote des Nachdrucks wurden erlassen, 
als die Autorität der Company ins Wanken kam. — Als ihr nun das 
Parlament, um ihre Monopole unwirksam zu machen, die Exekutive 
entzog, nahm sie ihr auch die Möglichkeit, den Nachdruck wirk- 
sam zu verhindern. Die gewohnheitsreehtlich anerkannte Unrecht- 
mäfsigkeit des Nachdrucks blieb aber trotz Aufhebung der licensing 
act bestehen; ebenso die Monopole der Company. Die act 8 Anne 
c. 19 schuf daher nicht das Verbot des Nachdrucks, sondern ge- 
währte eine gesetzliche Handhabe zur Ausführung des längst be- 
stehenden Bechtszustandes. Die Fristbeschränkung erklärt sich aus 
der Abneigung des Parlaments, die Befugnisse und Monopole der 
Stationers Company — welche ja hauptsächlich von dem Gesetz 
Nutzen zog — zu stärken. 

Mit der act 8 Anne c. 19 hatte eine lange Entwickelung ihi-en 
Abschlufs erreicht. Die Folgezeit hatte sich mit der eben von uns 
erörterten Frage zu beschäftigen, welches der durch das neue Ge- 
setz geschaffene Eechtszustand sei. In der ersten Zeit wirkte noch 
die Erinnerung nach, dafe bis zum Gesetz der Schutz gegen Nach- 
druck nur durch das common law gesichert gewesen sei. Es ent- 
schied daher die court of chancelry durch injunctions, dafe das Ge- 
setz von 1710 nur eine Verstärkung des im common law bestehenden 
Nachdruckverbots gewesen sei.^^) Diese Auffassung fand ihren be- 

S. 14. Labotjlatb, S. 18 f. Die Copyright bill wurde am 1 1. Jan. 1709 von M. Wortiey 
im Unterhaas eingebracht. 72) Für die vor dem 10. April yeröffentlichten 

Bücher wurde eine 21jährige Frist, beginnend mit dem Tage der Yeröffentlichnng 
des Gesetzes, geschaffen. (CoFnvGBB, S. 14.) 73) Dareas, bei L. C. u. D., S. 266. 

2* 
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deutsamsten Ausdruck in einem Erlais der kings bench von 1769 in 
Sachen Millar v. Taylor.'*) Dieser Gerichtshof gab einer Schadens- 
ersatzklage aus Nachdruck eines Buchs statt auch nach Ablauf der 
aohtundzwanzigjährigen Frist, erkannte also die unbeschränkte Dauer 
des litterarischen Eigentums in seinen privatrechtlichen Folgen nach 
common law an. 

Schon nach wenigen Jahren jedoch trat der Umschwung ein, 
der auf die Gesetzgebung bis auf die heutige Zeit bestimmend ge- 
wirkt hat. 

In Sachen Donaldson v. Becker entschied die court of Lords 
1774, dais das litterarische Eigentum zwar anerkannt werden müsse, 
dals aber seine Wirksamkeit durch das Gesetz von 1710 zeitlicli 
beschränkt sei.") 

Durch diese Entscheidung erschreckt, wandten sich die Ver- 
leger mit einer Eingabe an das Parlament, um eine den Interessen 
der Verleger und Schriftsteller günstigere Lage zu schaflFen. Allein 
die Stimmung war gegen das common law. Die romanisierende Juris- 
prudenz bekämpfte das Prinzip des litterarischen Eigentums, die von 
den Physiokraten und Adam Smith beeinfluiste Nationalökonomie 
war der Verlängerung der scheinbaren Monopole abgeneigt. Die 
Bill wurde verworfen.'*) Damit war über das Schicksal der weiteren 
Entwickelung der Urheberrechtsgesetzgebung entschieden, die von 
nun an dauernd von der Anschauung ausging, dais der Schutz der 
Autoren ein künstliches, zu gunsten gewerblicher Interessen ge- 



74) Laboulayb, S. 23. Der Beklagte hatte Thomsons „seasons'*, erschienen 
1729, im Jahre 1763, also nach Ablauf der 28jährigen Frist nachgedruckt Der 
erste Verleger Miliar klagte auf Schadenersatz nach common law, wegen Ver- 
letzung des litterarischen Eigentums. Taylor bestritt die Möglichkeit des litte- 
rarischen Eigentums, da es nur ein Eigentum an körperlichen Sachen gäbe, die 
Ideen aber nicht appropriiert werden könnten. Gegen den vom Kläger vertretenen 
Gedanken des ewigen E^entums wandte der Beklagte ein, ein solches gewähre 
den Verlegern die Möglichkeit, die besten Bücher zu unterdrücken und die Preise 
hoch zu halten. Unter den Bichtem sprach besonders Mansfield für die Sache 
des Klägers. Der Gerichtshof gab die Entscheidung; Es giebt ein auf (geistiger) 
Arbeit begründetes Eigentum an litterarischen Werken, gleich dem gewöhnlichen 
Eigentum ; die Bechtswirkungen des litterarischen Eigentums sind zeitlich unbe- 
schränkt und überdauer^ auch die Frist der act 8 Anne c. 19. 75) Laboulaye, 
S. 28. 76) Laboulayb, 8. 29. Im Oberhaus vertrat Littleton die Interessen 
der Autoren; sie wurdeii hauptsächlich bekämpft von Lord Camden, der den 
später viel wiederholten Grundsatz aussprach, der Lohn der Autoren solle nicht 
in materiellen Gütern, sondern in dem Buhm und der Anerkennung der Mit- 
menschen bestehen. 
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schaflFenes gesetzliches Privileg darstelle.") Die Gesetzgebung von 
1710 bis zum Anfang des Jahrhnnderts dehnte die gesetzlichen 
Vorschriften auf die bildenden Künste "), sowie auf die vom Ausland 
eingeführten Bücher aus.'*) Gerade in der Zeit , in welcher in Ver- 
kennung der wahren Bedeutung des Urheberrechts die Gesetzgebung 
eine falsche, engherzige Bahn betrat, erschien das klassische Werk 
Blackstones***), der — wie in Deutsehland Putzer — zum ersten 
Male in klarer, scharfer Form das wahre Weisen des Urheberrechts 

darlegte.*0 

Der französische Buchhandel*') hat sich seine Lage nicht 
selbst geschajBFen, wie der deutsche oder auch der englische; seine 
Entwickelung stand unter der strengen Vormundschaft des zum Ab- 
solutismus strebenden Königtums. . 

Die librarii und stationarü von Paris bildeten im Mittelalter eine 
mit Statuten und Immunitäten versehene Korporation, die unter Auf- 
sicht der Universität stand.*^) Der von Deutschland eingeftthrte Buch- 
druck**) blühte, vom König und der Sorbonne begünstigt, als freies 
Gewerbe sehr rasch auf.*') Seine Hauptthätigkeit bestand im Verlag 
älterer Werke, während Originalausgaben seltener waren. Im Anfang 



77) Mit dieser Auffassung stand die Thateache in Übereinstimmung, d&fs 
1775 den Universitäten Englands und Schottlands, sowie den Schulen von Eton, 
Westminster und Winchester das Privileg des ewigen Schutzes verliehen wurde. 
78) Gesetz von 1734/5 (a. Geo. 11. c. 13) 1766; 1777, 1798. (Dabras bei L. C. 
u. D., S. 259.) 79) Gesetz von 1739; 1801 wurde die act Anne auf Irland aus- 
gedehnt, wo englische Bfichei' bis dahin ungestraft nachgedruckt worden waren. 
80) Gommentaries on the laws of England (10. Auflage 1787). 81) Ebda. 

B. II. S. 405 f. Das litterarische Eigentum der Autoren wird begründet auf Arbeit: 
„So that no other person without his leave may publish er make profit of the 
copies. When a man by the exertion of his rational powers has produced an 
original work, he seems to have clearly a right to dispose of that identical work 
as he pleases, and any attempt to yary the disposition he has made of it appears 
to be an Invasion of that right« Now the identity of a litterary composition 
consists interely in the sentiment and the langoage ; the £ame conceptions, cloathed 
in the same words, must necessarily be the same composition; and whatever 
method be taken of exhibiting that composition to the ear or the eye of another, 
by recital, by writing, or by printing, in any numbertof copies or at any period 
of time, it is always the identical work of the author, which is so exhibited; and 
no other man can have a right to exhibit it,^ especially for profit, without the 
author*s consent '^ 82) Hierzu vor allem Ebnouabd I^.der von allen neueren 
als Quelle benutzt wird. 8a) Rbnoüard, LS. 18 ff. 84) Der Eonstanzer 
Ulrich Gering [richtete auf Anregung der Sorbonne 1470 die erste Druckerei 
in Paris ein. (Rbnoüabd, I. S. 27.) 85) Im Jahre 1570 gab es in Paris über 
50 Druckereien. (Rbnovabd, I. S. 27 f.) 
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des 16. Jahrhunderts begann der Privilegiensehutz , der ohne Unter- 
schied älteren wie neueren Büchern gewährt wurde.") Einen Vorzug 
genossen die Buchdrucker, welche dem corps de la librairie angehörten 
und unter Aufsicht der Universität standen. Die verschiedene Behand- 
lung der Drucker kam in den ersten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts 
mit der Einfllhrung der Zensur auf, welche die Sorbonne zur Unter- 
drückung der Eeformationsbewegung in Anwendung brachte.*^) Über 
der Universität stand als Zensurbehörde kraft seiner obersten Juris- 
diktion das Pariser Parlament. — Zur Handhabung der Zensur wurde 
die Veröffentlichung jedes Buchs ohne permission verboten.") Die 
Genehmigung (permission) wurde häufig mit den Privilegien gegen 
Nachdruck vereinigt. Letztere, ausgehend vom König, vom Pariser 
Parlament, von der Universität und vom pr6v6t von Paris, dienten 
lediglich den gewerblichen Interessen der Verleger; sie wurden für 
einzelne Werke wie für den ganzen Verlag erteilt"), an Verleger, 
Autoren, ja sogar an Unbeteiligte."**) — Die Religionskriege brachten 
allgemeine Unsicherheit und Verwirrung. Die Zensurvorschriften wur- 
den gegen die Hugenotten bis zur Grausamkeit verschärft 'O? ^i^d 
ihre Handhabung den vereidigten Pariser Buchhändlern, dem corps 
de la librairie, übertragen.'*) Letztere genossen vor allen Anderen 
den Schutz der Behörden; sie waren hauptsächlich im Besitz der 
Privilegien, die sie sich gegen Ende des 1 6. Jahrhunderts nach ihrem 
Ablauf verlangem liefeen. Dies rief den lebhaften Widerspruch der 



86) Die ältesten auf uns fiberkommenen Privilegien sind: das des Antoine 
Värard von 1507 für die Briefe des Paulus mit französ. Glossen und das des Barthol- 
dus de Remboldt vom 12. Januar 1508 für seinen helligen Bruno. (Renouabd, I. S. 108.) 
87) BjB«roüABD, I. S. 31. 35. 88) 13. Juni 1521 lectum est quoddam regis 

mandatum prohibitorium ne librarii ac typographi venderent aut ederent aliquid, 
nisi autoritateUniversitaüs et Facultatis Tbeologiae, etvisitatione facta. (Rbnoüabd, 
I. S. 35.) Zensurvorschriften von 1534, 1537, 1542. (Rbnoüabd, I. S. 37. 40. 44.) 
89) So die lettres patentes Franz I. für den ersten königl. Drucker griechischer 
Bücher Conrad Neobar vom 17. Januar 1538: «Postremo typographis pariter ac 
bibliopolis vetamus in regno nostro imprimere vel alibi impressos distrahere libros, 
cum Latinos tum Graecos, in quinquennio, quod Gonradus Neobarius primus typis 
mandaverit, in biennio, quod ad veterum ezemplarium fidem vel sua industria, 
vel aliorum opera insigniter castigaverit * (Cbafelbt, Des progr^s de rimprimerie 
en France et en Italie au 16. siäcle. Paris 1836.) 90) Rbnoüabd, I. S. 110. 

91) Durch die Edikte von 1547, 1551, 1557, 1560 und die Deklaration vom 17. Januar 
1561. — Die lettres patentes vom 10. September 1563 verboten den Druck eines 
Buches ohne Genehmigung des Königs bei Todesstrafe. Diese Vorschriften wurden 
erneut durch die Ordonnance von Moulins vom Februar 1566, bestätigt 1570, 1571, 
1580. (Rbnoüabd, I. S. 47 f.) 92) Rbnoüabd, I. S. 110. 
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Provinsial'Y erleger hervor, die sieh besonders gegen die Privilegien- 
verlängerung älterer Werke verwahrten. Das Parlament nahm sieh 
der Interessen der letzteren an, während das oonseil des Königs 
solehe Emenemngen häufig gewährte. So kam es, da das Parla- 
ment die königlichen Privilegien bald bestätigte, bald aufhob, dab 
die Privilegien keinen sicheren Schutz mehr gewährten.*') 

Der Kampf zwischen den Pariser Buchhändlern und den Pro- 
vinzialen um die Verlängerung der Privilegien zog sich bis in das 
t8. Jahrhundert. Das corps des libraires umfalste zwar nur einen 
kleinen Teil sämtlicher französischer Verleger; aber durch die Kon- 
zentrierung des französischen Geisteslebens nach Paris und durch 
den Schutz des Hofes bewahrte es dauernd sein Übergewicht. Die 
Krone, welche im 17. Jahrhundert die Kompetenz des Parlaments 
und der Universität unterdrückte**), strebte durch häufige Erlasse der 
Verwirrung zu steuern. Zunächst wurde der Nachdruck privilegierter 
Bücher verboten**); sodann wurde die Privilegierung obligatorisch 
gemacht: es wurde für jedes Buch die Erlangung einer Permission 
und eines Privilegs vorgeschrieben.**) 

Mi^ der Privilegierung älterer Werke und der Verlängerung der 
Privilegien verftihr man schwankend. Das Reglement von 1618 gab 
den Druck alter Werke frei und gestattete die Privilegienverlänge- 
rung nur für vermehrte Ausgaben.*^ Das Reglement von 1649 dehnte 
den Privilegienschutz wieder auf ältere Werke aus.**) Dagegen er- 
hob sich eine starke Bewegung der Provinzialbuchhändler, welche 
von der über ihre Zurücksetzung unzufriedenen Universität unter- 
stützt wurden.**) Das Parlament erneuerte sein Verbot der Privi- 
legienverlängerung (auJser für vermehrte Ausgaben).^**) Das conseil 
des Königs verstärkte den Privilegienschutz und dehnte ihn aus.^**) — 



93) Benoüabd. I. S. 111 ff. In einzelnen Fällen verbot der König die Ver- 
längerung der Privilegien für gewisse Bücher, während sie das Parlament ge- 
währte. (Bbnoüabd, I. S. 118.) 94) Durch die lettres patentes von 1624, er- 
neut 1629. (Renouabd, I. S. 58.) 95) Reglement de police vom 20. November 
1610 a. 22; Statuten v. 1618 a. 19. (Rbnoüabd, I. S. 120.) 96) Statuten von 
1649. Das arrM vom 20. Dezember 1649 identifizierte Permission und Privileg. 
(Renouabi), I. S. 121 ff.) 97) Rbnoüabd, I. S. 120. „S'il y aurait aagmentation.'' 
98) a. 26. d. Stat. von 1649. (Remoüabd, S. 124.) 99) In einem Memoire von 
1650 führte sie an: „les libraires de Paris veulent que tous les autenrs de la 
France, poor Timpression et la vente de leors ouvrages, passent par leurs mains, 
afinqne, n'ayant la libertä de faire d^biter leurs livres, ils puissent plus facilement 
remporter tont le gain . . .'' (Rbnouabd, I. S. 133.) S. anch die R^pliques de 
rnniversit^, (ebda, ff.) 100) Arröt vom 7. September 1657. 101) Die Arräts 
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Die Vorrechte der Pariser Bnehhändler wurden durch die Reglements 
von 1686 und 1723 bestätigt.*^) Im 18, Jahrhundert nahm der Kampf 
zwischen den Pariser Buchhändlern und den Provinzialen einen 
weiteren Umfang an. An Stelle der engen Geschäftsinteressen, die 
hisher auf beiden Seiten in das Feld geflihrt worden waren, trat der 
Prinzipienstreit, Die Pariser Verleger flihi-ten ihren Anspruch auf 
unbeschränkten Schutz gegen Nachdruck auf das ihnen vom Autor 
übertragene litterarische Eigentum zurück, das durch die königlichen 
Privilegien nicht erst begründet, sondern nur authentisch anerkannt 
und bestätigt werde.*^') Die Krone, welche im Reglement von 1723^ 
die letzten Befiignisse des Parlaments an sich zog *^ j, sah in der Be- 
hauptung des litterarischen Eigentums von selten des corps des libraire» 
eine Verletzung ihrer Vorrechte/^*) Dieses Reglement entzog letzterem 
seinen besonderen Schutz und wandte ihn den Autoren zu. Diese 
hatten in den ersten Jahrhunderten des französischen Buchhandels 
keine Beachtung und keine Rücksicht genossen. • Es war ihnen der 
Verlag ihrer eigenen Werke ausdrücklich untersagt***); von den Vor- 
rechten ihrer Verleger hatten sie keinen Vorteil.*") Dies änderte 
sich in der Mitte des 18. Jahrhunderts. Das Verbot des Selbstver- 
lags dauerte zwar noch fort. Indessen fand das litterarische Eigen- 
tu;n der Autoren Anerkennung, selbst zum Nachteil der mit einem 
Privileg versehenen Verleger.***) 

Tom 2. Dezember 1659, 18. Juni 1660, 30. Janaar 1662, 10. Mai 1662, 14. Augast 
1663, 27. Februar 1665, 11. September 1665, 12. Mai u. 19. Juni 1671. (Rbnouabd, 
L S. 139 ff.) Durch die letzteren Arr^ts wurden Werke von Schriftstellern, welche 
vor 1470 gestorben w;aren, von der Privilegierung ausgeschlossen, aufser bei Ver- 
mehrung und Verbesserung. 102) Beglement von 1686 (Renouabd, I. S. 142)^ 
erneut und verstärkt durch die Arr^ts. von 1701 und 1703 und das Beglement 
von 1723. 103) Ein Memoire von Louis D'HBEicoukT von 1725 (Bbnouabd^ 

I. S. 156, Laboülayb et Güibfbby, La propri^t^ litt^raire au XVIII. siecle. Paris 
1859« Si 16 ff.) führte den obigen Gedanken spharf und klar durch. Für ihn be- 
steht das litterarische Eigentum nach geipeinem Becht: „le droit cpmmun da 
royaume sub^iste en son entier ^ leur ^gard, et par cons^quent le roy n*ayant 
aucun droit sur les ouvragea des auteurs, ne peut les transmettre ä personne 
s^i^s le consentement de ceu^ (^ s'en troi^vent les legitimes propri^taires." 
104) Bbi^oua;^, L S, 86. 105) Pqxjillbt, S. 9. 106) Beglement von 1686^ 

tit. 2 u. Beglement von 1723 tit. 2 a. 4. . 107) Boilbau spricht in einem Brief 
a,n Golbert 1674 seine Freude darüber aus, dafs sein Verleger keine Privilegien- 
verlftogerung erhalten habe: »car c*^tait lui seul, qui Tavait. sollicit^; ^tant tr^s 
^veül^ pour ses int^r^ts et sachant fort bleu que je nMtais point homme ä tirer 
tribut de mes ouvrages." (Bbno^abd, I. S. 146.) — Daneben wnrden doch Klagen 
laut, dafs einzelne Autoren sich zq, hohe Honorare zahlen liefsen. (Bbnouabp, I. 
S, 147.) 108) Ein Erlafs des conseil vom 14. Sept. 1761 gewährte den Enkelinnen 
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Diese Tendenz kam zum Ausdruck in den sechs arrUs vom 
30. August 1777 f welche eine Regelung des Buchhandels herbei«: 
führen sollten.'*«) 

Das arr^t de privilege stellte fest „que le privil^ge en librairie 
est une gräce fondöe en justice et qui a pour objet, si eile est 
accordee ä Tauteur, de recompenser son travail, si eile est accord^e 
au libraire de lui assurer le remboursement de ses avances et Tin- 
demnit^ de ses frais.^ In Übereinstimmung mit diesem Grund- 
gedanken wurde den Autoren — falls sie ihr Werk in Selbstverlag 
nahmen — ein ewiges Schutzprivileg gewährt, (A. 5.) Die Buch- 
händler wurden geschützt auf die Lebensdauer der Autoren oder 
10 Jahre. Dieser Schutz war allgemein garantiert, da die Erlangung 
eines Privilegs obligatorisch war. Doch war noch Gewährung eines 
Privilegs von einer längeren Dauer und die Verlängerung eines Pri- 
vilegs für vermehrte Ausgaben "°) vorgesehen (a. 2. 3. 4). Für ältere 
Werke wurden keine Privilegien verliehen. Das arr^t sur les contre- 
fßgons stellte den Nachdruck zum Schaden privilegierter Bücher unter 
Strafe und gewährte dem Geschädigten eine Schadensersatzklage."0 

Gegen diese Besamungen erhob sich eine starke Bewegung, 
die, in Streitschriften"'*),' Bittgesuchen und Prozessen"^) ihren Aus- 
druck fand. Das Parlament nahm, ebenfalls Stellung gegen die 
6 an-ßts. Diese wurden aber trotz aller Angriffe bis zur Revolution 
aufrecht erhalten."^ Die Neugestaltung aller Verhältnisse fahrte 



des im Jahr. 1694 yer8torl)eiien Lafontaine für dessen Werke Schutz gegen den 
Verleger, an dessen RechtSTorgänger Lafontaine selbst diese Werke tiberlassen 
hatte. Gegen diese Entscheidung, welche die Pariser Buchhändler sehr erschreckte, 
schrieb Diderot ein Memoire zum Schutz der gewerblichen Interessen. Für einige 
Werke F^n^lons wurde im 18. Jahrhundert bald den Verlegern, bald den Erben 
verschiedene Privilegien und Verlängerungen gewährt. Schliefslich entschied das 
conseil am 20. März 1777, dafs Privilegien nur mit Zustimmung der Erben des 
Verfassers verlängert werden könnten. (Renouabd> L S. 163 ff.) 109) Rrnouakd, 
LS. 167 ff. 110) „ä moins qu'il n*y ait dans le livre augmentation au moins 

d'un quart.« 111) A. 1. 2. 3. (Renouabd, L S. 170ff.) 112) Linguet, der 

1774 ein Memoire sur la propri^t^ et les Privileges exclusives de la librairie ge» 
schrieben hatte, griff die arrets heftig an; er stützte sich auf das litterarische 
Eigentum, das n^pht untergehen könne, wenn es vom Autor auf den Verleger 
übertragen werde : „un privilege n'etant, en librairie, que la reconnaissanee d'une 
propri^tö pr^ezistante, il ne peut pas la bprner. Si eUe est c^rtaine au moment 
oü il commence , pourquol ces^erait eile ä celui oü il explre ? . . . Un privilßge 
ne doit jamais s'^teindre ou doit toigours se renouveler, parceque la propri^td 
qui le motive ne peut pas p^lr.*" (Ebnotjabd, L S. 173 ff.) 113) Procesi^ 

Paucton c. Desaint. (RsKOüiüEip, I. S. 181.) 114) Das arr^t vom 30. Juli 177S 
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auch eine Beform der Nachdrueksgesetzgebung herbei, die zwar 
das bisherige Privilegienwesen aufhob und das Recht der Autoren 
zur Grundlage des Schutzes gegen Nachdruck machte, sich aber 
auch auf die gegebene Entwickelung aufbaute. 

Wir müssen also versuchen, einige Gesichtspunkte zu gewinnen, 
die uns den Stand der Verhältnisse am Vorabend der Revolution er- 
klären. In erster Linie mufs uns auffallen, dais der französische Buch- 
handel sich nicht frei entwickeln konnte, und dafs die Interessen der 
Krone, des Parlaments und der Universität einen wechselnden Ein- 
fluls geübt haben. Sodann war für den französischen Buchhandel 
der Jahrhunderte andauernde Streit zwischen den Parisern und den 
Provinzialbuchhändlern mafsgebend. Thatsächlich war der haupt- 
sächliche Verlag in Paris konzentriert; der Privilegienschutz kam 
daher den Parisern zu gute, während sich die Provinzialen infolge 
der Privilegien rechtlich vom Verlag ausgeschlossen sahen."*) So 
kam es, dafs, obwohl die Pariser Gilde engherzig nur ihre eigenen 
Interessen wahrte und aufserordentliche gewerbliche Vorrechte ge- 
noJs, welche den Aufschwung eines allgemeinen fi-anzösischen Buch- 
handels verhinderten, trotzdem die wahren Bedürfiiisse des Buch- 
handels in der Wahrung der einseitigen Interessen des corps des 
libraires ihre Förderung fanden. Denn dieses erstrebte Ordnung und 
Beschränkung des Nachdrucks, während die Provinzialen schranken- 
lose Freiheit begehrten. Das Übergewicht der ersteren schuf einen 
allgemeinen, zeitlich unbeschränkten Privilegienschutz."*) Das Schwin- 
den des Einflusses des corps des libraires wurde auch dem Nach- 
druckschutz verhängnisvoll. Denn obwohl sich die wissenschaftliche 
Erkenntnis des wahren Wesens des Autorschutzes Bahn brach, be- 
wirkte die Tendenz, die gewerblichen Monopole der Buchhändler zu 
unterdrücken» dafs auch der berechtigte Schutz der Buchhändler gegen 
Nachdruck eine Einschränkung erlitt. 

Wir sind nun in der Betrachtung der Entwickelung des Urheber- 



brachte die mildernde Bestimmung^ dafs ein Antor, ohne sein Eigentum zu zedieren, 
sein Werk durch einen Buchhändler verlegen lassen könne. 115) Es wurde 

in der Provinz sehr stark nachgedruckt, besonders in Lyon u. Reuen (Diction- 
naire raisonnä de bibliologie von Feignot I. Paris 1802. S. 186). 116) Der 

Privilegienschutz war allgemein, da die Erlangung von Privilegien durch ver- 
schiedene Erlasse obligatorisch geworden war; die zeitliche Unbeschr&nktheit 
ergiebt sich aus der Möglichkeit die Privilegien zu verlängern, von der auch, wie 
die Seite 24 Anm. 108 angeführten Beispiele beweisen, so lange Gebrauch gemacht 
wurde, als ein Werk verlagsföhig war (vgl. auch Pouillbt S. 122). 



1 
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rechts an einem Punkt angelangt, wo in der Auffassung und Be- 
handlung ein Umschwung eintrat. 

Die Anfangsgeschichte des Buchhandels *") zeigt, dafs der Nach- 
druck von Originalwerken immer für unrechtmäJsig galt *"), und dafe 
diese Übung auf dem Wege war, in der Gresetzgebung ihren Aus- 
druck zu finden. Die Entwickelung wurde unterbrochen durch die 
Reaktion gegen die aus dem Mittelalter erhaltenen Gewerbevorrechte. 
Diese Bewegung war vorbereitet durch die Beschwerden der von 
den Privilegien und Monopolen ausgeschlossenen Interessentenkreise. 
Sie wurde um die Zeit der Revolution von der Wissenschaft auf- 
genommen. Da der Schutz gegen Nachdruck oft die Form der ge- 
werblichen Beschränkungen angenommen hatte, mufste bei der Be- 
freiung des Gewerbes von seinen Schranken auch die aus der Natur 
der Sache begründeten Rechte der Autoren und ihrer Rechtsnach- 
folger eine Einbufee erleiden. Indem man diese Rechte mit Mono- 
polen verwechselte, verkannte man ihren Grund, und indem die 
römische Doktrin den vom germanischen RechtsgefÖhle geschaffenen 
Begriff des geistigen Eigentums als mit der Natur des römischen 
Eigentums unvereinbar verwarf, verkannte man sein Wesen. Unter 
diesen Auspizien steht die neueste Gesetzgebung. 

Das allgemein zum Durchbruch gelangte Geffthl von der Schutz- 
würdigkeit geistiger Werke stand im Widerstreit mit der Abneigung 
gegen die scheinbare Neubelebung gewerblicher Vorrechte und der 
Schöpftmg eines unkörperlichen Eigentums. Die Gesetzgebung schuf 
sich daher die undankbare Aafgabe, den Rechten der Autoren Gel- 

117) Auch in anderen Staaten gleicher Eultarstafe Yermdgen wir bis Ende 
des vorigen Jahrhunderts die Erscheinung wahrzunehmen, dafs der Nachdruck 
allgemein untersagt war. So in Spanien, wo die Zensur, welche den Buchhandel 
in strenger Zucht hielt, den Neudruck wie den Wiederabdruck eines Werks von 
obrigkeitlicher Genehmigung abhängig machte. (Lyon Gabn u. Delalain, I. S. 205 f. 
PüTTBB, a. a. 0. § 116.) In den Niederlanden wurden Privilegien verliehen von 
den Provinzen wie von den Generalstaaten. Es scheint sich nebenher gewohn- 
heitsrechtlich unter den holländischen Buchhändlern eine gegenseitige Achtung 
ihrer Yerlagsunternehmungen herausgebildet zu haben. Dabei hielt sich der 
holländische Buchhandel dadurch schadlos, dafs er sich vorwiegend mit dem 
Nachdruck ausländischer Werke befafste. (Lyon Caen u. Delalain, I. S. 456 ff. 
Bbnoüabd, L S. 246 ff. Pt^TTBB, a. a. 0. § 120.) Dänemark schtltzte nach dem 
Erlafs vom 7. Februar 1741 den Autor und seine Rechtsnachfolger ohne zeitliche 
Beschränkung gegen Nachdruck. Doch wurde das Recht des Autors als erloschen 
betrachtet, wenn das Buch nicht innerhalb einer gewissen Zeit eine Neuauflage 
erlebte. (Lyon Gabn u. Delalain, I. S. 187.) 118) Im Anfang des 18. Jahr- 

hunderts war auch in Frankreich diese Überzeugung herrschend. 
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tnng zu verschaffen, sie aber auch möglichst einzuschränken mit 
Rücksicht auf die angeblichen Eechte des Publikums auf freie Be- 
nützung der geistigen Schöpfung. 

Hieraus folgte vor allem die zeitliche Beschränkung des geistigen 
Eigentums, der nur bedingte Schutz des Ausländers, sowie auch da» 
Zögern, die anderen Eingriffe in das geistige Eigentum mit dem 
Nachdruck auf gleiche Stufe zu stellen. Doch die Macht natürlicher 
Bedüi*fiiisse wirkt stärker als Vorurteile. So kam es, dafs in den 
engherzigen Anfängen der modernen Gesetzgebung schon unbewufst 
die Keime ihrer EntWickelung zu ihrer richtigen Gestalt lagen. 

Es war daher die Aufgabe der neueren Jurispnidenz, einerseits 
den Nachdruckschutz wieder auf das geistige Eigentum zurückzu- 
führen, andererseits es systematisch auszubilden und wissenschaft- 
lich zu vertiefen. 

In Deutschland"^) kam noch dazu das Bedürfnis, dem Bechte 
der Autoren auch über die Grenzen der Einzelstaaten hinaus Gel- 
tung zu verschaffen. 



119) Quellen a. Litteratur zur deutschen Gesetzgebung: Eisbi^lohb, Samm- 
lung der Gesetze und internationalen Verträge zum Schutz des litterarisch- 
artistischen Eigentums in Deutschland, Frankreich u. England. Heidelberg 1856. 
FbiedlIndbb, Der einheimische u. ausländische Rechtsschutz gegen Nachdruck 
u. Nachbildung. Leipzig 1857. Fbtsch, Die gesetzlichen Bestimmungen über 
den Verlagsvertrag. Leipzig 1870. 0. WIchtbb, Das Verlagsrecht. Stuttgart 
4857. (S. das, auch vollständige Angaben über die Litteratur.) ELOSTBBicAim» 
Das geistige Eigentum. Berlin 1867. Jolly, Die Lehre vom Nachdruck. Nach 
den Beschlüssen des deutschen Bundes dargestellt. Heidelberg 1852. EtJnirs^ 
Der Rechtsschutz an den Werken der bildenden Eünste. Eine Denkschrift. 
Berlin 1861. Vbsqub v. Pt^TTLiNOBN, Musikal. Autorenrecht 1867. Über die Terri- 
torialgesetzgebung, Preufsen: Hitzig, Das kgl. preufs. Gesetz vom 11. Juni 1837 
zum Schutz des Eigentums an Werken der Wissenschaft u. Kunst gegen den 
Nachdruck u. Nachbildung. Berlin 1838. Kaisbb, Die preufs. Gesetzgebung in 
Bezug auf Urheberrecht, Buchhandel u. Presse. Berlin 1852. Ergänzungsheft 
1865. Hbydbmann u. Dahbach, Die preufsische Nachdrucksgesetzgebung, erläutert 
durch die Praxis des kgl. litterar. Sachverständigen^ Vereins. Berlin 1848 u. 1863. 
Koch, AUgem. Lanclrecht für die preufs. Staaten. Mit Kommentar in Anmerkungen. 
Berlin 1862. B. L Föbstbb» Theorie u. Praxis des heut. gem. preufs. Priyat- 
rechts. II. Berlin 1882. Dbbnb^bg, Preufs. Privatrecht HI. Halle 1882. Öster- 
reich: Habüm, Die gegenwärtige österreichische PreGBgesetzgebnng. Wien 1857. 
Stubbnbaüoh, Kommentar zum allg. bürgerl. Gesetzbuch. IL Wien 1885. Sachsen - 
Mbimbbt, Das kgl. sächs. Gesetz vom* 22. Februar 1844. Leipzig 1844. Bayern: 
Makdby, Das Urheberrecht an litterarischen Erzeugnissen u. Werken der Kunst. 
Ein Kommentar zu dem kgl. bayr. Gesetz vom 28. Jujii 1865. Erlangen 1861. 
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' Die Bundesgeset:^gebung^^) versuchte daher durch Feststellung 
eines Minimalschutzes fbr den deutschen Bund eine allgemeine Rechts- 
gleichheit anzubahnen.***) Die Partikulargesetzgebtmg ging von dem 
Schutz gegen Nachdruck aus. Freufsen schritt zuerst zur Ausarbei- 
tung eines systematischen Gesetzes über das Urheberrecht; ihm folgten 
Braunschweig, Sachsen- Weimar, das Königreich Sachsen, Bayern und 
Österreichs^) Ende der 40 er Jahre trat in der Gesetzgebung der 
Einzelstaaten ein Stillstand ein. Der Mangel eines allgemeinen und 
sicheren Schutzes rief eine Bewegung der Vertegerkreise hervor, auf 



120) A, 18 der deutschen Bundesakte vom 8, Juni 1816 sichert den Unter- 
tanen der deutschen Bundesstaaten die Abfassung gleichförmiger Verfügungen 
über Prefsfreiheit u. Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller u. Verleger gegen 
Nachdruck zu. Der Bundesbeschlufs vom 6, September 1832 stellte in Aussicht, 
daCs der Unterschied zwischen den eigenen Untertanen eines Bundesstaats u. jenen 
der übrigen im deutschen Bunde vereinigten Staaten aufgehoben werden solle. 
Der Bundesbeschlufs vom 9, Nov, 1837 s^huf einen Minimalschutz für litterariscfae 
Erzeugnisse und Werke der Kunst. Ber Bundesbeschlufs vom 22, April 1841 
schuf Bestimmungen zum Schutz musikalischer Kompositionen und dramatische 
Werke. Der Bundesbeschlufs vom 19. Juni 1845 ergänzte u. erweiterte den Bundes- 
beschlufs von 1837. Der Bundesbeschlufs vom 6. Nov, 1856 gab den bundes- 
gesetzl. Bestimmungen rückwirkende Kraft für die Werke von Autoren, die vor 
1837 verstorben waren. Der Bundesbeschlufs vom 12. März 1857 erweiterte den 
Schutz musikalischer und dramatischer Werke. Über die Anfänge der Bundes- 
gesetzgebung s. a. ScHüBMAim, Entwickelung, S. 21 3 ff. und Schübmann, S. 177 ff. 
121) Maiidet, a. a. 0. S. 10. Jollt, a.a. 0, S. 303ff. 122) Baden, Ver. v. 

8. Sept. 1806. Bad. L.*K a. 577 d. a. Ifassauer Edikt v. 4./5. Mai 1814. Olden- 
burg, Strafgesetzbuch v. 1824. § 416. Anhalt- Dessau, Ver. v. 15./24. Nov. 1827. 
Sachsen- Altenburg, Gesetz v. 1. Dez. 1827 u. 9. Januar 1828. Anhalt- Bemburg, 
Ver. V. 2. Dez. 1827. Lippe, Ver. v. 18. Dez. 1827 u. 29. Dez. 1837. Reufs j. L., 
Ver. V. 24. Dez. 1827. Anhalt- Käthen, Mandat v. 23. Dez. 1828- Sachsen-Coburg- 
Gotha, Ver. v. 18. Sept. 1828. Sachsen-Meiningen, Y er. y, 1. Mai 1829. Messen^ 
Cassely Ver. v. 6. Mai 1829. Hessen- Darmstadt, Ges. v. 23. Sept 1830. Holstein, 
Kanzlei-Patent v. 30. Mai 1833; 23. M&rz u. 6. April 1839; 20. Nov. 1845. Harn-- 
bürg, Batsschlufs v. 1^. März 1838. Itats- u. Bürgerschlufs v. 25. Nov. 1847. 
Württemberg, Beskript v. 25. Febr. 1815. Provis. Gesetz v. 22. Juli 1836; Ges. 
V. 17. Oktob. 1838; Verfügung v. 19. Oktob. 1838; Gesetz v. 24. August 1845. 
Preufsen, Ges. v. 11. Juni 1837; Instruktion v. 15. Mai 1838 zur Bildung von 
Sachverständigen- Vereinen ; Ver. v. 5. Juli 1844; Publikationspatent v. 16. Jan. 
1846; Ges. v. 20. Febr. 1854; Publikationspatent v. 16. Jan. 1857; 4. Mai 1857. 
Sachsen^ Weimar, Ges. v. 11. Jan.. 1839. Bayern, Ges. v. 15. Aprü 1840 u. 28. Juni 
1865, Lübeck, Ver. v. 31. Juli 1841. Braunschweig, Ges. v. 10. Febr. 1842. 
Mecklenburg, Ver. v. 19. April 1843. Königreich Sachsen, Ges. v. 22. Febr. 1844; 
Ver. V. 22. Febr. 1844; v. 4. Juli 1844; 29. Nov. 1844; 27. Juli 1846; Ges. v. 
27. Juli 1846. Österreich, Ges. v. 19. Oktob. 1846. Über die Litteratur der 
Beichsgesetzgebung siehe später. 
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deren Anregiing die säehsisehe Begierung den (1825 gegründeten)^*^) 
Börsenverein deutscher Buchhändler mit der Ausarbeitung eines Ent^ 
wurfs beauftragte und diesen 1862 der Bundesversammlung vor- 
legte/^) Das Zustandekommen des Gesetzes seheiterte an dem Wider- 
stand Preulsens. 

Ein von Österreich 1862 vorgelegter und durch eine Kommission 
der Bundesversammlung (1864) in Frankfurt ausgearbeiteter Entwurf 
blieb infolge der politischen Ereignisse des Jahres 1866 liegen/^) 
Der norddeutsche Bund nahm die Begelung des Urheberrechts in 
sein Programm auf/*^) Ein vom Bundesrat auf Grund des Börsen- 
vereinsentwurfs und des Frankfurter Entwurfs unter Mitwirkung des 
Börsenvereins deutscher Buchhändler ausgearbeiteter Entwurf eines 
(5resetzes betreflFend das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, 
musikalischen Kompositionen, dramatischen Werken und Werken der 
bildenden Künste wurde dem Reichstag des norddeutschen Bundes 
am 14. Februar 1870 vorgelegt und am 11. Juni 1870 als Gesetz er- 
lassen, unter Ausschluls der Begelung des Urheberrechts an bildenden 
Künsten.*") Das Bundesgesetz wurde in die Reichsgesetzgebung über- 



123) SchObmank, S. 246. 124) Der Börsenverein lielüs auf die von Sachsen 

(am 2. Oktob. 1854 u. am IG. Februar 1855) an ihn gerichtete Aufforderung nach 
Vorberatung der grundlegenden Prinzipien durch einen Ausschufs einen Entwarf 
durch eine Kommission in Berlin (Heydemann, Hinschius, Könne, JoUy, Eisenlohr, 
W&ehter u. a.) ausarbeiten, der dann vom Vorstand nach nochmaliger Umarbeitung 
u. SchluCsredaktion durch Reimer, Veit u. Hinschius von der s&chsischen Regierung 
der Bundesversammlung vorgelegt wurde. Diese nahm gegen die Stimme Preufsens 
(am 16. Oktob. 1862) einen Antrag auf Erlafs eines aUgemeinen Gesetzes gegen 
Nachdruck an. 125) Auf Österreichs Antrag beschloß die Bundesversammlung 
am 16. Juli 1863 durch eine Kommission einen Entwurf auf Grundlage des s&chs. 
u. österr. Entwurfs fertigen zu lassen. Diese Kommission, welche in Frankfurt a. M. 
tagte, Schlots ihre Arbeiten am 19. Mai 1864 u. legte sie der Bundesversammlung 
vor, welche den Entwurf den einzelnen Staaten zur Annahme empfahl. 1 26) A. 4 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes. 127) Der Bundesrat ersuchte am 

10. Juni 1868 den Bundeskanzler die Ausarbeitung eines Entwurfs zu veranlassen. 
Dieser lielüs den Entwurf durch eine Kommission des Börsenvereins deutscher 
Buchhändler u. eine Sachverständigen-Konferenz in Berlin begutachten, worauf 
er, noch einmal von Dambach umgearbeitet, am 27. Januar u. 14. Februar 1870 
vom Bundesrat angenommen wurde. — Am 14. Februar 1870 wurde der Entwurf 
dem Reichstag überreicht; dieser nahm in der ersten Beratung vom 21. Februar 
u. der zweiten vom 24. u. 26. M&rz die §§ 1 , 2 u. 8 an u. überwies den Rest 
an eine Kommission, welche vom 28. März bis zum 8. April ihre Arbeiten erledigte. 
Am 10. Mai trat der Reichstag wieder in die Beratung ein u. ftLhrte am 12., 13. 
u. 14. Mai die zweite Beratung zu Ende. Die dritte Beratung fand am 19. Mai 
statt. Am 20. Mai wurde das Gesetz angenommen. An den Verhandlungen be- 
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nommen und ist heute noch geltendes Becht. Das künstlerisohe Ur- 
heberrecht wurde endlich im Gesetz vom 9. Januar 1876 geregelt."®) **•) 

Die deutsche Gesetzgebung genielBt den Suf, eine der besten zu 
sein"*^). Man kann diesem Urteil aber nur beistimmen, wenn man 
sie im Vergleich mit anderen Gesetzgebungen als systematische Dar- 
stellung einer herrschenden Rechtsanschauung betrachtet. Fassen wir 
jedoch ihren materiellen Inhalt ins Auge, so müssen wir zugeben, 
dafs das deutsche Urheberrechtsgesetz dem früheren, besonders dem 
durch das preu&ische Gesetz von 1837 geschaffenen Zustand gegen- 
über nur einen geringen Fortschritt gemacht und die irrtümliche 
Auffassung nicht überwunden hat, welche den naturgemäfeen Fort- 
gang der Entwickelung aus dem 18. Jahrhundert in das 19. unter- 
brochen und auf falsche Bahnen geleitet hat. 

In der Bechtssprache der Zeit, in welcher die Gesetzgebung die 
Regelung des Urheberrechts begann, also um die Wende des Jahr- 



teiligten sich hauptsächlich der Regierungsvertreter Dambach und die Abgeordneten 
Wehrenpfennig, Braun- Wiesbaden, Dunker, Lasker, Endemann, Köster, y. Hennig, 
Dr. Stephan!, Dr. Bahr u. Meyer-Thom. 128) Entwurf y. 1. Januar 1875. 

(N. 24 Drucksachen des Beichstags. Bericht der (X.) Kommission, N. 76 Druck- 
sachen des Beichstags.) Die Annahme in der dritten Beratung erfo^te am 18. Dez, 
1875. Am Zustandekommen des Gesetzes waren beteiUgt Dambach, Wehrenpfennig, 
Ackermann, Braun u. a. 129) Litteratur zur heutigen Eeichsgesetzgebung : 

Dahn, Zur neuesten deutschen Gesetzgebung über Urheberrecht. (In Behrends 
Zeitschrift 1871.) Dahbach, Die Gesetzgebung des norddeutschen Bundes, das 
Urheberrecht betr. 1871. Derselbe, in Holtzendorffs Handbuch des deutsch. Straf- 
rechts, in. 2. S. 1019—1047. Ders., Einige Bemerkungen zur Lehre yom Urheber- 
recht 1872. (In Behrends Zeitschrift YI.) Ders., Gutachten des Sachyerständigen- 
Verelns. 1874. Ders., 50 Gutachten des Sachyerständigen- Vereins. 1891. Daitdb, Ur- 
heberrecht. Stuttgart 1888. Endemann, Urheberrecht. Berlin 1871. GbOnbwalp, 
Urheberrecht auf dem Gebiet der bildenden Kunst. 1886. Hillbsn, in Goldammers 
Archiy. XXV. 1877. S. 194 ff. EoiOstbsmann , Urheberrecht. 1876. Kowalzig, 
Urheberrecht. 1877. Mobillot, protection accord^e aux oeuyres d'art dans 
Tempire de TAUemagne. 1878. Lewis, Urheberrecht in Holtzendorffs Encyklo- 
p&die. II. Rbtjling (in Goldschmidts Zeitschrift für Handelsrecht. B. XXIH. 
S. 70 ff.). Wächter, Autorrecht. 1875. Ders., Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künste. 1877. Seuffbbt, Autorrecht. 1873. Völdbb;ndob7F, (Archiy 
für ciyil. Praxis 62. N. F. 12. 1879. S. 350), sowie in den Lehrbüchern des deutschen 
Priyatrechts (Beseler, Gengier, Gerber, Franken, Stobbe u. a.) u. £a«osTBBi£ANN, 
in Endemanns Handbuch des Handelsrechts. Mandby, Der ciyilrechtllche Inhalt 
der Beichsgesetze. 1885. 130) Obelli, Der internationale Schutz des Ur- 

heberrechts. Hamburg 1887. S. 14. Mobillot, a.a.O. — Ebenso hatte schon 
Ebnouabd, I. S. 268 das preufs. Gesetz y. 1837 sehr günstig beurteilt: „— que 
Ton peuty je crois, considiärer comme la plus compläte et la mieuz rädigäe de toutes 
Celles qui existent, ä ce moment, sur cette mati^re dans quelque pays que ce seit.** 
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hundert», war noch der Ausdruck „geistiges Eigentum'^ geläufig. *^^) 
Allein es wurde mit diesem Wort nicht ein dem Sacheigentum ana- 
loger Begriff verbunden, sondern man fafste darunter den Eechtssehutz 
zusammen, den man aus der Beziehung eines Autors zu seinem Werk 
ableitete.*^) Dieser Schutz war thatsächlich nur eine allgemeine ge- 
setzliche Privilegierung, eine Gunst, welche in die angeblichen Bechte 
des Publikums auf freie Benützung der geistigen Werke eingriff und 
daher auf das engste beschränkt werden mufste/^) 

Einige Staaten erteilten auch nach 1815 nur Privilegien/*^) Die 
übrigen gewährten einen allgemeinen, aber zeitlich beschränkten 
Schutz. Die Fristen wurden zuerst sehr kurz bemessen auf 10"*) 
und 20 "*) Jahre nach dem Erscheinen eines Werkes und auf Lebens- 
zeit des Autors*")*^), wurden aber bald auch über den Tod des 
Autors ausgedehnt, auf 10*'"), 20"") und 30***) Jahre nach seinem 
Ableben. Die letztere Frist wurde durch Preuliiens Einflufs bundes- 
gesetzlich. Damit war ein Schutz geschaffen, der für den Durch- 
schnitt der geistigen Erzeugnisse genügte. — Dafe aber für bc; 
deutende Werke eine längere Dauer des^ Schutzes notwendig 
sei, wurde dadurch anerkannt, dafe für die Werke verschiedener 
unserer grofsen Klassiker . Bundesprivilegien verliehen wurden, 
kraft deren der Schutz dieser Werke auf über 50 Jahre nach dem 
Tod der einzelnen Verfasser ausgedehnt war.*^') Trotzdem ist die 

131) So das bad. Landrecht, Schrifteigentam, L.-B.-S. 577 ff. Das preufs«^ 
Ges. Ton 1837 spricht von Eigentum an Werken ^er Wissenschaft n. Kunst« 
132) Fbüebbach, Anrnerkongen zum bayr. Strafgesb. zu a. 397 (abgedruckt bei 
Mandby, Kommentar, S. 5f). ■ 133) Wenige Staaten^ wie Sachsen- Altenburg, 
erkannten einen Autoren^ u. Yerlegerschutz nach gemeinem Becbt an. Ges. t. 
1. Dezember 1827. \M) Mecklenburg ; Württemberg (Reskript v. 25. Februar 

1815. § 1) gewährte Privilegien auf 6 Jahre; Oldenburg. 135) Bundesbeschlafs 

V. &.Nov. 1837. A. 2. Hamburger Ba\a%cIl\\iX% v. 16. März 1838. A. 2. 136) Hai- 
stein, Kanzleipatent v. 30. Mai 1833. 137) NassaUi Edikt y. 4./5. Mai 1814. 
Anhalt- Köthen, Mandat v. 23. Dez. 1828. 138) Badische Verordnung v. 8. S«p. 
1806 auf Lebenszeit und 1 Jahr. 139) Hessen- Barmstadt , Ges. y. 23. Dez. 
1830. A. 1. 140) Sachsen-Meiningen, Ver. v. 7; Mai 1829. A. U 141) Sachsen 
Coburg-Gotha, Ver. v. 18. Sept. 1828. § 3. Preu/sen, Ges. v. 11. Juni 1837. § 5ff. 
Sachsen- Weimar-Eisenach, Ges. y. 11. Jan. 1839. Bayern, Ges. y. 15. April 1840. 
in. Braunschweig, Ges. v. 10. Febr. 1842. § 5. Sachsen, Ges. y. 22. Febr. 1844. 
§ 3. Buödesbeschlufs y. 19. Juni 1845. Württemberg , Ges. y. 24. Aug. 1846. 
Österreich, Ges. y. 19. Oktob. 1846. § 13. Hamburg, Bats- u, Bürgerschlufs v. 
25. Nov. 1847. 142) Bundesprivileg y. 28. Juli 1842 für Herder; y. 23. Nov. 
1838 für Schiller; v. 11. Febr. 1841 für Wieland; v. 22. Oktob. 1840 für Jean 
Paul; V. 4. April 1840 u. 11. Febr. 1841 für Goethe. Alle diese Privilegien 
garantierten einen 20jährigen Schutz. 
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30 jährige Frist auch in der neuesten Gesetzgebung aufrecht erhalten 
ivorden.*^^) 

Schon in älteren Vorschriften beschränkte man die Verletzung 
des geistigen Eigentums nicht auf den Nachdruck. Die neuere Gesetz- 
gebung suchte den Kreis der Verletzungen des Urheberrechts zu 
erweitern und zu bestimmen, vermochte es aber nicht, sie in ein 
System zu bringen."^ Sie zählte lediglich die Fälle auf, welche dem 
Nachdruck gleichzusetzen seien: so Abdruck von Manuskripten"*) 
und die Veröffentlichung von Vorträgen."') — Eine eigentümliche 
Stellung nimmt hierbei die Übersetzung ein. Anfangs wurde sie ftlr 
frei erklärt \*'^) ; dann wurden einzelne Fälle ausgeschieden, in denen 
ein sehr beschränkter Schutz gewährleistet wurde: für Werke, die 
in einer toten (gelehrten) Sprache erschienen "*) , für Werke, die zu- 
gleich in mehreren Sprachen veröffentlicht wurden, und unter der 
Voraussetzung eines Vorbehalts auf dem Titelblatt und, dafe die Über- 
setzung binnen einer kurzen Zeit veröffentlicht werde."'') Die Dauer 
-eines üebersetzungsschutzes war anfangs der des Nachdrucks gleich, 
wurde dann aber stark verkürzt. Diese dürftigen Bestimmungen 
beweisen, dafs unsere Gesetzgebung prinzipiell heute noch auf dem 
Standpunkt der Übersetzungsfreiheit steht. — Vereinzelt tauchte auch 
der Gedanke auf, dafe die Wiedergabe eines fremden Werkes in ver- 
änderter Form die Rechte des Urhebers schädige, wenn die Neuaus- 
gabe nicht als selbständiges neues Werk aufgefafet werden könne "**) ; 



143) A. 12 d. bayr. Ges. t. 28. Juni 1865; § 8 des Gesetzes y. 11. Juni 1870; 
§ 9 des Gesetzes y. 9. Janaar 1876. 144) So geht § 1 des Ges. y. 11. Juni 

1871 nur vom Nachdruck aus, ohne eine erschöpfende Definition des Urheber- 
rechts zu geben. 145) Sachs.- Meiningen, Ver. v. 7. Mai 1829. A, 5. Preufsen, 
Ges. Y. 1837. § 3. A. Bundesbeschlufs y. 1837. A. 1. Braunschweig, Ges. y. 1842. 
§ 6. Kgl. Sachs. Ges. v. 1844. § 2. Ösierr., Ges. v. 1846. § 4. Bayern, Ges. y. 1865. 
A. 1. Ges. Y. 11. Juni 1871. § 5. Z. 1. 146) Preusfsen, Ges. y. 1837. § 3. 6. 
Braunschweig, Ges. y. 1842. § 6. Österr., Ges. y. 1846. § 4. Z. 2. Bayern. Ges. y. 
1865. A. 1. Ges. y. 11. Juni 1870. § 5b. 147) Anhalt-Cöthen , Mandat y. 

1828. § 3. Sachsen-Altenhurg , Ges. y. 1828. § 5. Anhalt- Dessau, Ver. y. 1827. 
§ 6. Sachsen-Coburg-Gotha, Ver. y. 1828. § 8. Sachsen-Meiningen, Ges. y. 1829. 
A. 9. Hessen-Cassel, Ges. y. 1829. § 3. Hamburg, Ratsschlufs y. 1838. A. 9. 
148) RessenrDarmstadt , Ges. y. 1830. A. 4. 149) Alle 3 Fälle finden sich 

im Preufs. Ges. y. 1837. Sachsen- Weimar, Ges. y. 1839. §4. Braunschweig, 
G«B. Y. 1842. § 2. Ges. y. 11. Juni 1871. § 6. Die letztere Voraussetzung allein er- 
fordert das ösierr, Ges. y. 1846. § 5. Bayern, Ges. y. 1865. A. 8. Im Gesetz 
Y. 11. Juni 1870 dauerte der Übersetznngsschutz 5 Jahre. 150) Oldenburg, 

Strafgesetzbuch y. 1814. § 416: „Wer ein Werk der Wissenschafb u. Kunst ohne 
Einwillignng seines Urhebers, dessen Erben oder anderer — . . . durch VerYiel- 

Osterrieth, Urheberrecht. 3 
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in das heutige dentsehe Recht hat er indessen keinen Eingang ge- 
funden. 

Die negative Abgrenzung des Urheberrechts entwickelte sich 
ebenfalls als eine kasuistische Aufzählung der Fälle, welche nicht 
als Nachdruck anzusehen seien : Citate aus fremden Werken *"), Auf- 
nahme von Auszügen oder kleineren Schriften in Sammlungen (zum 
kirchlichen und Dnterrichtsgebrauch oder zu besonderen litterarischen 
Zwecken)*"), Abdruck von Zeitungsartikeln, Gesetzen, amtlichen Er- 
lassen und Herausgabe politischer oder gerichtlicher Eeden.*^') 

Ebenso schwankend und prinziplos wurde die Ausdehnung des 
Urheberrechts auf musikalische, dramatische und Werke der bilden- 
den Künste behandelt. 

Die Anfänge des künstlerischen Urheberrechts *") reichen in die 
ältere Gesetzgebung zurück***); es gewann aber erst an Bedeutung 



f&ltigung mittelst Druckes oder auf andere Weise im Publikum bekannt gemacht, 
ohne dasselbe in eigentümlicher Form verarbeitet zu haben'' .... österr., Ges. 
y. 1846. § 4. Z. 5. Dem Nachdruck wird gleicbgeachtet „ein Werk, das den 
Oegenstand in nämlicher Ordnung u. Einteilung behandelt, wenn nicht die darin 
wahrgenommene Vermehrung oder sonstige Veränderung des Inhalts für so wesent- 
lich u. überwiegend erkannt wird, dafs es als neues selbständiges Geistesprodukt 
erachtet werden mufs." 151) Anhalt-Cöthen, Mandat v. 1828. Preufsen, Gea. 

V. 1837. § 4a. Sachsen-Weimar, Ges. v. 1839. §4. Z. 1. Braunschweig , Ges» 
V. 1842 § 4. Z. 1. Österr,, Ges. v. 1846. § 5. Z. 1. Bayern, Ges. v. 1865. A. 6^. 
152) Sachsen-Cohurg-Gothat Ges. v. 1828. § 6: Auszüge in Chrestomatien u. Ab- 
drucke ganzer Schriften zu besonderen, aus dem zu machenden Gebrauch deut- 
lich hervorgehenden Zwecken. Hessen- Darmstadt, Ges. v. 1830. A. 5: Auszüge 
als beiläufige Bestandteile. Hamburg , Eatsschlufs v. 1847. A. 9 : Abdruck ein- 
zelner Gedichte od. Aufsätze in Gesang- u. Liederbüchern, Anthologien, Gramma- 
tiken u. Lehrbücbem. Preufsen, Ges. v. 1837. § 4: Aufnahme einzelner Aufsätze 
u. Gedichte u. s. w. in kritische u. litterar.-histor. Werke u. in Sammlungen zum 
Schulgebrauch. Sachsen- Weimar, 1839. §4: wie im preufs. Ges. Bayern, Gea. 
V. 1840: Gedichte u. Aufsätze in litterar. Zeitschriften u. Chrestomatien. Braun- 
schweig, Ges. T. 1842. § 4: Aufnahme einzelner Aufsätze, Gedichte u. s. w. in krit. 
u. litterar. Werke u. in Sammlungen zum kirchlichen oder Schulgebrauch, österr^ 
Ges. T. 1846. §5: Aufnahme in Sammelwerken mit Quellenangaben. Bayern, 
Ges. T. 1865. A. 6: Auszüge zu Schulzwecken. 153) Hessen- Daimstadt, Ges. 

y. 1830. A. 10: Gesetze dtLrfen nur mit obrigkeitlicher Erlaubnis nachgedruckt 
werden. — AUe Fälle vereinigt finden sich in § 7 des Rges. v. 1870. 154) Li tte - 
ratur: Kuhns, Der Rechtsschutz an Werken der bildenden Künste. Eine Denk- 
schrift. Berlin 1861. Wachtbb, Urheberrecht an Werken der bildenden Künste, 
1877. VoLEMANN, Die Werke der Kunst in den deutschen Gesetzgebungen zum. 
Schutz des Urheberrechts. München 1855. 155) Kursächsisches Mandat v. 

1686, Preufs. L.-R. T. I. tit. 11. § 997. 
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durch die Erfindung und Vervollkommnung der Vervielf&ltigungs- 
mittel. Das Müjstrauen gegen den unverstandenen Schutz der Autoren 
lähmte auch die Gesetzgebung zum Schutz der bildenden Künste. — 
So waren nach dem preuisischen Gesetz von 1837, das in der Eege- 
lung dieses Bechts vorausging, Kunstwerke gegen Nachbildung nur 
so lange, als sie im Eigentum der Autoren und ihrer Erben standen, 
oder falls sie verkauft waren, unter der Bedingung einer Anzeige 
beim Kuratorium und nur auf die Dauer von 10 Jahren geschützt.***) 
In derselben Bichtung bewegte sich die Gesetzgebung bis zum Jahre 
1845*"), wo die Schutzfrist litterarischer Werke auf künstlerische 
Schöpfungen ausgedehnt wurde."') Die Nachbildungen galten als 
unrechtmäbig , wenn sie nicht ein selbständiges neues Werk dar- 
stellten."') Die Übertragung von Werken der Plastik in graphische 
Form und umgekehrt war ursprünglich freigegeben **°), später nur 
unter der Bedingung, dafs diese Übertragung nicht auf rein mecha- 
nischem Wege erfolgt sei.*") Die moderne Gesetzgebung kehrte zu 
dem älteren Standpunkte zurück."'). — Als nicht verboten wurde 
angesehen: Nachbildungen von Werken der Baukunst"') und öffent- 
lich aufgestellter Werke *"0 ; sowie Fertigung von Einzelkopien. Das 
Gesetz von 1876 gewährt endlich noch Aufnahme von Abbildungen 

in litterarische Werke.*"*) Die früher freigegebene Nachbildung künst- 

/ 

156) Preufsen, Ges. v. 1837. § 21 ff. 157) Bundesbeschlufs v. 1837. A. 1. 

Sachsen- Weimar, Ges. v. 1839. §27. Bayern, Ges. v. 1840. I. B^aunschweig, 
Ges. T. 1842. §7 ff. 158) Bundesheschl t. 10. Juni 1845. Ösierr., Ges. t. 

1846. § 11. Nach diesem Gesetz geht das Becht auch auf den Käufer des Kunst- 
werks über. Bayern, Ges. v. 1865. A. 26 ff. Ges. t. 9. Januar 1876. § 9. 
159) Preufsen, Ges. v. 1837. §21. Sachs.- Weimar, Ges. v. 1839. §27. Bayern, 
Ges. V. 1840. 1. Braunschweig, Ges. v. 1842. § 7. Sachsen, Ges. v. 1844. § 1. G©s. 
V. 9. Januar 1876. §4. 160) Preufsen^ Ges. v. 1837. § 21 ff. Württemberg, 

Verfüg. V. 19. Oktob. 1838. Sachs.- Weimar, Ges. v. 1839. §24. Braunschweig, 
Ges. y. 1842. § 9. Bayern, Ges. y. 1865. A. 30. Abs. 2. Das österr. Gesetz v. 
1846. § 9 nimmt einen eigentümlichen Standpunkt ein: es giebt die Nachbildung 
eines im Druck erschienenen Werkes durch die Plastik, sowie die Nachbildung 
eines zum materiellen Gebrauch oder zur Verzierung eines Gewerbeproduktes 
frei. Die übrigen Fälle werden nach Analogie der Übersetzung geschützt, falls 
ein Vorbehalt für dieselben gemacht wird und die Nachbildung innerhalb 2 Jahre 
vom Künstler selbst erfolgt. 161) Preufsen, Ges. v. 20. Februar 1854. § 1. 

162) Ges. y. 9. Januar 1876. § 6. Z. 2. 163) Bayern, Ges. y. 1840. IL Ges. 

V. 1876. §3. 164) Bayern, Ges. y. 1840. 11. Braunschweig, Ges. v. 1842. 

§ 9. Bayern, Ges. v. 1865. A. 33. Ges. v. 1876. § 6. Z. 3. Letzteres Ges. 
macht den Vorbehalt, dafs die Nachbildung in einer anderen Kunstform entstehe. 
165) § 6. Z. 3. 

3* 
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leriseher Werke an gewerblichen Erzeugnissen *••) wird neuerdings 

untersagt."0 

Musikalische und dramatische Werke erheischen einen doppelten 

Schutz, gegen Nachdruck und gegen unberechtigte Aufftlhrung. In 
ersterer Beziehung wurden sie gleich den litterarisohen Werken 
behandelt; in einer Hinsicht ging der Schutz musikalischer Kom- 
positionen weiter: es galt als verboten auch die Herausgabe einer 
Bearbeitung (Adaptation), soweit sie sich nicht als selbständiges 
originales Ganze darstellte, so Arrangements u. s. w/^') 

Der Schutz gegen unberechtigte Aufftlhrung entwickelte sich 
erst gegen die Mitte des Jahrhunderts. Bis in die neueste Zeit war 
nur die unberechtigte AufiFbhrung der musikalischen oder dramatischen 
Werke verboten, die noch nicht im Druck veröffentlicht waren***), 
während heute dramatische Werke durchweg geschützt sind, musika- 
lische Kompositionen, die schon im Verlag erschienen sind, eines 
Vorbehalts bedürfen."*) Die Schutzdauer betrug im Anfang 10 Jahre 
vom Erscheinen ab*"), dann 10 Jahre nach dem Tode des Autors"*) 
und ist nach dem Eeichsgesetz der litterarischen Schutzfrist gleich."") 

Wir haben angedeutet, dafs die neuere Gresetzgebung in Deutsch- 
land allgemeinen Schutz und Rechtsgleichheit anstreben muMe. 

Nachdem durch die Wahlkapitulationen von 1790 und 1792, so- 
wie durch die deutschen Bundesakte ein allgemeiner Schutz in Aus- 
sicht gestellt war"*)? wurde er durch den von allen Staaten aus- 



166) Preufsen, Ges. v. 1837. § 25. Braunschw., Ges. v. 1842. § 9. Bayern, 
Ges. T. 1865. A. 31. 167) Ges. t. 9. Januar 1876. § 5. Z. 3. 168) Hessen- 

Darmgtadt, Ges. v. 1830. A. 6. Preufsen, Ges. v. 1837. § 20. Braunschrveig, 
Ges. T. 1842. § 3. Österr., Ges. t. 1846. § 6 verbietet Arrangements nur bei 
Vorbehalt auf 1 Jahr. Bayern, Ges. v. 1865. A. 21. Ges. v. 11. Juni 1870. § 46. 
169) Bundesbeschl v. 1841. Preufsen, Ges. v. 1837. §32. Sachsen- Weimar, Ges. 
V. 1839. § 32. Lübeck, Ver. y. 1841. § 10. Sachsen, Ges. v. 27. Juli 1846. § 1. 
Österr., Ges. v. 1846. § 8. 170) Ges. v. 11. Juni 1870. § 50. Abs. 2. Als Vor- 

läufer des heutigen Zustandes sind zu betrachten das preufs, Ges. y. 20. Febr. 
1854. § 2 u. das hayr. Ges. y. 1865. A. 41, die beide auch ein yeröffentlichtes 
dramat. oder musikal. Werk schützen unter der Voraussetzung des Vorbehaltes. 
171) Bundesbeschlufs y. 1841. Lübeck, Verord. y. 1841. 172) Preußen, Ges. 

V. 1837. § 32. Sachsen, Ges. v. 27. JuU 1846. § 2. Österr., Ges. y. 1846. § 22. 
Preufsen, Ges. y. 20. Febr. 1854. § 2. Bayern, Ges. y. 1865. A. 42. 173) § 32. 
Abs. 1. 174) Wahlkapitulation Franz IL v. 1790 u. Leopolds n. v. 1792. 

Bundesakte y. 18. Juni 1815. A. 18: „Den Untertanen der deutschen Bundes- 
staaten wird zugesichert die Abfassung gleichförmiger Verfügungen über Prefs- 
freiheit u. SichersteUung der Rechte der SchriftsteUer und Verleger gegen Nach- 
druck." 
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gefthrten Bundesbeschtafe vom 6. September 1832"') gesetzlieh be- 
gründet; bis dahin galt in den Bundesstaaten allgemein das Prinzip 
der Keeiprocität "•), das vielfach durch Verträge festgestellt wurde."') 
Die späteren Bundesbesehlüsse strebten Rechtsgleichheit an, welche 
durch die Eeichsgesetzgebung erreicht ist. 

Ausländische Werke galten im Prinzip für rechtslos ; doch wurde 
ihnen Schutz zugesagt im Fall der Beciprocität und nach Mafisgabe 
der bestehenden Verträge."®) 

Die neuere Gesetzgebung verliefe den Grundsatz der Beciprocität 
und erkennt nur das Becht der Staatsverträge an."') 

InFrankreich*®^) hat die Gesetzgebung sich begnttgt, die Grund- 
lage des Urheberrechts festzustellen und zu entwickeln. Die Fort- 
bildung der einzelnen Wirkungen blieb der Bechtsprechung ttber- 
lassen. 

Der Zusammenbruch der alten Ordnung hatte auch die Buch- 
handelsgesetzgebung umgerissen ; es bestand eine Bechtlosigkeit, die 
bald ein allgemeines Bedürfnis nach dem Schutz des geistigen Eigen- 



175) „Der unterschied zwischen den eigenen Untertanen eines Bundesstaates 
u. jenen der übrigen im deutschen Bund vereinigten Staaten soll in der Art auf- 
gehoben werden, dafs die Herausgeber, Verleger und Schriftsteller eines Bundes- 
staates sich in jedem anderen Bundesstaat des dort bestehenden Schutzes gegen 
Kachdruck gleichmäfsig zu erfreuen haben werden. *" 176) So in Baden, Anhalt- 
Bemhurg, Sachsen- Altenburg, Anhalt-Dessau, Lippe, Reufsj. L., Anhalt-Cöthen, 
Sachsen- Coburg-Gotha , Sachsen - Meiningen , Hessen- Cassel , Hessen- Darmsladt. 
Nassau allein gewährte in seinem Edikt y. 4./5. Mai 1814 allen deutschgeschriebenen 
und bei einem deutschen Buchhändler in Verlag gegebenen Werken eines deutschen 
Schriftstellers seinen Schutz. 177) Besonders zahlreich waren die Verträge, 

die Ende der 20 er Jahre von PreuCsen abgeschlossen wurden. 178) Auber 

den in Anm. 176 genannten Staaten noch in Preufsen, Sachsen- Weimar, Bayern, 
Braunschweig, Osterreich. 179) Bayern, Ges. v. 1865. A. 66. Das Reichsges. 

V. 1870. §61 f. u. d. Reichsges, v. 1876. §20 f. gewähren Beciprocität nur den 
Staaten, die ehemals zum deutschen Bund gehörten. Werke ausländischer Ur- 
heber, im Ausland verlegt , geniefsen nach dem Gesetz a. a. c. aus § 60 d. Ges. 
y. 1870 u. § 20 d. Ges. y. 1876 keinen Schutz. 180) Quellen u. Litteratur: 
Benoüabd, I. II. Laboulayb, Etüde sur la propri^t^ lltt^raire en France et en 
Angleterre. Paris 1858. Etienne Blanc, De la contrefa^on en tous genres. Paris 
1 855. Calmbls, De la propri^t^ et de la contrefa^on des oeuvres de Tintelligence. 
Paris 1857. Fliniaux, Legislation et jurisprudence concemant la propri^t^ 
litt^raire et artistique. Paris 1878. Worms, Etüde sur la propri^t^ littäraire. 
Paris 1878. PouiLLBT, Trait^ de la propri^t^ litt^raire et artistique. Paris 1879* 
Lyon Gaen u. Dblalain, I. S. 5 ff. Hüabd bt Mack, Repertoire de l^gislation, de 
doctrine et de jurisprudence en matiäre de propri^te litt^raire et artistique. 
Paris 1891. 
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tums hervorrief. Der Ausdruck propriöt* littöraire war der Eeeht- 
sprache aus der Zeit H6ricourts und Linguets erhalten geblieben 
und hat bis in die neueste Zeit in den hochtönenden und phrasen- 
strotzenden Berichten und Reden zu Gunsten der Autoren die erste 
Rolle gespielt. So auch in dem Bericht Lakanals, der dem grund- 
legenden Gesetz Frankreichs, dem decret vom 24. Juli 1793 voraus- 
ging.^®*) Im Gegensatz zu dieser pomphaften Ankündigung war der 
Schutz, den das Gesetz bot, sehr dürftig; er ging über die Be- 
stimmungen der 6 arrets von 1777 nicht hinaus"^), stand also 
hinter der Praxis des Anfangs des 18. Jahrhunderts zurück. Auch 
in der Republik war thatsächlich der Autorenschutz nichts als eine 
„grace fondöe en justice^, um die Autoren zu belohnen und anzu- 
sporneü. Der unklare Gedanke der Freiheit, der in allen Köpfen 
spukte, sah in dem Verbot des Nachdrucks einen Eingriff in die 
Rechte des Publikums. So wurde die Dauer des Eigentums an 
litterarischen, musikalischen und graphischen Werken auf die Lebens- 
zeit des Autors und flir dessen Erben und Rechtsnachfolger auf 
10 Jahre festgesetzt.**^) Die Einleitung des Verfahrens gegen Nach- 
drucker — deren Strafe eine sehr hohe war*®*) — wurde von der 
Hinterlegung zweier Exemplare abhängig gemacht. Die Schutz- 



181) „De toutes les propri^t^s, la moins susceptible de contestation , celle 
dont raccroissement ne peut, ni blesser T^galitä, ni donner d'ombrage ä la libert^ 
c'est Sans contredit, celle des productions du g^nie; et si quelquechose doit 
ätonner, c'est qu'il ait fallu reconnaltre cette propri^t^, assorer son libre exer- 
cice par une loi positive; c'est qu*une si grande r^Yolution que la ndtre alt ^t^ 
n^c^ssaire pour nous ramener sur ce point, comme sur taint d*aatres, aux simples 
^l^ments de la justice la plus commune.'' — „L'impression ne peut d'autapt moins 
faire des productions d*un ^crivain une propriätä publique dans le sens oü les 
corsaires litt^raires Tentendent, que Texercice utile de la propri^t^ Utteraire de 
Tauteur, ne pouyant se faire que par ce moyen, il s'en suivrait qu'il ne pourrait 
en user sans la perdre h, Tinstant mSme.'' . . . „G*est apr^s une d^lib^ration 
r^fl^chie que votre comitä d^instruction publique vous propose de consacrer des 
dispositions legislatives qui forment en quelque sorte, la d^claration des droits 
du g^nie.'' (Kekoüabd, I. S. 326. Labgülaye, a.a.O. S. XI. Wobms, H. 22.) 
182) Ygl. S. 25 f. 183) A. I. „Les auteurs d'^crits en tout genre, les com- 

positenrs de musique, les peintres et dessinateurs qui feront graver des tableaux 
ou dessins, jouiront durant leur vie enti^re du droit exclusif de vendre, faire 
yendre, distribuer leurs ouvrages dans le territoire de la r^publique et d*en cäder 
la propri^te en tout ou en partie. A. II. Leurs h^ritiers ou cessionnaires joui- 
ront du mSme droit durant Tespace de dix ans apr^s la mort des auteurs. "^ 
184) A. lY. „Tout contrefacteur sera tenu de payer au v^ritable propri^taire une 
somme äquivalente au prix de trois mille exemplaires de T^dition originale.'' 
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dauer des Gesetzes von 1793 wurde 1805 auch auf posthume Werke 
ausgedehnt, so daijs diese 10 Jahre nach dem Tode des Eigentümers 
(Herausgebers) vor Nachdruck bewahrt waren.*") 

Durch das E6glement sur Timprimerie et la librairie vom 5. Fe- 
bruar 1810 wurde die Frist erweitert."®) Die Tendenz, vor allem 
die Autoren durch das Gesetz zu begünstigen, spricht sich in der 
besonderen Ausdehnung des Genusses der propri6t6 littöraire auf die 
Witwe des Autors aus. Diese wird, wie der Autor, auf Lebenszeit 
geschützt, die Kinder 20 Jahre.**') Für die übrigen Erben blieb die 
zehnjährige Frist bestehen.**®) An dieser Dauer wurde durch Ab- 
tretung des litterarischen Eigentums an den Verleger nichts geändert. 
Durch den code pönal wurden die Nachdruckverbote wesentlich ver- 
stärkt.**') 

Nach langer Pause trat eine Erweiterung der Schutzfrist mit dem 
Gesetz vom 8./15. April 1854 ein, das die Eechteder Kinder von dem 
Ableben des Autors oder seiner Witwe ab 30 Jahre bestehen lieiB.*®**) 



185) Kaiserl. Dekret vom 22. März 1805. A. 1. 186) 1808 wurde zur 

Beratung einer Neuordnung der Verlags- u. Buchhandelsverhältnisse geschritten, 
zu der 2 Entwürfe, einer des Ministers des Innern MontaKvet u. einer des Polizei- 
ministers Fouch^, vorlagen. Diese beiden Projekte wurden mit 35 Fragen dem 
conseil vorgelegt; an dessen Beratung nahm Napoleon eifrigen Anteil; so sprach 
er gegen die ewige Dauer des Eigentums (s. Rapport Locr^). Der Einwand, den 
er dagegen erhob, daCs das litterar. Eigentum in der 3. u. 4. Generation pulveri- 
siert werde und zu den gröCsten Verwickelungen führen müsse, trifft bei der eigen- 
tümlichen französischen Auffassung des geistigen Eigentums, das nur zu Gunsten 
des Autors u. seiner Erben geschaffen ist, wohl zu. Das Dekret kam in 9ter 
Redaktion zu Stande. (Bsnguabd, I. S. 373 ff.) 187) A. 39. „he droit de pro- 

pri^t^ est garanti k Pauteur et h, sa veuve pendant leur vie, si les Conventions 
matrimoniales de celle — ci en donnent le droit et h, leurs enüants pendant vingt 
ans." A. 40. „Les auteurs, soit nationaux, seit ^trangers de tout ouvrage imprimä 
ou gravä peuvent cäder leur droit ä un im'primeur ou libraire, ou ä toute autre 
personne qui est alors Substitute en leurs lieu et place, pour eux et leurs ayants 
cause, comme il est dit ä Tarticle pr^cädent.'' 188) Lyon Gabn u. Dblalatn, 

I. S. 25. Anm. 2. 189) A. 425 f. 190) Article unique: «Les veuves des 

auteurs, des compositeurs et des artistes jouiront, pendant toute leur vie, des 
droit garantis par les lois des 13. L 1791 et 19. VII. 1793, le d^cret du 5. IL 
1840, la loi du 3. VIII. 1844 et les autres lois ou d^crets sur la mati^re. La 
duräe de la jouissance accordäe aux enfants par les m^mes lois et däcrets est 
portäe h, 30 ans ä partir, soit du däc^s de Tauteur, compositeur ou artiste, soit 
de Textinction des droits de la veuve." Aszendenten und Eollateralen waren 
auch nach diesem Gesetz nur 10 Jahre nach dem Tode des Autors geschützt. 
Vgl. PoüiLLBT, a. a. 0. S. 124. Die Angabe in Lyon Gaen u. Delalain, I. S. 43. 
Anm. 2. Ziff. 2, die 20 Jahre anninmit, ist unbegründet. 
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Das Gesetz vom 14. Juli 1866, durch welches der heutige Rechts- 
zustand geschaffen wurde, stellt zu gunsten aller Erben die Dauer 
des Autorrechts auf 50 Jahre nach dem Tod des Autors fest, und 
gewährt dem tiberlebenden Ehegatten die lebenslängliche Nutznie&ung 
an dem Recht/®*) Es steht damit noch auf dem Standpunkt der 
französischen Jurisprudenz aus der Mitte des 18. Jahrhunderts. Da» 
Recht der Autoren ist nicht zu einem selbständigen ablösbaren Recht 
condensiert; es haftet an der Person des Autors und seiner Erben; 
es ist eher eine Familienstiftung als ein Eigentum. 

Der Schutz der dramatischen Werke ging in Frankreich der 
litterarischen Gesetzgebung voraus.*®*) Die Gesetze vom 13. Januar 
1791 und vom 19. Juli 1791 verboten die Aufführung eines drama- 
tischen Werkes ohne Genehmigung des Verfassers, so wie seiner 
Erben und Rechtsnachfolger während der Dauer von 5 Jahren."') 
— Das ausschliefsliche Aufführungsrecht der Witwe und der Kin- 
der wurde 1844 auf 20 Jahre erhöht."') — Das Gesetz vom 
8. April 1854 schliefslich hob den Unterschied zwischen dem drama- 
tischen und litterarischen und auch dem künstlerischen"^) Autor- 
recht auf. 

Wie wir sehen, hat die französische Gesetzgebung nur die Dauer 
des Autorrechts und den Kreis seiner Inhaber normiert.*^) Die Ab- 

191) A. I. „La dur^ des droits accordes par les lois ant^rieurs aux h^ritiers, 
successeurs irr^guliers, donataires ou l^gataires des auteurs, compositeurs ou 
artistes est port^ h. 50 ans ä, partir du d^cäs de Tautear. Pendant cette p^iode 
de 50 ans, le conjoint suryiyant quelque seit le regime matrimonial, et ind^- 
pendamment des droits qui peuvent r^sulter en faveur de ce conjoint de regime 
de la communnantö, a la simple jouissance des droits dont Tauteurs pr^d^c^d^ 
n'a pas dispos^ par acte entre vifs ou pa^ le testament.*" Es ist bemerkenswert, 
daCs das Gesetz statt der bisher üblichen Bezeichnung propriät^ littäraire nur 
von den Rechten der Autoren spricht. ' 192) Über die ältere Vorgeschichte 
der französischen Theater u. ihrer Gesetzgebung vgl. Ebnoüabd^ I. S. 194—225. 
193) Ges. T. 13. Januar 1791. A. 3: „Les ouvrages des auteurs rivants ne pourront 
6tre repr^sent^s sur aucun th^atre public, dans toute T^tendue de la France, 
Sans le consentement formel par ecrit des auteurs. "" A. 5.: „Les h^ritiers ou les 
cessionaires des auteurs seront les propri^taires de leurs ouyrages durant Fespace 
de cinq ann^es apr^s la mort de rauteur.*" 194) Ges. t. 3. Aug. 1844: article 

unique: „Les yeuves et les enfants des auteurs d'ouvrages dramatiques aurontä. 
Tayenir le droit d*en autoriser la repr^sentation et d'en confärer la jouissance 
pendant yingt ans, conform^ment aux dispositions des articles 39 et 40 du d^cret 
du 5. Feyrier 1810. "^ 195) Das künstler. Eigentum war durch das Gesetz 

yon 1793 geregelt worden und hatte keine Veränderungen erfahren bis 1854. 
196) Die Bestimmungen über die Abgabe yon Pflichtexemplaren, tLber das Ver- 
fahren u. die Strafen haben für die yorliegende Arbeit kein Interesse. 
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grenzung des Inhalts und des Gegenstands des Rechts blieb der Eeeht- 
^preohung tiberlassen. 

Dagegen finden sich sehr bemerkenswerte neuere gesetzliche 
Bestimmungen tiber die räumliche Ausdehnung des Schutzes. — 
Der Geist der ersten Autorgesetze war trotz des Phrasenschwulstes, 
der sie begleitete, ein engherziger; dementsprechend war der aus- 
ländische Verlag nicht geschützt.**") 

Eine Änderung dieses Zustandes trat Mitte des Jahrhunderts 
ein; 1852 wurde das epochemachende Gesetz erlassen, welches den 
Nachdruck ausländischer Verlagswerke in Frankreich unter Strafe 
setzt.*'«) 

Dieses weitherzige Gesetz zur Verwirklichung eines internatio- 
nalen Eechtsschutzes ist durch einen kühnen Impuls der Gesetz- 
gebung zustande gekommen, unter dem berauschenden Zauber eines 
groJsartigen Gedankens. Allein die glückliche Fähigkeit der fran- 
zösischen Gesetzgeber, kleinliche praktische Bedenken einem als 
richtig erkannten Prinzip unterzuordnen, hat auch ihre Kehrseite. 
Die Entwickelung des französischen Autorrechts ist sprunghaft und 



197) Es ist eine alte Streitfrage in der französ. Jurisprudenz, ob nach den 
Gesetzen y. 1793 u. v. 1810 Ausländer Autorschutz genossen (s. hierüber Foüillbt, 
S. 635 ff.)* Mehrere neuere bejahen diese Frage, indem sie den damaligen Gesetzen 
eine durchaus moderne Auffassung unterschieben. So Fliniaux, Essai sur les 
droits des auteurs ^trangers en France et des auteurs Fran^ais en pays ^tranger. 
Paris 1879. S. 7. Paqüy, Droit Frangais des droits des auteurs et des artistes 
au point de vue du droit international. Paris 1884. Weiss, Trait^ ^lämentaire 
de droit international. Paris 1886. S. 369. Dabbas, Du droit des auteurs et des 
artistes. Paris 1887. S. 225 ff. Bbicon, Des droits d'auteur dans les rapports 
intemationaux. Paris 1888. S. 10 ff. — Dieser durchaus unhistorischen Auffiassung 
widerspricht die Thatsache, dafs dib Rechtsprechung Ausländer nicht schützte; 
aufserdem spricht § 1 1 des C. G. ausdrücklich das Prinzip der Beciprocität aus. 
Den richtigen Standpunkt vertritt Renoüabd, II. S.' 176 ff. S. auch Bab, Theorie 
u. Praxis des internationalen Privatrechts. Bannover 1889. II. S. 247. 198) Gre- 
setz vom 28. März 1852. A. 1 *. „La contrefa^on sur le territoire frangais d^ouyrages 
publi^s h r^tranger et mentionn^s en Tarticle 425 du code p4nal constitue un 
dälif — Über das Dekret t. 1852 vgl. Fliioaux, Essai sur les droits des auteurs 
^trangers en France et des auteurs fran^is en pays ^tranger. Paris 1879. S. 7 ff. 
BsNATTLT, De la propri^tö litt^raire et artistique au point de Tue international 
im Journal de droit international priv6 v. 1878. V. S. 117ff. u 454 ff. Paqüy, 
a. a. 0. S. 15 ff. PoüiLLET, a. a. 0. S. 642 ff. Dabbas, a. a. 0. S. 243 ff. Bbicon, 
a. a. 0. S. 44 ff. Bab, a. a. 0. S. 247 f. S. auch bei Lyon Gaen u. Delalain, I. 
S. 36. Anm. 4 über die Frage, ob das Ges. v. 1852 sich auf unberechtigte Auf- 
führung beziehe. 
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entbehrt der stäten und gediegenen Durcharbeitung: daher ihre 
Lückenhaftigkeit und Inkonsequenz. 

In England*®*) vollzog sich die weitere Grestaltung in umge- 
kehrter Weise ; langsam, schwerfällig und prinziplos hat die Copyright- 
Gesetzgebung sich fortbewegt auf den Bahnen, die sie seit der a. 8 
Anne c. 19 eingeschlagen hatte. 

In den 70 er Jahren des 18. Jahrhunderts waren es die Buch- 
händler, welche Anerkennung des geistigen Eigentums mit ewiger 
Dauer nach common law verlangten.**^) Im 19. Jahrhundert wurden — , 
wie in Frankreich und Deutschland — die Interessen der Autoren 
von der Eeformbewegung ins Feld geführt. — Daher kam es, dafe, 
als in den Jahren 1837 und 38 der sergeant Talford in seinen drei 
groDsen Beden im Unterhaus die zeitliche und räumliche Ausdehnung 
der Bechte der Autoren forderte*^*) , die Buchhändler Widerstand 
leisteten.****) Und da letztere von der konservativ denkenden Mehr- 
heit unterstützt wurden, scheiterten die Eeformpläne.*") — 

Das Gesetz, das einige Jahre später als a. 5 und 6 Victoria c. 45 
zustande kam*^) (Gesetz vom 1. Juli 1842), und das heute noch in 
Kraft ist, hat die bisherigen Zustände im wesentlichen nicht ge- 
ändert.****) Als Fortschritt ist zu bezeichnen die Verlängerung der 

199) Litteratur u. Quellen: Lyon Cabn u. Delalain, I. S. 268 ff. Gofingeb, 
The law of Copyright. London 1 870. Laboülayb, Etudes sur la propriäte litt^raire 
en France et en Angleterre. Paris 1858. 200) Vgl. S. 22. 201) 1837 

brachte Talford bei dem Unterhaus eine Copyright bill ein, die er in der Bede 
vom 18. Mai 1837 glänzend begründete. — Als die politischen Ereignisse (Thron- 
wechsel) die Angelegenheit ins Stocken gebracht hatten, legte er die BiU 1838 
wieder vor und verteidigte sie in der Rede y. 14. Dezember 1838. Die Bill wurde 
Ton Hume, Warburton u. Pryne bekämpft und von DTsraeli unterstatzt. Seine 
dritte grofse Rede hielt Talford am 28. Februar 1839. (Labgülayb, S. 35ff. u. 
S. 89 ff.) — Von Autoren traten vor allem Wordsworth, Alison und Carlyle für 
das geistige Eigentum ein. 202) Der Hauptgegner der Bill war der Buch- 

händler Tegg. 203) Im Jahre 1841 sprach selbst Macaulay gegen die Bill 

Talfords. Doch mufste er es später (im Jahre 1854) erleben, dafs von Yizetally 
eine Sammlung seiner parlamentarischen Reden gegen seinen Willen in der 
Edinburgh review y. 1854 herausgegeben wurde. (S. hierüber Gamden Hotten, 
Litterary Copyright, seven letters. London 1871. lY.) 204) Das Ges. y. 

9. September 1835 (a. 386. WiU lY. c. 65) schützt gegen unberechtigte Yeröffent- 
lichung von Vorträgen nach der Frist der a. 8. Anne c. 19. 205) Bemerkens- 

wert ist die Definition des Copyright, welche das Ges. in a. II giebt: »The sole 
and exclusive liberty of printing or otherwise multiplying copies of any subject, 
to which the said work is herein applied.'' Und hierzu a. XXY: „And be it 
enacted, that all Copyright shall be deemed personal property and sball be trans- 
mittable by bequeath or in case of intestacy shall be subject to the same law 
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Sohntzdaner, die auf eiaen doppelten Malsstab gebracht wurde: als 
festes Niederstmals wurde die Frist von 42 Jahren festgesetzt, wäh- 
rend das Maximum nach der Lebensdauer des Autors bestimmt wird, 
nach dessen Tod das Copyright noch 7 Jahre zu Gunsten seiner 
Eechtsnachfolger fortbesteht.*^) 

Die Vorschrift der Abgabe von Pflichtexemplaren**') und des 
Eintrags in die Kegister der stationers hall***) wurde aufrecht er- 
halten. 

Für den Gegensatz zur Tendenz der französischen Gesetzgebung 
ist es bezeichnend, dafs auch die Interessen der Buchhändler berück- 
sichtigt werden. Als Veranstalter litterarischer Verlagsunternehmungen 
geniefsen sie dieselben Rechte wie die Autoren und schränken ge- 
gebenen Falls die Interessen der letzteren ein.**) 

Die Zerfahrenheit der Copyrightgesetzgebung zeigt ein Blick auf 
die ungleichmäbige Behandlung des Urheberrechts an Kunstwerken, 
die nach Gattungen verschiedene und zwar allgemein kurze Fristen 
genieJsen.*") 



of distribution as other personal property, and in Scotland shall be deemed to 
be personal and movable estate.'* Über personal property vgl. Stephen, Law- 
commentaries of the laws of England (founded on Blackstone). London t863. 
IL S. 3ff. 206) A. 3. Der a. Y ermächtigt das priyy Council auf Klage zur 

Freigabe eines Werkes eines verstorbenen Autors, wenn der Inhaber des Copyright 
dessen Neuauflage trotz eines vorhandenen Bedürfnisses verweigert. 207) A. VI. 
Binnen einer kurz bemessenen Frist mufs von jedem Yerlagswerk ein Exemplar 
an das Brit. Museum abgegeben werden. Auf Verlangen ist auch an einige 
andere Bibliotheken ein solches zu liefern. 208) A. Xlff. 209) A. 18. 

Der Veranstalter oder Eigentümer einer Encyklopädie, einer Revue, eines Magazins, 
oder eines in Serien oder Lieferungen erscheinenden Werkes wird für die ein- 
zelnen für das Hauptwerk verfaCsten Artikel, Aufsätze u. s. w. 28 Jahre lang 
auch gegen die Autoren geschützt. Nach dieser Frist kehrt das Copyright an 
den einzelnen Teilen zu deren Verfassern zurück. Dagegen ist auch der Ver- 
leger eines Gesamtwerkes zu einem Sonderabdruck der einzelnen Beiträge ohne 
Genehmigung des Autors nicht berechtigt. 210) Das (res. v. 24. Juni 1735 

(a. 8. Geo. II. c. 13) schützt Stiche auf die Dauer v. 14 Jahren. Ges. y. 1766 
(a. 7. Geo. IL c. 38) verlängert die Frist auf 28 Jahre, s. auch die a. 17. Geo. III. 
c. 17 (Ges. V. 1777) und a. 15 u. 16. Vict. c. 12 (Ges. v. 28. Mai 1852). A. 54. 
Geo. m. c. 56 (Ges. v. 18. Mai 1814) giebt dem Copyright an Werken der Skulptur 
eine 14jäbrige Frist; nach deren Ablauf kehri: das ausschliefsliche Vervielfi&ltigungs- 
recht an den Autor oder den Besteller für weitere 14 Jahre zurück. A. 25 u. 26. 
Vict c. 68 (29. Juli 1862): Das Copyright an Gemälden, Zeichnungen und 
Photographien dauert während der Lebenszeit des Autors und weitere 7 Jahre. 
Das Recht geht beim Verkauf des Kunstwerkes dem Autor verloren, wenn er es 
sich nicht besonders vorbehält. 
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Das ansschliefsliche AufiRlhrungsrecht steht nnter analogen ge- 
setzlichen Bestimmungen wie das litterarische Urheberrecht.*") 

Die Mängel der englischen UrhebeiTechtsgesetzgebnng sind in 
England selbst am schärfsten erkannt und beurteilt worden.***) 

Es ist daher in den letzten Jahren eine Bewegung ins Leben 
getreten, welche das Zustandekommen eines einheitlichen Gopyright- 
gesetzes bezweckt.**^) Der Erfolg dieser Bestrebungen ist ein Gesetz- 
entwurf, der von Lord Monkswell dem Oberhaus vorgelegt am 26. Ok- 
tober 1890 in erster Lesung beraten wurde.*") Die wesentlichsten,, 
in dem Entwurf vorgeschlagenen Neuerungen betreffen die Schutz- 
frist, die für alle Geisteswerke gleichmäfsig auf Lebenszeit des Autors 
und 30 Jahre nach seinem Tod ausgedehnt werden soll, so wie die 
Feststellung des Copyrightschutzes im einzelnen.**') ^ 

Einen ausgedehnten Umfang nimmt in der englischen Autor- 
rechtsgesetzgebung die Behandlung des internationalen Copyright ein. 

Die ersten Bestimmungen standen auf dem Grundsatz der Reci- 
procität und schrieben für die ausländischen Werke dieselben For- 



211) Die a. 3. WiU. lY. c. 15 (10. Jnni 1833) schützt angedruckte drama- 
tische Werke gegen Aufführungen 28 Jahre und auf Lebenszeit de Autors. Die» 
a. 5 u. 6. Yict. c. 14 begriff auch den Schutz dramat. u. musik. Werke gegen 
unberechtigte Aufführung in sich (s. oben). Die a. 45 u. 46. Yict. c. 40 (10. August 
1882) knüpfte den im Oes. t. 1842 gewährten Schutz an die Yoraussetzung eine» 
Yorbehalts auf dem Titelblatt. — Die a. 51 u. 52. Yict. c. 17 (5. Juli 1888> 
betrifft lediglich das Strafmafs. Der gesetzliche Schutz hat nur im Druck ver- 
öffentlichte dramat. oder musikal. Werke im Auge. 212) Ygl. den Bericht 
der Kommission v. 24. Mai 1878. § 7 ff. S. folgende Anm. 213) Nachdem 
am 6. Oktob. 1875 eine Kommission „to make inquiry with regard to the laws 
and Regulations relating to Home, Golonial and International Copyright unter 
dem Yorsitz des Lord Stanhope aufgelöst war, trat am 17. April 1876 eine zweite 
an ihre Stelle, der hervorragende Juristen u. SchriftsteUer angehörten. Diese 
schlofs am 24. Mai 1878 einen aus 294 Paragraphen bestehenden Bericht ab. 
Um dieselbe Zeit erschien Stephens »Digest", eine methodisch kritische Darstellung 
des in England geltenden Autorrechts. Der von der Kommission ausgearbeitete 
u. von Lord Manners 1879 dem Oberhaus vorgelegte Entwurf hatte keinen Erfolg. 
Ebenso ging es 1885 einem Entwurf Daldys u. 1886 der fine art Bill von Hastings, 
Gregory u. Agnew. 214) Die Bill Monkswell beruht auf den Yoiarbeiten,. 
welche eine von der society of English autfaors eingesetzte Kommission unter dem 
Yorsitz von Sir Frederic FoUock im Sommer 1890 abschlofs. Dem Gesetzestext 
des Entwurfs geht ein Memorandum, eine kurze treffende Zusammenfassung seiner 
Motive voran. 215) So enthält der Entwurf Bestimmungen über Utilisation 
und Adaption, welche beide allein dem Autor vorbehalten sind. Z. 2 u. 4 d. 
Memorandum. — Eine genauere Besprechung der BiU Monkswell findet sich in 
droit d'auteur. 1891. Heft III. Y. YI. YII. 
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malitäten vor, wie für die inländischen.^*') Die neueren Gesetze ver- 
weisen auf Staatsverträge. Manche Einzelfragen, ttber welche die 
inländische Gesetzgebung schweigt, haben in den Verträgen eine 
Eegelung erfahren. So vor allem der Schutz der Übersetzungen, 
der anfangs versagt, dann nur in sehr beschränktem Ma&e gewährt 
wurde."') 

Die englischen Gesetze haben auch Geltung für die Kolonien; 
doch steht auch diesen das Becht zu, urheberrechtliche Gesetze zu 
erlassen.^*®) 

Wir haben nun in grolsen Zügen die Entwickelung des Urheber- 
rechts in Deutschland, Frankreich und England verfolgt. 

Fassen wir noch einmal kurz die Ergebnisse dieser Darstellung 
zusammen, gelangen wir zu folgendem Überblick: Die Anfänge des 
Urheberrechts liegen im Dunkeln. Ein Rechtsschutz setzte jeweils 
da ein, wo ein verletztes Interesse vorlag, und wechselte je nach 
den Bedürfnissen der Interessentenkreise, deren Einflufs mächtig 
genug war, den Schutz der Gesetzgebung für sich zu gewinnen. 
Im 16. und 17. Jahrhundert war der Einflufe der Verleger herr- 
schend. Im 18. Jahrhundert brach sich die Erkenntnis Bahn, dafs 
die eigentlichen Träger des Urheberschutzes die Urheber seien; 
und heute wird allgemein von der Rechtswissenschaft das ürheber- 



2t6) Die a. 1 u. 2. Yict c. 59 (1838) wurde durch folgende ersetzt: a. 7 u. 8. 
Yict. c. 12 (10. März 1844) ermächtigte die Königin durch ein Order in Council 
fär Autoren gewisser fremder Länder einen gewissen Schutz festzusetzen, dessen 
Dauer die gesetzliche englische Schutzfrist nicht iLbersteigen darf. A. 15 u. 16. 
Yict. c. 12 (an act to enable Her Majesty to carry into effect a Convention with 
France on the subject of Copyright, to extend and explain the International 
Copyright Act; and to explain the acts relating to Copyright in Engravings.) 
(28. Mai 1852.) A. 25 u. 26. Yict. c. 68 (an act for amending the law relating to 
Copyrights in works of the fine arts, and for repressing the commission of fraud 
in the production and sale of such works). (29. Juli 1862.) A. 38. Yict. c. 12 
(13. Mai 1875). A. 49 u. 50. Yict. c. 38 (25. Juni 1886) schuf die Grundlage für 
den Beitritt Englands zur Bemer Konvention, der am 28. November 1887 erfolgte. 
217) Nach a. 15 u. 16. Yict. c. 12 können ausländische Werke gegen unberechtigte 
Übersetzung bis zu 5 Jahren geschtLtzt werden. Die a. 49 u. 50. Yict. c. 38. a. 5 
setzte den Schutz gegen unbefugte Übersetzung dem Schutz gegen Nachdruck 
gleich mit der Einschränkung, dafs die Übersetzung erlaubt sei, wenn innerhalb 
10 Jahren nach Yeröffentiichung keine englische Übersetzung erschienen sei. A. I 
der Act 15 u. 16. Yict. c. 12 gab Utilisationen u. Adaptionen ausländischer Werke 
frei. 218) Gesetze v. 22. Juni 1847 (a. 11 u. 12. Yict. c. 95), v. 25. Juni 

1886. a. 8 u. für Canada d. Ges. v. 26. Oktob. 1874, bestätigt durch die a. 38 u. 39. 
Yict. c. 11 (2. Aug. 1875) (vgl. Lyon Caen u. Dblalain, I. S. 263 ff.). 
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recht auf die Beohtstellung der Autoren zurückgeführt. Doch können 
wir in dieser Entwickeinng ein eigentümliches Schauspiel beobachten. 
So lange die Frage nach dem Wesen des Urheberrechts nicht in 
den Vordergrund getreten war, so lange also die Handhabung des 
Urheberschutzes eine unbewuiste war, galt das Recht der Verleger 
an dem Verlagswerk als Eigentum, das nach den Bestimmungen 
des gemeinen Rechts, wie jedes andere Eigentum zeitlich unbe- 
schränkt gegen unberechtigte Entziehung geschützt wurde. Da aber 
dieser Eigentumsschutz mit den gesetzlichen Priyilegien einzelner 
Klassen oder Gewerbe vermischt wurde, richtete sich die Be- 
wegung fllr Befreiung des Grewerbes von den Resten mittelalter- 
licher Einrichtungen auch gegen das geistige Eigentum. In allen 
drei Ländern***) können wir wahrnehmen, wie in dem Streit der 
bisher Begünstigten mit denen, welche Freiheit des Gewerbes be- 
anspruchten, erstere sich auf das Eigentum an den Verlagswerken 
und dessen Schutzberechtigung nach gemeinem Recht beriefen.^) 
Die romanisierende Wissenschaft gab den Ausschlag. — Da das 
geistige Eigentum im System des römischen Rechts keinen Platz 
fand, wurde sein Dasein verneint, und dem Anspruch auf rechtlichen 
Schutz der Verlagswerke das Recht des Publikums gegenübergestellt 
Die falsche Auffassung von dem Werden und Wesen des Ur- 
heberrechts blieb in der neuesten Gesetzgebung malsgebend und stellte 
sich seiner weiteren Ausgestaltung, welche der aufblühende Verkehr 
mit Geisteswerken gebieterisch forderte, hemmend entgegen. Die 
neue Gesetzgebung hat Schritt für Schritt und von Fall zu Fall den 
drängendsten Bedür&issen nach Erweiterung des Rechtsschutzes nach- 
gegeben. Die Folge davon ist die Lückenhaftigkeit und Systemlosig- 
keit unserer modernen Gesetze. Eine Betrachtung des heutigen 
Standes der Gesetzgebung wird diese Behauptung bestätigen.^*) 



219) In Deutschland kommt noch hinzu, dafs die territoriale Zersplitterong 
den Schwerpunkt der gesetzgeberischen Aufgabe in die Regelung der inter- 
nationalen Frage legte. 220) So Püttbb, Lingübt, H^bicoübt; das Urteil 
Miliar y. Taylor u. Blackstonb, a.a.O. 221) Zur Orientierung wollen wir 
die bestehenden Gesetze zusammenstellen. I. In Europa: Belgien stand seit 
seiner Vereinigung mit Frankreich unter dem französischen Gesetz Tom 9. Juli 
1793. Nach seiner Vereinigung mit Holland galt das Gesetz Tom 25. Januar 1817 ; 
infolge der Litterarverträge mit anderen Staaten war Belgien genötigt den Autor- 
Schutz zu erweitem. Das Gesetz vom 22. März 18S6 zeichnet sich durch weit- 
gehenden Schutz und gute Systematik aus. (Bei Lyon Gaen u. Dslalain, I. S. 170 ff. 
Im Annuaire de l^gislation compar^e, XII. S. 451 ff. Stseisslbb, II. S. 3.) — Litte - 
ratur: Cappbllemans , La propri^t^ litt^raire et artistique en Belgique et on 
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France 1854. Rombbrg, Gompte rendu des travaux du coogres de la propri^t^ 
litt^raire et artistique (in Antwerpen 1S58) etc. Brüssel 1859. Janlbt, De la 
protection des oeuvres de la pens^. Paris 1888. Kommentar yon Bekoidt bt 
Dbschamps. Brüssel 1886. Dänemark, Schon 1741 werden die Rechte der Autoren 
durch Erlafs vom 7. Januar geschützt. (Bsngüabd, I. S. 283.) Der Erlafs vom 
7. Mai 1828 gewährte auch Ausländern diesen Schutz im Fall der Reciprocität. 
Der Erlafs yom 13. Dezember 1.837 dehnte ihn auf Kunstwerke aus. Heute sind 
in Geltung die Gesetze vom 29. Dezember 1857, 31. März 1864, 24. März 1865, 
23. Februar 1866, 24. Mai 1879, 12. April 1889. (L. C. u. D., I. S. 187 ff. Str., 
II. S. 14 ff.) Finnland. Gesetz vom 15. März 1880 für litterarische Werke und 
Kunstwerke. (Annuaire de l^gislation compar^e. X. S. 951 ff. L. C. u. D., I. 
S. 505ff. Str., II. S. 24ff.) Griechenland hat noch kein besonderes Gesetz; be- 
zügliche Strafbestimmungen enthält das Strafgesetzbuch von 1833. Buch II. Kap. 
XXVII. sect. 2. a. 432 f. Das Gesetz, die Nationalbibliothek betr., vom 24. November 
1867 schreibt die Abgabe von Pflichtexemplaren vor. (L. C. u. D., I. 374 ff. Str., 
II. S. 35.) In Holland, das im 17. und 18. Jahrhundert der Sitz des Nachdrucks 
ausländischer Werke war, waren inländische Werke auch ohne besonderen Schutz 
vor Nachdruck sicher. (Püttbr, a. a. 0. § 111.) Die von den Generalstaaten 
verliehenen Pri?ilegien waren mehr gewerblicher Natur. Der Schutz inländischer 
Werke wurde im Beschlufs der Generalstaaten vom 28. Juni 1715 anerkannt. 
Der Beschlufs vom 8. Dezember 1796 führte die Grundsätze der französischen 
Gesetzgebung ein; ebenso das Gesetz der bata vischen Republik vom 3. Juni 1803. 
Letzteres Gesetz wurde nach kurzer Unterbrechung — so lange Holland Frank- 
reich einverleibt war — durch den Erlafs vom 24. Januar 1814 bestätigt. Das 
erste durchgearbeitete Gesetz, das vom 25. Januar 1817 galt bis 1881. Das Ge- 
setz vom 28. Juni 1881 „wet tot regeling van het Auteursrecht'' beschränkt sich 
auf litterarische Werke. Bildhauerwerke sind überhaupt nicht geschützt. (Das 
Gesetz von 1881 ist abgedruckt im Annuaire de l^g. comp. XI. S. 475ff.; bei 
L. C. u. D., I. S. 459ff. ; Str., II. S. 76ff. — Litteratur: Kastbllb, Het 
auteursrecht in Nederland. Leyden 1885.) Italien, Die einzelnen Staaten be- 
sassen zum Teil eigene Vorschriften über Urheberrecht. Das Strafgesetzbuch 
des Königreichs beider Sicilien von 1819 enthielt Strafandrohungen gegen Nach- 
druck (a. 323 f.); ebenso das Dekret vom 5. Februar 1828. In der Lombardei 
und in Venedig galt österreichisches Recht. Sardinien verlieh Privilegien, Patent 
vom 28. Februar 1828, 20. Mai 1833. Das bürgerliche Gesetzbuch von 1838 
a. 440 erklärt die Geisteswerke für da^ Eigentum ihrer Autoren. (Rbnouarb, 
I. S. 290 ff.) Im Kirchenstaat galt der Erlafs vom 23. September 1826. (L. C. 
u. D., I. S. 375.) Das erste gemeinschaftliche Gesetz kam am 25. Juni 1865 
zu Stande; später wurde es auf Venedig und den Kirchenstaat ausgedehnt. 
Das Gesetz vom 10. August 1875 erweiterte den bestehenden Schutz. Beide 
Gesetze wurden in dem Gesetz vom 18. Mai 1882 vereinigt. Zu letzterem wurde 
am 19. September 1882 eine Vollzugsverordnung erlassen. (Die Gesetze sind 
abgedruckt bei L. C. u. D., L S. 379ff. Vgl. Str., II. S. 51 ff. — Litteratur: 
BosMiin, La legislazione et la giurisprudenza dei teatri e dei diritti d'autorev 
Mailand 1872. Amar, Dei diritti degli autori di opere dei ingegno. 1874. Der- 
selbe, Dei diritti degli artisti in Italia ed all' estero. Turin 1880. Toscani, Studio 
fiulla proprietä litteraria ed artistica. Rom 1881. Ghiavbs, Sui diritti degli 
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aatori di opere d'arte. Turin 1882. Luxemburg stand im Anfang des Jahr- 
hunderts unter den französischen Urheberrechtsgesetzen. In Geltung ist heute 
das hoUändische Gesetz von 1817 (s. oben), durch mehrfache Erlasse und die 
deutschen Bundesbeschlüsse erweitert. Erlasse vom 2. Juli 1822, 28. September 
1832, 11. Mai 1838, 13. Juli 1838, 31. Oktober 1841, 17. August 1845, 29. Mai 
1857. § 131 aus dem Protokoll der 10. Sitzung der deutschen Bundesversamm- 
lung vom 12. M&rz 1857, Strafgesetzbuch a. 191. (L. G. u. D., I. S. 407 ff. Stb., 
II. S. 63 ff.) Monaco, Verordnung über den Schutz von Werken der Kunst und 
Litteratur vom 27. Februar 1889. (L. C. u. D., I. S. 423 ff. Stb., IL 74 ff.) In 
Norwegen galt bis in die neueste Zeit das d&nische Gesetz von 1741; am 12. 
Oktober 1857 wurde ein Gesetz über künstlerisches Urheberrecht erlassen. In 
G^tung sind heute folgende Gesetze: vom 8. Juni 1876, 12. Mai 1877, 20. Juni 1882. 
(L. C. u. D., I. S. 437 ff. Stb., IL 82ff.) Für Österreich gilt das über die Beschlüsse 
des deutschen Bundes Gesagte. Die ersten Sonderbestimmungen waren: die Ver- 
ordnung der böhm.-österr. Hofkanzlei vom 11. Februar 1775, welche den Büchernach- 
dmck inländischer Werke verbot; die Hofdekrete vom 13. Januar 1785, 7. Februar 
1794 und 30. Mai 1795 erkl&rten den Nachdruck ausländischer Werke als ein frei- 
gegebenes negotium; die Verordnung vom 24. Januar 1794 verbot den Nachdruck 
der in Ungarn gedruckten Werke; die Buchhändlerordnung vom 18. März 1806 
§ 17 erneute das Nachdruckverbot; die Hofdekrete vom 15. Februar 1794, 14. August 
1823, 14. Juli 1825 erweiterten den Schutz auf Stiche und Steindrucke. Das 
Gesetz vom 19. Oktober 1846 „zum Schutz des litterarischen und artistischen 
Eigentums gegen unbefugte Veröffentlichung, Nachdruck und Nachbildung'* ist 
heute noch in Geltung. Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch enthält a. 1 1 64— 1 17 1 
einige verlagsrechtliche Bestimmungen; ebenso das Strafgesetzbuch von 1852 
a. 467. (Das Patent, von 1846 ist abgedruckt in Eisbnlohbs Sammlung. S. 40ff. ; 
bei Stb., I. S. 166 ff.) — Litteratur: Habxjm, GbanichstIdten , Das Urheber- 
recht, PreCsgesetz und das objektive Verfahren. Wien 1892. S. 3—53. Stubbn- 
baüch, Kommentar zum österr. bürgerlichen Gesetzbuch. H. Wien 1885. S. 47 7 ff. 
Portugal, Das Gesetz v. 3. Juli 1851 ist ersetzt durch a. 570—612 des bürger- 
lichen Gesetzbuchs vom 1. Juli 1867; Strafbestimmungen enthalten a. 457, 458; 
460 des Strafgesetzbuchs. (L. C. u. D., I. S. 467 ff. Stb., H. 8Sff.) Rumänien, 
Das Prefsgesetz v. 1./13. April 1862 enthält einige Bestimmungen über Urheber- 
recht. Die Handhabung des Gesetzes ist eine sehr zweifelhafte, da zum Teil 
die Ansicht herrscht, das Gesetz von 1862 sei durch die Verfassung von 1866 
aufgehoben. Strafbestimmungen sind in den §;^ 339—343 des Strafgesetzbuchs 
von 1864 enthalten. (L. C. u. D., I. S. 476ff. Stb., IL S. 92 ff.) Rufsland, 
Einige autorrechtliche Bestimmungen fanden sich in den Digesten, X. S. 740 f.; 
das Gesetz vom 4./16. Mai 1828; das Reglement vom 8./20. Januar 1830 (in 
den Digesten, X. 2339—2349) und die Ausgabe vom 15./27. April 1857 sind 
durch das Reglement über Zensur und Presse von 1886 ersetzt. Für dra- 
matische und musikalische Werke gilt noch das Reglement vom 13./25. No- 
vember 1827. Einschlägige Bestinunungen finden sich in der Prozefsordnung 
§§ 718—724, 1412, 1413 und im Strafgesetzbuch von 1886 §§ 1683—1685. J)as 
liv-, esth' und kurländische Privatrecht. B. IV. Tit. XIL 3. Hauptstück ent- 
hält in den §§ 3985 , 3993 f. verlagsrechtliche Bestimmungen. (L. C. u. D., 
L S. 485ff. Stb., IL S. 94ff. Litteratur: Rbnoüabd, L S. 283 ff. Lbüt- 
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HOLD, Rassische Rechtskunde 1S89. Lehb, Elements de droit civil Rasse. 
Paris 1877.) In Schweden bestand lange nur die Bestimmung des Frefsgesetzes 
vom 16. Juli 1812. Heute gilt das Gesetz vom 3. Mai 1867, durch das Gesetz 
vom 10. August 1877 auf litterarische Werke ausgedehnt, und letzteres ergänzt 
durch das Gesetz vom 10. Januar 1883. (L. G. u. D., I. S. 521 ff. Str., S. 102 ff.) 
In der Schweiz galt bis in die neuere Zeit in den einzelnen Kantonen verschiedenes 
Recht: In Genf war das französische Gesetz von 1793 in Kraft und der code 
pänal; in Zürich, wo Privilegien erteilt wurden, entfernte man aus Bluntschlis 
Entwurf zum bürgerlichen Gesetzbuch die Bestimmungen über Urheberrecht ; 
von diesen letzteren nahm Solothum mehrere in das Civilgesetzbuch von 1847 
auf. Am 15. Juli 1845 veröffentlichte der Bundesrat das auf den Antrag Genfs 
beratene Konkordat ; einige Kantone traten zögernd bei (1856, 1862, 1867), andere 
(Luzem, Zug, Freiburg, St. Gallen, Wallis und Neuenburg) gar nicht. Grau- 
bünden nahm in das Civilgesetzbuch von 1862 einige urheberrechtliche Normen 
auf. Mit Frankreich, welches das Zustandekommen eines Handelsvertrages von 
dem Abschlufs eines gleichzeitigen Litterarvertrages abhängig machte ^ kam am 
30. Juni 1864 ein Vertrag zu Stande, nach welchem die französischen Autoren 
■einen Schatz genossen, der den Schweizern selbst versagt war. Dieselben Ver- 
tragsbestimmungen wurden durch die Meistbegünstigungsklausel auf Belgien (1867), 
Italien (1868), den norddeutschen Bund und die süddeutschen Staaten ausgedehnt 
(1869, auf das Reich 1881). Nachdem a. 64 der Bundesverfassung von 1874 die 
Kompetenz des Bundes auf das Autorrecht ausgedehnt hatte, kam endlich 
am 23. April 1883 (1. Oktober 1884) das Bundesgesetz betr. das Urheberrecht 
an Werken der Litteratur und Kunst zu Stande. Das Gesetz, das auf einem 
Entwurf von Numa Droz, dem bundesrätlichen und dem nationalrätlichen Entwurf 
beruht, lehnt sich besonders an das deutsche Gesetz an. (L. C. u. D., I. S. 531 ff. 
Str., I. S. 21 4 ff.) Obelli, Das schweizer. Bundesgesetz betr. das Urheberrecht 
an Werken der Litteratur und Kunst. Zürich 1884. Mbili, Die schweizer. 
Gerichtspraxis über das litterarische , künstlerische und industrielle Eigentum. 
Zürich 1891. In Spanien wachten die Zensurbehörden über den Nachdruck, 
gegen den Privilegien erlassen wurden. Die Gesetze vom 4. Januar 1834 und 
vom 5. Mai 1839 (für dramatische Werke) enthielten die ersten umfassenden 
gesetzlichen Bestimmungen; beide wurden aufgehoben durch das Gesetz vom 
10. Juni 1847; letzteres wurde durch das noch in Geltung befindliche Gesetz 
vom 10. Januar 1879 ersetzt, dem die Vollzugsverordnung vom 3. September 1880 
folgte. Ergänzende Vorschriften finden sich im Strafgesetzbuch von 1870 a. 63 
XL. 552 und in dem bürgerlichen Gesetzbuch von 1889 a. 428 f. (L. G. u. D., 
I. S. 205 ff. Str., IL S. 106ff. Annuaire de lögislation compar^e. IX. S. 43 2 ff. 
Litteratur: Legislacion de propriedad intellectual. Madrid 1881. Danvila t 
CoLLADO, La propriedad intellectual. Madrid 1882.) Türkei, Das Reglement 
vom 11. September 1872 (8. Redjeb 1289) und der Nachtrag vom 20. März 1875 
(20. Safer 1292) verleiht jedem Autor ein lebenslängliches Privileg und gewährt 
auf Antrag ein 40 jähriges Privileg; die Buchdrucker Ordnung vom 10. Januar 1888 
<9. Djemasi-ul-ewel) a. 11; und Strafgesetzbuch von 1857 a. 241. (L. C. u. D., 
I. S. 563. Str., II. S. 113 f. De Mabchi, La propri^t^ litt^raire et artistique et 
industrielle en Turquie et en Egypte. Paris 1880.) Ungarn, Schon durch die 
Verordnung vom 4. November 1793 wurde mit der Zensur ein gewisser Schutz 

Osterriet h, Urheberrecht 4 



50 



gegen Nachdruck verbunden. 1843/44 und 1847 wurden yergebliche Versuche ge- 
macht ein Urheberrechtsgesetz zustande zu bringen. In Transsylvanien, Kroatien 
und SlaTonien galt das österr. Patent von 1846. In den übrigen Teilen Ungarns 
bestanden keine autorrechtlichen Vorschriften bis zum Gesetz vom l. Juli 1884, 
das am 26. April 1884 in Kroatien, Slavonien und Dalmatien eingeführt wurde. 
Das Gesetz von 1884 schliefst sich an das deutsche Gesetz an, ist aber diesem gegen- 
über nach Form und Inhalt als Fortschritt zu bezeichnen. (L. G. u. D., I. S. 141 ff. 
Stb., I. S. 159 fif. Habum, a. a. 0. Eobsslbb, La l^gislation Hongroise et le droit 
d'auteur in der Revue de droit international. 1885. XVII. S. 487 ff.) IL Von 
anfoereiiropttisehen Gesetzgebungen interessiert uns in erster Beihe die der Vei^- 
einigien Staaten. Eigene gesetzliche Bestimmungen entstanden nach der Trennung 
von England, doch schlössen sich auch diese an die englische Gesetzgebung an. Die 
ersten autorrechtlichen Bestimmungen gingen von den Einzelstaaten aus. Die Ver- 
fassung von 1787 bestimmte a. 1 . S. 8 : „that Congress shall have the power to promote 
the progress of science and useful arts, by securing, for limited times, to authors 
and inventors the exclusive right to their respective writings and discoveries.'' 
Das Gesetz vom 31. Mai 1790 gewährte den Autoren, die Staatsbürger oder Ein- 
wohner der Vereinigten Staaten waren, einen 14jährigen Schutz, der für den 
lebenden Autor verdoppelt werden konnte. Das Gesetz vom 29. April 1807 dehnte 
diesen Schutz auf Zeichnungen und Stiche aus. Das Gesetz von 1831 (4U. S. 436) 
erweiterte den bestehenden Schutz auf 28 Jahre, mit der Möglichkeit der Ver- 
längerung. Die folgenden Gesetze (1846, 1859, 1865, 1867) regelten die den 
Schutz bedingenden Förmlichkeiten (Anmeldung und Abgabe von Pflichtexemplaren.) 
1856 (11 U. S. 138) wurde das Aufführungsrecht normiert. Das Gesetz vom 8. Juli 
1870 vereinigte sämtliche autorrechtliche Bestimmungen, die dann 1873 in dea 
Bevised Statutes Aufnahme fanden, (a. 4948— 4971) ; Gesetz vom 18^. Juni 1874. 
Die Vereinigten Staaten nahmen bis in die neueste Zeit eine Sonderstellung ein, 
da sie ausländischen Autoren jeden Schutz verweigerten. Seit 1837 (Henry Clay) 
wurden unablässig Versuche gemacht einen Schutz ausländischer Werke einzu- 
führen. Erst das Gesetz vom 3. März 1891 (die bill Chacb Adams) setzt die 
Möglichkeit eines Schutzes ausländischer Werke in Aussicht (a. 13); zugleich 
enthält es eine Neubearbeitung und Erweiterung der bisherigen Bestimmungen. 
(L. C. u. D., II. S. 10i;ff. Stb., II. S. 9üff.) Das Gesetz vom 3. März 1891 ist 
abgedruckt im droit d'auteur von 1891. Heft 8. Litteratur: Laboülaye, 
a. a. 0. Ebnt, Gommentaries on American Law II. Boston 1860. S. 485 ff. 
BowKEB, A Summary of the principles and law of Copyright with special reference 
to books. 1886. Dbone, On the law of Property in intellectual productions. 
Boston 1879. Applbton Mobgan, Anglo- American international Copyright. New- 
York 1879. Über die neueste Gesetzgebung s. im Droit d'auteur 1890, 1891. 
G. K. PuTNAM, The question of Copyright. New- York u. London 1891. Wo web- 
mann, La propri^t^ artistique et litt^raire aux Etats Unis. Brüssel 1891. Über 
die Bedeutung des Gesetzes vom 3. März 1891 für den deutschen Buchhandel 
s. MüHLBBECHT, Denkschrift betr. die Errichtung eines Zentralbureau zum 
Schutze des Urheber- und Verlagsrechtes. Berlin 1891. S. 12 ff. Die übrigen 
Staaten Amerikas haben zum Teil sehr unvollkommene, zum Teil sehr weitgehende 
Bestimmungen. (Vgl. Marcel Guay, de la propriät^ littäraire, dramatique et 
artistique dans les divers 6tats de TAmörique Latine. Paris 1876. Lyon Caek; 



— 51 — 

Als Bezeichnungen für das zum Schntz der Autoren geschaffene 
Beoht finden wir: geistiges Eigentum^^), Urheberrecht^ und Ver- 
lagsrecht.^ 

Während die beiden letzten Ausdrücke nur besagen, dals das 
fiecht den Interessen gewisser Elreise dient, oder dafs es gewisse 
Handlungen einzelnen ausschliefslich erlaubt, allen anderen aber ver- 
bietet, enthält die Bezeichnung geistiges Eigentum eine rechtliche 
Begriffsbestimmung. Allein in den meisten Gesetzen, die letzteren 
Ausdruck führen, dient er nur dazu, dem Becht einen Namen zu 
geben, nicht um sein Wesen zu kennzeichnen. Als wirkliches Eigen- 
tum wird das Becht nur in Mexiko, Guatemala und Venezuela an- 
gesehen. 

Eigentliche Definitionen finden sich sonst in keiner Gesetz- 



u. Drlalain, B. IL Stbbisslbb, B. II.) Argentinien. A. 17 der Verfassung von 
1860. Bürgerliches Gesetzbuch. B.II. 2. Sekt. Tit.YII. a. 1066— 1083, 1091— 1106. 
Bolivia. Erlafs vom 13. August 1879. Brasilien. Strafgesetzbuch Yom 11. Ok- 
tober 1890. a. 342-350. (Droit d*auteur 1890. S. 135ff.) Chile. Gesetz vom 
24. Juli 1834. Strafgesetzbuch §471. Bürgerliches Gesetzbuch ?on 1855 a. 584. 
Columbia. Gesetz vom 26. Oktober 1886. Equador. Gesetz vom 3. August 1887. 
Guatemala. Erlafs vom 29. Oktober 1879. Haiti. Gesetz vom 8. Oktober 1885. 
Mexiko. Bürgerliches Gesetzbuch von 1871. Buchl. Titel VIII. c.l. a. 1245—1387. 
Paraguay. A. 19 der Verfassung vom 24. November 1870. Peru. A. 26 der 
Verfassung von 1860. Gesetz vom 3. November 1849. Venezuela. Bürgerliches 
Gesetzbach von 1880 a. 450. Gesetz vom 12. Mai 1887 und Vollzugsverordnung 
vom 12. Januar 1888. Von Staaten anderer Erdteile kommen nur noch folgende 
in Betracht: Japan. 3 Erlasse vom 28. Dezember 1887. Jndien. Vgl. S. 45. 
Anm. 218. Südafrikanische Bepublik. Gesetz v. 23. Mai 1887. Tunis. Ges. vom 
15. Juni 1889. Eawai. Ges. vom 23. Juni 1888. Keine urheberrechtlichen Be- 
stimmungen sind Iq Bulgarien, Serbhsn, San Marino (letzteres hat sich Italien 
verpflichtet, keine in Italien veröffentlichten Werke nachzudrucken), Gostarica, 
Honduras, Nicaragua, San Salvador, Uruguay, Persien. In Ägypten besteht kein 
Gesetz, das einschlägige Bestimmungen enthält. Doch wird in der Praxis der 
gemischten Gerichte auf Grund des § 34 der Beglements für diese Gerichte ein 
Schutzrecht der Autoren anerkannt. (Vgl. die Entscheidungen bei Lyon Cabk 
u. Dblalain, IL S. 22ff., im Droit d'auteur 1888. S. 92f. und 1891. S. 128f. Vgl. 
auch Db Mabchi, a. a. 0.) In China wird nach Herkonunen der Nachdruck von 
Werken über Litteratur und Dichtung von den Behörden geahndet. (S. die Notiz 
des Generals Tcheng-Ei-Tong bei Lyon Gabn u. Dblalain, II. S. 5 f.) 222) In 
Frankreich, Eawai, Japan, Norwegefi, Österreich, Portugal, Bumdnien, Buf stand, 
Schweden, Schweiz, Spanien , Tunis und in den lateinischen Staaten Amerikas. 
223) Urheberrecht (Autorrecht) in Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich 
(im Gesetz vom 14. Juli 1866), Holland, Italien, Monaco^ in der südafrikanischen 
Bepublik und in Ungarn. 224) Verlagsrecht (Copyright) in England und seinen 

Kolonien, in den Vereinigten Staaten und in Luxemburg. 

4* 



— 52 — 

gebung. Die meisten Gesetze beschränken sich auf die Anftlhrang 
der Handlnngen, die den Inhalt eines Rechts bilden. Der Kreis dieser 
Handinngen wird sehr verschieden abgegrenzt: als Eecht der ans- 
sohliefelichen Vervielfältigung**'), als Recht der ausschliefclichen Ver- 
öflFentlichung**) (Vervielfältigung und Verkauf) oder als Eecht der 
ökonomischen Ausbeutung des Geisteswerks.'") Einige Gesetze be- 
stimmen das Recht der Urheber negativ durch Verbote."^ 

Gegenstand des Urheberrechts sind allgemein: litterarische, künst- 
lerische**^), dramatische und musikalische Werke. Im einzelnen ist 
ihre Benennung und Abgrenzung je nach der besonderen Art des 
Verkehrs mit Geisteswerken verschieden,***) 

Kennzeichnend für die Zerfahrenheit der neueren Urhebergesetz- 
gebungen ist die Bestimmung der Dauer des Urheberrechts. 

Von den Gesetzen, welche das Urheberrecht als geistiges Eigen- 
tum bezeichnen, ziehen nur drei die Folgerung der unbeschränkten 
Dauer.***) In allen übrigen ist das Urheberrecht befristet, und zwar 
in der verschiedensten Weise. Das Zeitmafs ist teils fest, teils un- 
bestimmt. Letzterer Fall tritt da ein, wo die Dauer von dem Tod 



225) Deutschland, Gesetze Yon 1870 § 1 und 1876 § 1. Österreichisches 
Patent § 2. Ungarn, § 1. Schweiz, § 1. Dänisches Gesetz von 1857. § 1. Eng- 
lisches Gesetz yod 1842. a. 2. Norwegisches Gesetz von 1876. § 1. Schweden, 
Gesetz yon 1877. § 1. BoUvia, a. 7. 226) Italien, Gesetz von 1882. a. 1. 

Luxemburg, Gesetz yon 1817. a. 1. Monaco, a. 3. Holland, a. 1. Rumänien, 
Gesetz yon 1862. a. 1. Finnland, a. 1. Südafrikanische Republik, a. 1. Tunis, 
a. 1. Chile, a. 1. Haiti, a. 5. Peru, a. 1. Hawai, a. 4. Vereinigte Staaten, 
a. 4952. In Portugal, Bürgerliches Gesetzbuch a. 576, wird das Urheberrecht als 
ausschliefsliches Nachbildungs- und Yerfügungsrecht bezeichnet. 227) Columbia, 
Gesetz yon 1886. a. 1 : „Das litterarisch^ Eigentum besteht in dem Recht der 
Autoren ihre Werke auszubeuten.'' Japan, Gesetz von 1887. a. 1: „Unter Eigen- 
tum des Autors versteht man das ausschliefsliche Privileg des Herausgebers eines 
litterarischen Werkes, einer Zeichnung oder eines Bildes, Nutzen aus seiner Arbeit 
zu ziehen.*' Russisches Zensurreglement von 1886. a. 1: „Der Autor oder Über- 
setzer eines Buches hat das lebenslängliche, ausschliefsliche Becht durch Verlag 
oder beliebige Verfügung Nutzen daraus zu ziehen, wie aus einem wohlerworbenen 
Gut.** 228) Griechenland, Strafgesetzbuch a. 432. Schweden, Gesetz von 

1867. a. 1. Türkei, Reglement von 1872. a. 2. Brasilien, Strafgesetzbuch a. 342, 
344, 348. Equador, a. 6. 229) Den Schutz photographischer Werke lassen 

wir aufserhalb unserer Betrachtung. 230) Vgl. beispielshalber den AbriCs der 
deutschen, englischen und französischen;Gesetzgebung. 231) Guatemala, Mexiko, 
a. 1253 des bürgerlichen Gesetzbuches (mit Ausnahme der dramatischen Werke, 
die nach dem Tod des Autors nur 30 Jahre geschützt sind a. 1284). Venezuela, 
a. 2 des Gesetzes von 1880 (mit der Einschränkung, dafs das Recht dritter Er- 
werber 25 Jahre nach dem Tod des Autors zu dessen Noterben zurückkehrt, a. 6). 
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des Autors beeinflußt wird. Als Schutzfristen nach dem Tod des 
Autors werden folgende Zeiträume festgesetzt: 5«»"), 10""), 20»»*), 
SO*»*), 50 ^«j, 80^') Jahre."^) 

In anderen Gesetzgebungen finden wir eine feste Bestimmung 
der niedersten Zeitgrenze mit der Möglichkeit der Verlängerung 
unter gewissen Voraussetzungen.'"®) Besondere Schutzfristen werden 
für solche Werke vorgesehen, die von juristischen Personen oder von 
bevorzugten Körperschaften und Anstalten**®) ausgehen, sowie für 
anonyme*") und posthume*^*) Werke; auch diese weichen sehr von 
einander ab. 

Der Umfang des Urheberrechts ist je nach seinem Gegenstand 
in den einzelnen Gesetzen verschieden bemessen. Was zunächst das 



232) Chile. (Die Erben des Autors haben die Möglichkeit der Yerlängerang 
auf 10 Jahre.) 233) Brasilien. 234) Peru. 235) Deutschland, Schweiz, 
Österreich (bei letzterem dauert das ausschliefsliche Aufführungsrecht 10 Jahre). 
236) Belgien, Bolivia, Dänemark , Equador, Finnland, Frankreich (nur für die 
Erben des Autors), Monaco, Norwegen, Portugal, Rufsland, Schweden (Auf- 
führungsrecht 5 JfiJire), Tunis, Ungarn. 237) Columbia, Spanien. 238) In 
Baiti besteht der Rechtszustand Frankreichs vor dem Gesetz yon 1866. 239) Über 
England s. oben S. 43; in Griechenland beträgt die MinimalMst 15 Jahrer'ijiit 
Verlängerung des Privilegs; in Italien 40 Jahre (für Aufführungen 80 Jahre) oder 
für die Lebensdauer des Autors (nach Ablauf dieser 40 Jahre ist während weiterer 
40 Jahre Nachdruck u. s. w. nur gegen Abgabe einer Tanti^e an den Verfasser 
erlaubt); in Holland und in der südafrikanischen Bepublik 50 Jahre oder für 
die Lebenszeit des Verfassers. (In Holland geniefsen dramatische Werke, wenn 
sie nicht im Druck yeröfifentlicht sind, 30jährigen Schutz nach dem Tod des 
Autors, sonst 10jährigen von der Deponierung ab.) In den Vereinigten Staaten 
beträgt die Schutzfrist 28 Jahre. Der Autor, seine Witwe und seine Kinder 
können die Frist bei rechtzeitiger Anmeldung (binnen 6 Monate vor Ablauf der 
Frist) um 14 Jahre verlängern lassen; in der Türkei 40 Jahre oder auf Lebens- 
zeit des Autors; in Japan 35 Jahre oder auf Lebenszeit des Autors. 240) In 
Deutschland, Osterreich, Ungarn, Norwegen, Portugal, Rufsland, Schweden, 
Italien und in der Schweiz wird die Schutzfrist derartiger Werke von der der Ver- 
öffentlichung an gerechnet. 241) In Dänemark, Deutschland, Finnland, Norwegen, 
Österreich, Ungarn gilt die Fiktion, als sei der Autor am Tag der Veröffentlichung 
gestorben; in Belgien, Columbia, Equador, Guatemala, Mexiko, Monaco, ßolland, 
in der südafrikanischen Republik, in Spanien und Venezuela wird der Verleger 
als Autor geschützt. 242) In Columbia, Frankreich (das Gesetz vom 22. Mai 
1805 spricht vom Eigentümer), Guatemala, Spanien wird der Herausgeber als 
Autor geschützt ; in Belgien, Bolivia, Chile, Finnland, Monaco, Norwegen, Peru, 
Rufsland und in der Schweiz wird die Frist vom Tag der Veröffentlichung, in 
Deutschland (30 J.), Dänemark (50 J.), Ungarn (50 J.) vom Tod des Autors be- 
rechnet. (In Ungarn läuft die Frist für die Werke, die 45 Jahre nach dem Tod 
des Autors veröffentlicht werden, vom Tag der Veröffentlichung ab.) 
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litterarisehe Urheberrecht betriflft, bestehen besondere Bestimmungen 
über die Aufnahme von Auszügen in Sammelwerke oder in ünter- 
riehtsbüeher*^'), sodann über das Urheberrecht an Zeitungsartikeln.***) 
Eine besondere Beachtung verdient die Behandlung der Übersetzung. 
Während einige Gesetze das Übersetzungsrecht als eine dem Ver- 
fasser aussehlieMich zustehende Handlung bezeichnen***), wird vonr 
anderen der Schutz gegen unbefugte Übersetzung auf inländische 
Werke beschränkt**') oder an gewisse Voraussetzungen und Ein- 
schränkungen geknüpft.**') Solche Erfordernisse sind Vorbehalt auf 
dem Titelblatt und Beginn der Veröffentlichung binnen einer bestimm- 
ten Frist. Meistens ist auch die Dauer des Ubersetzungsschutzes 
geringer als die des Urheberrechts selbst.***) In RuUsland ist die 
Übersetzung frei."®)****) Häufig sind Verbote der unbefugten Über- 
setzung von Manuskripten und Werken toter Sprachen.*") 

Übersetzungen sind in der Regel wie die Originale selbst geschützt. 

Die öffentliche Aufführung von Musikwerken wird in mehreren 



243) Die Aufnahme von Auszogen (oder kleineren Aufs&tzen) in derartige 
Sammlungen ist frei in Belgien, Bolivia, Dänemark, Leuischland, Finnland, Nor- 
wegen, Österreich, Rufsland, Schweiz, Ungarn, Um Mifsbräuche zu verhindern, 
wird meist Quellenangabe gefordert. Im österr. Gesetz (§ 5 b) und im russischen 
Reglement (a. 17) wird das Mafs angegeben, welches die Auszüge nicht überschreiten 
dürfen; in Dänemark und Norwegen ist diese Aufnahme erst nach bestimmter 
Zeit erlaubt (dänisches Gesetz von 1857 a. 13^ norwegisches Gesetz yon 1876 § 16b). 
244) In Deutschland, Italien, Schweiz, Ungarn sind politische Artikel frei (Italien 
erfordert Quellenangabe); für nichtpolitische wird ein besonderer Vorbehalt ver- 
langt. Columbia, Eguador, Holland, Spanien, die südafrikanische Republik, 
Venezuela verlangen für alle, auch für politische Artikel einen Vorbehalt. Guate- 
mala schützt wissenschaftliche, litterarische und künsüerische Artikel auch ohne 
Vorbehalt. 245) Belgien, Haiti, Monaco, Tunis. 246) Bolivia, Columbia 

(Übersetzung eines fremden Autors ist frei, aber Quellenangabe vorgeschrieben 
a. 39), Portugal (a. 577), Spanien (a. 12—15), Vereinigte Staaten (a. 4952—4956, 
Gesetz vom 10. Oktober 1890 a. 513). 247) Deutschland, Holland, Osterreich, 
Ungarn und die südafrikanische Republik verlangen einen besonderen Vorbehalt 
und Beginn und Veröffentlichung binnen einer bestimmten Frist. Columbia und 
Mexiko fordern einen Vorbehalt, gewähren aber dieselbe Frist wie für Schutz 
gegen Nachdruck. Die Schweiz verlangt, dafs die Übersetzung in 5 Jahren erscheine. 
248) 1 Jahr (Österreich), 5 Jahre (Deutschland, Holland, die südafrikanische 
Republik, Ungarn, Schweden, Finnland), 10 Jahre (Italien, Portugal und Mexiko 
für fremde Autoren). 249) Für wissenschaftliche Werke kann bei Vorbehalt 

ein zweijähriger Schutz beansprucht werden. (S. auch Equador.) 250) Däne- 
mark, Finnland, Schweden und Norwegen schützen ein Schriftwerk gegen Über- 
setzung in eine der verwandten Mundarten. 251) Die Gesetze, die das deutsche 
Gesetz als Muster genommen haben; auch das Osterreichische; u. a. 
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Gesetzen nur bei besonderem Vorbehalt des Autors auf dem Titel- 
blatt'*®) untersagt. 

Bearbeitungen musikalischer Werke werden von einer Gruppe 
von Gesetzen unbedingt verboten ^^), von einer anderen gestattet, 
wenn die Bearbeitung den Charakter einer selbständigen freien Be- 
handlung des Originals trägt.**^ 

Im künstlerischen Urheberrecht fällt die Verschiedenheit in der 
Behandlung einiger Einzelfragen auf, so der Nachbildung plastischer 
Werke durch die graphische Kunst und umgekehrt***), der Nachbil- 
dung öffentlich aufgestellter Kunstwerke *^*'), der Verwendung von 
Kunstwerken in der Industrie *") und der Aufnahme von Abbildungen 
von Kunstwerken in litterarische Werke.**') In manchen Gesetzen 
wird die Entstehung oder die Geltendmachung des Urheberrechts 
von der Einhaltung gewisser Formalitäten abhängig gemacht; als 
solche finden wir Anmeldung, Eintrag oder Abgabe von Pflichtexem- 
plaren. In einigen Gesetzen wirken diese Formen rechtserzeugend **•), 
während in anderen ihre Nichtbeachtung nur unwesentliche Straf- 
folgen hat.*~) Mehrere Staaten haben keine Formvorschrifken.*'^) 

Das Urheberrecht gilt allgemein für übertragbar. Zum Teil aber 
wird die Übertragung durch besondere Formvorschriften ***) erschwert 
oder zu Gunsten der Erben des Autors eingeschränkt.*^) — Die Frage, 
ob das Urheberrecht bei Übertragung des Kunstwerks auf dessen 
Erwerber tibergeht, wird teils allgemein*®^) oder für Porträtwerke***) 
bejaht, teils verneint, wenn nichts besonderes verabredet ist***) 



252) Deutschland, Finnland^ Grofsbritannien , Holland, die südafrikanische 
Bepublik. 253) Belgien, Spanien, die französische Gerichtspraxis (s. hierüber 
Obblli, Der internationale Schutz des Urheberrechts. S. 42 ff.) 254) Deutsch- 
land, Finnland, Norwegen, Bufsland. 255) Sie wird nicht als verbotene Nach- 
bildong betrachtet in Deutschland, Finnland, Norwegen und Bufsland. (In 
Itidien wird sie nach 10 Jahren Ton der Veröffentlichung des Originals an erlaubt.) 
256) Die Nachbildung öffentlich aufgestellter Kunstwerke in eine andere Eunst- 
form ist erlaubt in Dänemark, Deutschland, Finnland, Mexiko, Norwegen, Schweden 
und Ungarn. 257) Sie ist erlaubt in Dänemark, Finnland, Mexiko, Normegen. 

258) Sie ist frei in Deutschland und Ungarn mit Quellenangabe; in der Schweiz 
und in Finnland in Werken, die Unterrichtszwecken dienen; und in Norwegen. 

259) Japan, Italien^ Haiti, Monaco, Venezuela, Vereinigte Staaten. 260) Frank- 
reich. 261) Belgien, Deutschland (abgesehen von der Eintragung der Über- 
setzungen, sowie anonymer undpseudonymer Werke), Schweiz, üttgarn. 262) Grofs- 
britannien, Spanien, Vereinigte Staaten. 263) Spanien, Venezuela (wo das 
Recht 25 Jahre nach dem Tod des Autors zu seinen Deszendenten zurückkehrt). 
264) Columbia, Österreich. 265) Deutschland, Norwegen, Bufsland, Schweiz, 
Ungarn. 266) Belgien, Dänemark, Deutschland, Italien, Mexiko, Norwegen, 
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Das Urheberrecht erlischt in der Regel mit dem Ablauf der Pristi 
Spanien*') und Venezuela*'*) haben die eigenartige Bestimmung, 
daJs der Schutz denjenigen Werken entzogen wird, die innerhalb 
20 Jahre von der letzten Auflage an nicht mehr neu aufgelegt worden 
sind, und deren Eigentümer zur Veranstaltung einer neuen Auflage 
fruchtlos aufgefordert worden ist. 

Mehrere Staaten haben auch die Ewpropriation^^) des Urheber- 
rechts geregelt. 

Es erübrigen noch einige Worte über den Schutz ausländischer 
Werke und Autoren. 

Belgien"") und Frankreich'"*) sind die einzigen Staaten, welche 
den Fremden, wie den Inländer schützen. Alle anderen Staaten ge- 
währen grundsätzlich das Urheberrecht nur dem Staatsangehörigen 
Autor oder zu Gunsten des inländischen Verlegers.^") Doch wird 
von allen Staaten der Schutz des Ausländers unter Voraussetzung 
der Reciprocität oder nach Mafsgabe besonderer Staatsverträge ge- 
währleistet. Die vielen Staatsverträge, die seit 50 Jahren zwischen 
den einzelnen Staaten geschlossen wurden, haben dargethan, dafs 
ein allgemeines Bedürfnis nach Rechtsgleichheit und gemeinsamen 
Normen des internationalen Urheberrechts besteht. Die mannigfachen 
Bestrebungen in dieser Richtung haben zum Abschlufs der Bemer 
Konvention geftthrt.^'^) 



Schweden, Schweiz, Spanien, Ungarn, Venezuela, 267) A. 40— 44d des Ge- 

setzes von 1879. 268) A. 220. 269) Bolivia, England, Italien, Mexiko, 

Portugal. 270) Gesetz von 1 886 a. 38. 271) Gesetz von 1 852. 272) Deutsch- 
land, die Schweiz, Ungarn schützen Werke des Inländers und des inländischen 
Verlags; Bolivia, Griechenland, Monaco, Mexiko, Portugal^ Spanien, die Ver- 
einigten Staaten schützen nur den Inländer ; Chile, Dänemark, Itaüen, Österreich 
schützen nur den inländischen Verlag. 273) Der Bemer Konvention vom 

9. September 1886 gehören folgende Staaten an: Belgien, Deutschland, England, 
Frankreich, Haiti, Italien, Luxemburg, Monaco, Schweiz, Spanien, Tunis, Litte- 
ratur: vor allem die vom Bureau de Tunion internationale pour la protection 
des Oeuvres litt^raires et artistiques herausgegebene Zeitschrift le droit d*auteur 
(vom 15. Januar 1888 ab). Obelli, Der internationale Schutz des Urheberrechts. 
Hamburg 1887. Gluitet, Etüde sur la Convention d*nnion internationale etc. 
Paris 1887. Soldan, L'union internationale pour la protection des oeuvres litt^- 
raires et artistiques. Paris 1888. Bebgnb, International Copyright union (in der 
Law Quarterly Beview III. 9). Yidabi, La convenzione internazionale di Berna 
(im Filangieri 1888. XIII. S. 159—168). Dabras (a. a. 0). Bbioon, Des droits 
d'antenr dans les rapports intemationauz. Paris 1888. Meili, Die internationalen 
Unionen. Leipzig 1889. FuLD/Die Konvention vom 9. Sept. 1886 in Buschs 
Archiv. B. 48. S. 297 ff. 
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Die Staaten, die ihr beigetreten sind, bekennen sich zu gewissen 
gemeinsamen Grundsätzen des materiellen Urheberrechts, erkennen 
den Schutz der Ausländer an und unterwerfen sich unter bestimmten 
Voraussetzungen den Gesetzen des Auslandes. 

Wir geben kurz die wesentlichen Bestimmungen der Berner Kon- 
vention wieder,' welche wir als Grundlage flir die Weiterentwicke- 
lung des Urheberrechts betrachten müssen: Gegenstand des Schutzes 
sind die Werke der Litteratur und Kunst."*) Das ausschliefsliche Uber- 
setzungsrecht des Autors wird zehn Jahre gewährleistet.'^*) Zeitungs- 
artikel politischen Inhalts und über Tagesneuigkeiten und „vermischte 
Nachrichten'' sind frei; andere Artikel in Zeitungen und Zeitschriften 
sind bei Vorbehalt geschützt.'"*') Dem litterarischen und künstlerischen 
Urheberrecht wird das Recht an dramatischen und dramato-musika- 
lischen Werken gleichgesetzt, ob sie veröffentlicht sind oder nicht.*^) 
Musikalische Werke bedürfen zum Schutz eines ausdrücklichen Vor- 
behalts auf dem Titelblatt.*'') Als unerlaubte Wiedergabe werden 
Bearbeitungen (Adaptationen, Arrangements) betrachtet, wenn sie 
nicht die Eigenschaften eines neuen Originalwerks besitzen.*'") Durch 
diese Sätze wird unter den vertragschliefsenden Staaten für das inter- 
nationale Urheberrecht eine Rechtsgleichheit geschaffen. Zur Ver- 
mittelung der ungleichen Bestimmungen der Einzelgesetzgebungen 
wird der formale Grundsatz aufgestellt, dafs ein Werk, das nach den 
Voraussetzungen seines Ursprungsstaats'*®) den Urheberrechtsschutz 
genieist, in allen übrigen Staaten den inländischen Werken gleich- 
gesetzt wird.*^) 



274) A. 1 und 4. 275) A. 5. 276) A. 7. 277) A. 9. 278) A. 9. 
Abs. 3. 279) A. 10. 280) Als ürspruDgsstaat wird das Land angesehen, 

in dem ein Werk zum ersten Male veröffentlicht wurde oder für nichtverOffent- 
lichte Werke das Heimatland des Urhebers (a. 2 f.). 281) A. 2. 



I 

J 



n. Teil. 

Das Wesen des Urheberrechts. 



Wie wir gesehea haben, giebt uns eine Betraehtang des heute 
geltenden Urheberreohts keinen AnfschlnTs über das Wesen des Rechts. 
Ans der historischen Entwickelnng können wir nur entnehmen, dafs 
die Auffassung des Bechts im Lauf der Zeit gewechselt hat, und 
dals seine Fortbildung keine stete gewesen ist. 

Diese Erkenntnis weist darauf hin, dab wir, um die Natur des 
Urheberrechts darzustellen, von der besonderen Gestaltung, die es in 
den einzelnen Gesetzen angenommen hat, absehen und sein Wesen 
aus der Natur der Sache und des Bechts ableiten müssen. 

Ohne unseren späteren Ergebnissen vorzugreifen, können wir 
vorläufig das Urheberrecht definieren als den Inbegriff der Normen, 
welche die Bechtsordnung an eine in äuTsere Erscheinung getretene 
geistige Schöpfung knüpft. 

Es wird also unsere erste Aufgabe sein zu erörtern, welches die 
Beziehungen zwischen dem Urheber und seinem Werke sind, und 
auf welche Bechtsgrundsätze sich die gesetzliche Normierung dieser 
Beziehungen stützt. 

Fassen wir nun zunächst die schöpferische Thätigkeit des Autors 
ins Auge. 

In unserem Verstandes-, Gefühls- und Sinnenleben bilden sich 
Gedanken, Empfindungen und Vorstellungen, welche der schaffende 
Geist in Gebilden zusammen zu fassen und zum Ausdruck zu bringen 
trachtet. Diese innere Thätigkeit steht unter dem Einfluis der In- 
dividualität des Schaffenden. Wenn auch der Mensch als Produkt 
der Kulturentwiokelung sich seine Geisteswelt nicht selbst schafft, 
sondern ihm Vergangenheit und Gegenwart, bewulst und unbewulst, 
zahllose Eindrücke und Anregungen liefern, die Art, wie er diese 
Eindrücke aufnimmt und bearbeitet, ist durch seine Eigenart be- 
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dingt*)- Die Gebilde*), welche seine geistige Thätigkeit erzeugt, 
sind von seiner Individualität durchsetzt und zusammengehalten. 
Der soziale Trieb im Menschen, dem ^ciov noXiTv^ov^ treibt ihn zur 
Mitteilung seiner geistigen Erzeugnisse ; sie sind zur Hingabe an die 
Menschheit bestünmt.') Um die Gebilde der Geistesarbeit mitteilungs- 
fähig zu machen, bedarf es einer sinnlich wahrnehmbaren Form, in 
der sie zum Ausdruck gebracht werden/) Die Mittel hierzu sind 
verschieden. Vorstellungen der geistig geschauten körperlichen Natur 
werden durch Umsetzung in körperliche Form wahrnehmbar, so bei 
Werken der bildenden Kunst. Lautliche Vorstellungen werden durch 
Erzeugung des Lauts verwirklicht. Gedanken werden durch die 
Sprache ausgedrückt; der sprachliche Ausdruck kann durch symbo- 
lische Charaktere ersetzt werden, die in demjenigen, welcher die 
Zeichen zu enträtseln weÜs, denselben Gedankengang, dieselben Vor- 
stellungen erzeugen. Durch die Mitteilung verliert das Geisteswerk 
nicht seine individuelle Eigenart, im Gegenteil es stellt die Verkör- 
perung der Individualität seines Urhebers dar.^) Aus dieser intimen 



1) Dieser Umstand, dafs geistige Rezeption und Reproduction yon der Eigen- 
art des Subjekts bedingt sind, ist Gabst (Briefe über schrütstelleriBches Eigen« 
tum, übersetzt von Düring, Berlin 1866) ^tgangen, wenn er (S. 9 ff.) die Welt 
im Ganzen für die „Eigentümerin aller Thatsacben, die sie gesammelt, und 
aller Ideen, die aus derselben abgeleitet wurden", b&lt. Vergleiche auch Dukkebs 
Bede bei Beratung des Beichsgesetzes Ton 1870 im Beichstag. 2) Diese Ge- 

bilde nennt Eohlbb (Autorrecht einer civil. Abhandlung, Jena 1880 S. 159 ff.) »die 
innere Form*'. Diese innere Form läfst sehr wohl scheiden von den einzahlen 
Ideen u. von der ftufseren Form, in welcher das Geisteswerk in körperliche Er- 
scheinung gebracht wird. Bbkoüabd, (a a. 0. I. S. 448) : Geisteswerk ist »une 
nouveaut^ de combinaison dans les r^sultats de la pens^e. — Lors qu'elle pafse 
dans les esprits qui la re^olvent, eile ne cesse pas d'appartenir k Tesprit dont 
eile ^mane**. — Paqttt, Droit Fran^ais des droits des auteurs et des artistes. 
Paris 1884. S. 7. — Eobb, Was heifst u. ist das geistige Eigentum an littera- 
rischen Erzeugnissen? Breslau 1869. S. 8 f. — Eohleb, in Buschs Archiv. B. 47. 
Berlin 1887. S. 172. — Püttbb (a. a. 0. § 12) versteht dasselbe unter seinem 
„gelehrten Grundstoff"". Dbone, zitiert bei Putnam (a. a. 0. S. 6). CopnvoEB 
(a. a. 0. S. 5 f.). — Wenn Fiohtb (Beweis der Unrechtmäfsigkeit des Büchemach- 
drucks, Berliner Monatshefte XXI. 1793. S. 446), Hegbl und Habttm (a. a. 0. 
S. 33) das Becht des Autors auf die individuelle Form zurückführen, haben sie 
das richtige im Auge, aber die Trennung von äufserer und innerer Form ist 
ihnen noch verschlossen. — Die begriffliche Scheidung von Idee und Form be- 
streiten Cabby (a. a. 0.) , Mobstadt (Eritischpragmatischer Eommentar, S. 6 ff.), 
SchIfflb, S. 112f. 3) BöDEB, Grundzüge des Naturrechts oder der Bechts- 

philosophie. Leipzig u. Heidelberg 1860. II. S. 353. 4) Bödbb (a. a. 0. m. 
S. 231). 5) Dahn (Bausteine Y. Beihe, 2. Schicht S. 80) spricht daher mit 
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Beziehung zwischen dem Autor und seinem Werk erwächst ihm der 
Anspruch auf Rechtsschutz.'') Die Rechtsordnung gewährleistet jedem 
Freiheit in der sozialen Bethätigung seiner Persönlichkeit und Un- 
antastbarkeit seiner Indwidualäät.'') 

Haben wir nun im Vorstehenden erkannt, dais die in das Geistes- 
werk gebannte Individualität des Urhebers dessen rechtliche Schutz- 
Würdigkeit begründet, so werden wir durch eine weitere Betrachtung 
finden, dals zwischen Urheber und Geisteswerk noch andere, mate- 
rielle Beziehungen bestehen. 

Dem Geisteswerk ist die Bestimmung gegeben, durch Mitteilung 
auf andere zu wirken. Um dem Publikum zugänglich zu werden, 
müssen Wiederholungen des Werkes geschaffen und diese verbreitet 
werden durch Druck, Nachbildung, Aufifthrung, Vortrag u. s. w. 
Die Geisteswerke werden dadurch Gegenstände des Gewerbes und 
des Handels und gewinnen neben ihrer sozialen eine wirtschaftliche 
Bedeutung. Als selbständige Träger wirtschaftlicher Werke rücken 
sie ein in die Kategorie der Güter. Der Urheber schafft in seinem 
Werke ein Gut,^) 

Die Bedeutung des Guts für die Rechtsordnung ist eine doppelte. 
Der Genuifl des Guts, seine Verwertung führt zu rechtlichen Be- 
ziehungen mit Anderen; das Gut kann Gegenstand von Rechts- 
geschäften sein. Andererseits ist der Autor im Genüsse seines Guts 
fremden Eingriffen ausgesetzt; hier setzt die strafrechtliche Thätig- 
keit des Staates ein. Die Schutzwürdigkeit des Geistesguts beruht 



Recht Yon einem ylnculam spirituala. Dagegen Eohleb (Kritische Yierteljabres- 
schrift. N. F. X. H. 3. S. 353). Doch giebt das vinculum spirjtnale den Grund 
nicht das Wesen des Rechts. 6) Yolkmaiw zitiert bei Dambach in Holtzen- 

dorfiis Handbuch des Strafrechts. IIL 2. S. 1032. 7) Blackstonb, s. oben 

S. 21. Rbnouabd (I. S. 473). Gabbib, in Buschs Archiv. N. F. B. X (XXXV). 
1S77. S. 196. Zachaiuab, 40 Bücher yom Staat. Heidelberg 1826. m. S. 151. 
Ders., Anfangsgründe des philosophischen Privatrechts. Leipzig 1804. S. 62 f. 
Mobillot, a. a. 0. S. 110. — Habum (a. a. 0. S. 52) u. WIchtbr (Autorrecht) sind 
beide zu eng, wenn ersterer das Urheberrecht auf Freiheit der Persönlichkeit, 
letzterer es auf den Anspruch der Persönlichkeit auf Anerkennung der geistigen Ur- 
heberschaft (u. auf Schutz in Verwertung) ihres Produkts gründet ; ebenso Mbinbrt, 
Das sächsische Gesetz zum Schutz der litterarischen Erzeugnisse u. Werke der 
Kunst (Leipzig 1844), der das Hecht vom Schutz der Ehre ableitet. 8) Eohleb, 
Buschs Archiv. B. 47. 9- 172. Elostbbmann, in Endemanns Handbuch des deutschen 
Handels-, See- u. Wechselrechts. HL Leipzig 1882. S. 236. Debnbubg, Preufs. 
Privatrecht. Halle 1882. HI. S. 886. Röslbb, Das soziale Yerwaltungsrecht 
Erlangen 1872. S. 532. 



— 64 — 

auf denselben praktischen und rechtsphilosophisohen Gründen wie 
der Grundsatz von der Unverletzlichkeit des Eigentums.') 

Fassen wir obige Erörterungen zusammen, so gelangen wir zu 
dem Ergebnis: Das Urheberrecht umfafst einerseits den strajfreeht- 
lichen Schutz der Individualität, andererseits die zivil- und straf- 
rechtlichen Normen, die sich aus dem Dasein des vom Autor ge- 
schaflFenen Guts ergeben. 

Damit sind wir vor einem unserer Hauptgrundsätze angelangt, 
der für unsere ganze fernere Betrachtung grundlegend ist: Das Ur- 
heberrecht ist kein einheitliches Rechtsgebilde, es umfa&t vielmehr 
Rechte, die zwei vollständig verschiedenen Rechtsgebieten angehören 
und infolgedessen eine unter sich gänzlich verschiedene Behandlung 
erheischen. Die meisten Versuche, die bis jetzt gemacht worden 
sind, die Natur des Urheberrechts zu ergründen, sind daran ge- 
scheitert, dafs für beide Reohtsbildungen keine einheitlichen Merk- 
male für ihre Einordnung in eine juristische Kategorie zu gewinnen 
sind.^°) 

9) Wir haben vermieden im Text auf die Frage nach dem Grund des Eigen- 
tumschatzes einzugehen, weil eine solche Erörterung aus dem Rahmen, den wir 
uns Yorgezeichnet haben, heraustreten würde. Einer der bestehenden rechts- 
philosophischen Richtung vermögen wir uns übrigens nicht anzuschlieCsen. Für 
uns sind die Grundsätze von der ünantastbarkeit der Person wie des Eigentums 
Axiome, für die wir moralische, soziale u. wirtschaftspolitische Zwecke angeben 
können, welche sich aber einer einheitlichen Begründung entziehen. (Vergleiche 
auch DEEiNBUBa, a. a. 0. III. 883). Die Arbeitstheorie, der ein richtiger sozial- 
politischer Gedanke zu Grunde liegt, ist viel zu eng; sie giebt ein soziales Postulat, 
aber keinen bündigen Schlufs auf das Recht. — Die Arbeitstheorie auf das Ur- 
heberrecht anzuwenden, hat etwas sehr Bestechendes. Das hat auch dazu geführt 
das Urheberrecht auf den Lohn, der der geistigen Arbeit gebühre, zurückzuführen. 
So Renouabd (a. a. 0. I. S. 457. 462). Mobillot (a. a. 0. S. 126). Camdbn Hottbn, 
Literary Copyright. London 1871. IL Dabbas (a. a. 0. S. 12. Pboudhons Ansicht). 
Dagegen gilt das über die Arbeitstheorie Gesagte in noch höherem Mafse. Über 
Anwendung der Arbeitstheorie auf geistiges Eigentum s. Kohlbb, Autorrecht. 
S. 98 ff. HO f. Ders., in Buschs Archiv. B. 47. S. 171. Ders., Deutsches Patent- 
recht. Mannheim u. StraCsburg 1878. S. 6. Zachabiab, 40 Bücher vom Staat. 
III. S. 148 f. 179 f. Ders., in der kritischen Zeitschrift für Rechtswissenschaft u. 
Gesetzgebung des Auslandes. XI. Heidelberg 1839, in einer Besprechung der 
International Copyright act (1 u. 2. Vict. c. 59) S. 216. Rödbb, a. a. 0. IL S. 347. 
Wbise:b, Allgemeine Österreich. Gerichtszeitung. 1854. S. If. Schapflb, Die 
nationalökonomische Theorie der ausschliefslichen Absatzverhältnisse. Tübingen 
1867. S. 111. Klostbbmann, Das Urheberrecht. 1876. S. 4. Pütnam, a.a.O. 
S. 1. FöBSTEB, a. a. 0. S. 185 f. Andbbs, Beiträge zur Lehre vom litterarischen 
und artistischen Urheberrecht. Innsbruck 188L S. IV. Siehe auch Lavelayb, 
Ureigentum übersetzt von Bücher. Leipzig 1879. S. 514f. 10) Diesen Ge- 
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Die Schwierigkeit löst sich, wenn man jedes Eecht einzeln für 
sich betrachtet und dann unter diesem Gesichtspunkt das Verhält- 
nis beider EeohtsbegriflFe zu einander prüft.") 

Wir wählen als Bezeichnungen för die sich aus dem Schutz der 
Individualität ergebenden RechtsbegriflFe den Ausdruck Individual- 
schütz] das Becht am Gleistesgut benennen wir Geistiges Eigentum. 

danken spricht auch SchIpflb (a. a. 0. S. 225) aus, führt ihn aber auf einen un- 
richtigen Grund zurück. Vgl. auch Mandbt, Das Urheberrecht an litterarischen 
Erzeugnissen u. Werken der Kunst. Erlangen 1867. S. 36 ff.. Ein Teil der 
Schriftsteller erklärt das Urheberrecht für ein Vermögensrecht, ein anderer für ein 
Recht der Persönlichkeit. Von ersterer Gruppe wird häufig betont, daCs das Becht 
auch eine ideale Seite habe. Zachasiab (Anfangsgründe, S. 79 ff.; 40 Bücher v. 
Staat. III. S. 151 ff.) führt das geistige Eigentum auf das Recht der Persönlichkeit 
zurück. Mbinebt (a. a. 0. S. 3 f.) erkennt materielle und ideale Interessen an ; 
doch hält er nur erstere für schutzbedürftig. Wbisee (a. a. 0. S. 1) erklärt das 
Urheberrecht für ein Mittelding zwischen Personenrecht u. Eigentum. Gebbbb 
(zitiert bei Elostkbmann, Urheberrecht. 1876. S. 27) meint, das Nachdruckverbot 
solle zwar vor allem das pekuniäre Interesse des Autors schützen, treffe aber 
indirekt die anderen persönlichen Interessen. Kuhns, a. a. 0. S. 18 f. Püttlimgen, 
a. a. 0. S. 7. Ihebinq, in den Jahrbüchern für Dogmatik. XXIII (N. F. XI). S. 303 ff. 
Andres, a. a. 0. VIII. Maetens, Völkerrecht. IL Berlin 1886. S. 147. Bae, Theorie 
u. Praxis des internationalen Privatrechts. II. 1889. S. 264 u. Anm. Andrerseits 
können auch die, welche am Recht der Persönlichkeit festhalten, das Vorhandensein 
der Vermögensinteressen nicht leugnen. Bluntschli, Deutsches Privatrecht. 1860. 
S. 109 ff. (Der Rechtsschutz der Persönlichkeit tritt nur da ein, wo das Werk als 
möglicher Verlagsgegenstand erscheint. S. 111.) Hasüm, a. a. 0. S. 52 f. Besblbe, 
Deutsches Privatrecht. 1885. II. S. 954. Oetloff, Das Individualrecht auf Be- 
wahrung des Geschäftsgeheimnisses, in Buschs Archiv. B. 46. S. 337. Dambach 
(a.a.O. bei Holtzendorf). Dahn, Das Reichspatentgesetz und seine Litteratur. 
Kritische Vierteljahresschrift. XX. 1878. S. 356f. Ders., Bausteine. S, 83 f. Rödee, 
a. a. 0. II. S. 353. 1 1) Die Erkenntnis, daCs mit dem geistigen Eigentum nicht 
alle Beziehungen des Autors zu seinem Werk erschöpft sind, findet sich schon bei 
JoLLT (a. a. 0. S. 59 ff.). Er erkennt neben dem Vermögensrecht noch andere An- 
sprüche des Autors an, die überhaupt nicht als wahre Rechte anerkannt werden 
können, „aufser in soweit, als sie mit seinem Recht auf rechtliche Achtung seiner 
Persönlichkeit zusammenfallen'' u. also mit a^ iniuriarum geschützt werden. Eoeb 
(a. a. 0. S. 7, 25 ff) spricht ähnliche Ansichten aus. Das Verdienst, die Scheidung 
zuerst scharf ausgesprochen u. durchgeführt zu haben, gebührt Eohlbb (Autorrecht 
S. 154). Er bezeichnet die beiden Rechte als: Individualrecht u. Recht an einem 
immateriellen Gut. Gegen diese Unterscheidung Köhlers wendet sich Besblbe (a.a. 0. 
S. 954. Anm. 8) : „eine ganz verfehlte Auffassung, welche ein in sich einheitliches 
Rechtsinstitut willkürlich zerreifst." Moeillot (a. a. 0. S. 108 ff.) scheidet zwischen 
dem „droit moral'* u. dem rein pekuniären „droit exclusif de reprodution" (S. 112). 
Eine ähnliche Auffassung wie Jelly hat Klosteemann (Urheberrecht. 1876. S. 23. 
Ders., in Endemanns Handbuch S. 243). Vgl. auch Stübbneauch (a. a. 0. I. S. 490. 
Anm. zu § 1169 des bürgerl. Gesetzbuches für Österreich). 

Osterrieth, Urheberrecht. 5 
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Individualschutz. 

Die üntersuehung über das Wesen des Individualschutzes gipfelt 
in der Frage : Ist der Schutz, den der Urheber zu beanspruchen hat, 
der AusfluTs eines Rechts, oder stellt der Individualschutz nur die 
begriffliche Zusammenfassung von Strafnormen dar?") 

Bevor wir an die Entscheidung herangehen, wollen wir uns den 
Zweck des Individualschutzes ins Gedächtnis zurückrufen: Der Ur- 
heber soll in der freien Bethätigung seiner Individualität geschützt 
werden. Diesen Zweck müssen wir zum Ausgangspunkt unserer 
Betrachtung nehmen. 

Die Bethätigung der Individualität äuJsert sich in Handlungen 
des Urhebers, in der Schöpfung des Geisteswerkes, in dessen Ver- 
öflFentlichung und Verbreitung und in der Verfügung darüber. — 
So weit nun nicht besondere öflFentlichrechtliche (prefsrechtliche) 
Vorschriften in Betracht kommen, unterliegen diese Handlungen 
ebenso wenig der Normierung des Rechts, als die anderen Lebens- 
äuJserungen eines Menschen. Die auf das freie Belieben des Autors 
gestellten Handlungen gewinnen erst eine rechtliche Bedeutung, wenn 
sie durch fremde Einwirkungen gehemmt werden. Die auf sie an- 
gewandte Rechtsnorm ist also negativ ; sie enthält Verbote unberech- 
tigter EingriflFe. 

Diese Feststellung genügt, um die Rechtsnatur des Individual- 
schutzes zu verneinen. Jedes Recht setzt eine thatsächliche Beziehung 
zwischen dem Inhaber und dem Gegenstand des Rechts voraus. 
Aus dieser Beziehung ergeben sich die positiven Funktionen des 
Rechts, sein Inhalt. ^^) 

Ein Recht, das nur ein Verbot enthält, ist inhaltlos, kann also 



12) JoLLY (a.a.O.) und Elostbbhann (Urheberrecht) verneinen die Kechts- 
natur des Individualschutzes. Zachabiae (Anfangsgründe S. 61 ff. 70 ff.) föhrt ihn auf 
ein ürrecht zurück. Dafs dem Individualschutz ein Recht entspreche, wird von denen 
angenommen, welche das gesamte Urheberrecht als Recht der Persönlichkeit be- 
zeichnen. (Vgl. oben S. 64. Anm. 10.) Einen ähnlichen Standpunkt wie die ge- 
nannten ninunt Gabeis ein (Buschs Archiv. XXXY. 1877. S. 188 f.), der das Ur- 
heberrecht als Recht der Beherrschung der Individualität bezeichnet. — Wie oben 
(S. 65. Anm. 11) schon erwähnt, nimmt Kohleb ein Individualrecht an (Autorrecht 
S. 123 ff. 52ff.), Mobillot (a. a. 0. S. 109 ff.) ein droit moral. 13) Ein Recht 

kann auch eine Beziehung von Mensch zu Mensch zum Gegenstand haben. — Um 
damit das Individualrecht zu verteidigen, müCste man eich eine Rechtsbeziehung 
zwischen dem Autor und allen anderen Menschen vorstellen. 



— 67 — 

nioht bestehen. Dem steht nicht entgegen, dafs es gebräuchlich ist, 
von einem Keoht zu leben, oder einem Eecht auf Erhaltung des Lebens 
zu sprechen. Diese Ausdrücke besagen aber nur, dab es unrecht 
ist, das Leben eines anderen anzutasten; sie enthalten nur eine be- 
griffliche Zusammenfassung der aus dem Strafschutz herrührenden 
Eeflexwirkungen.") Diese letzteren liegen auf dem Gebietdes Straf- 
rechts und vermögen nicht ein ziviles Eecht zu erzeugen.**) 

Der Individualschutz umfafst also den Inbegriff der Strafnormen, 
durch welche die Individualität gegen unbefugte Eingriffe geschützt 
wird. Diese gehen natürlich über den Schutz der im Urheberrecht 
in Betracht kommenden Handlungen hinaus.*®) Wir fassen für die 
folgende Betrachtung diejenigen Schutzbestimmungen zusammen, die 
ftir den Autor aus dem Vorhandensein eines Geisteswerkes notig 
werden. Es wird sich dabei zugleich auch die Abgrenzung der 
Handlungen ergeben, welche nicht gegen den Individualschutz ver- 
stoisen. 

Ehe wir die Zuwiderhandlungen gegen den Individualschutz im 
einzelnen erörtern, müssen wir feststellen, wer als Urheber und was 
als Geisteswerk zu betrachten ist. 

Urheber ist, wer durch seine individualisierende Thätigkeit ein 
Geisteswerk geschaffen hat. Wenn wir sagen individualisierende 
Thätigkeit, so meinen wir damit ein Thun, dessen Ergebnis durch 
die Eigenart des Urhebers bedingt ist. Dem stellen wir die mecha- 



14) Der Schlufs Yon Bbüns, zitiert bei Gabeis (a. a. 0. S. 188): „Ein Sein, 
das anerkannt werden mufs und nicht yerletzt werden darf, dem also eine Pflicht 
entspricht, ist ein Recht, sonst wäre seine Verletzung kein Unrecht ** spricht den 
Yon Gabeis (a. a. 0.) u. Eohleb (Autorrecht u. in der kritischen Yierteljahres- 
schrift [N. F. 10], Besprechung der Abhandlung Dahns über Urheberrecht in den 
Bausteinen , S. 357) vertretenen Gedanken aus ; ähnlich auch Eabgbb (Zwangs- 
rechte. Berlin 1882. S. 199f.). Allein der Satz: jedem Unrecht entspricht ein 
Becht, ist ein TrugschluCs. Eecht u. Unrecht sind zwar begrifflich kontradik- 
torische Gegensätze. Aber mit dem Wort „Recht'' werden verschiedene Be- 
griffe bezeichnet. Unserer Auffassung entspricht die Ausführung Ihebings (Geist 
des römischen Eechts III. S. 339). Ygl. auch Windscheid (Pandekten I. S. 98). 
Was letzterer von den Rechten aus den Familienbeziehungen sagt, daCs die Pflichten 
das primäre, die Rechte das sekundäre seien, während die übrigen Rechte die 
Pflicht erst aus sich selbst erzeugen, gilt in verstärktem MaCse für den Individual- 
schutz. 15) Mit dem Vorbehalt, daCs es sich nur um die Reflexwirkungen 
eines strafrechtlichen Schutzes handelt, könnte man die Bezeichnung Individual- 
recht zulassen. Allein schon um MiCsverständnisse zu vermeiden, ist es zweck- 
mäfsig einen andern Ausdruck zu wählen. 16) Ygl. Ihebing in den Jahr- 
büchern für Dogmatik XXIIl. S. 154. 

5* 
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nisohe Thätigkeit gegenüber, wo zur Erreiehung desselben Ergeb- 
nisses — unter Voraussetzung der technischen Fertigkeit — eine 
Vertretung durch einen Anderen möglich ist. Die individualisierende 
Thätigkeit, die wir auch als künstlerische ") bezeichnen können, wird 
in der Regel von der mechanischen Thätigkeit unterstützt. Mit- 
urheber werden einzeln geschützt; wo aus dem Gesamtwerk die 
Arbeit des Einzelnen nicht ermittelt werden kann, wird Jeder als 
Urheber des Ganzen gelten müssen. 

Geisteswerk ist das in äufsere Erscheinung getretene Produkt 
der individualisierenden Thätigkeit.*®) So lange der Autor sein Werk 
in sich herumträgt, hat es kein wirkliches Dasein. Nach den Stufen 
der Thätigkeit und der Bestimmung der Geisteswerke können wir 
drei Gruppen unterscheiden: 

I. Zur VeröflFentlichung bestimmte, abgeschlossene Werke: als 
Schriftwerke, Werke der bildenden Kunst, dramatische, musi- 
kalische und choreographische Kompositionen, Vorträge, Beden 
u. s. w.") 
n. Entwürfe zu den Werken der erstgenannten Art.*") 
ni. Werke, die nicht zur Veröffentlichung bestimmt sind; wie 
Tagebücher, Briefe ^0, Werke, die bei einer bestimmten Ge- 
legenheit für einen bestimmten Zweck entstanden sind u. s. w. 
Bei allen diesen Werken kommt es nicht auf den Grad der auf- 
gewendeten individualisierenden Thätigkeit, sondern darauf an, dals 
es sich im Wesentlichen als eigenartiges Werk darstellt, das in seiner 
vorliegenden Form nicht von einem Anderen durch den gleichen 
technischen Aufwand hergestellt werden konnte.^*) Hierzu werden 
auch solche Werke gehören, bei denen die künstlerische Thätigkeit 
nur in der Anordnung eines gegebenen Stoffes besteht.*^) 

Nachdem wir die Vorbegriffe festgestellt haben, wird es unsere 
Aufgabe sein, zu untersuchen, welche Handlungen geeignet sind, 
gegen den dem Urheber gewährten Individualschutz zu verstoDgen. 
Sie lassen sich auf folgende Grundformen zurückführen: 



17) Damit soll aber nicht Eohleb beigestimmt werden, der als Kriterium des 
Geisteswerkes die künstlerische Form aufstellt (Autorrecht S. 159 ff.). 18) £s 
ist also nicht der ästhetische Gehalt malsgebend. 19) Hinschius, Über die 

Schutzberechtigung von Pantomimen u. Ballets gegen unbefugte öffentliche Auf- 
führung. (Iheeings Jahrbücher XXVI. S. 185.) Kohleb, Autorrecht. S. 187. 
20) Vgl. KoHiiEE, Autorrecht. S. 184. 21) Vgl. Kohleb, Autorrecht. S. 178. 

22) Kohleb (Autorrecht S. 159 ff.) schliefst mit Eecht aus, was nur Entdeckung ist. 

23) Lexika , Sammelwerke , Adrefskalender u. s. w. 
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Die Verletzung kann in einer unberechtigten Einwirkung auf 
das geistige Werk oder in einer Verfügung bestehen, welche der 
ihm vom Urheber gegebenen Bestimmung zuwider ist. Auch können 
beide Fälle zusammentreffen.^'') 

L 

Jedem Urheber bleibt es aussohliefslich vorbehalten, wie er in 
einem Geisteswerk seine Eigenart zum Ausdruck bringen will. Die 
von ihm gewählte Form muls daher geachtet werden. Es ist nie- 
mand beftigt, ohne oder gegen den Willen des Autors eine Verände- 
rung an dem Geisteswerk vorzunehmen. Der Fall ist nur möglich 
bei Geisteswerken, die in einem Originalwerk geschaffen werden, 
also bei Werken der bildenden Kunst.**) Über die Möglichkeit, Än- 
derungen an einem Geisteswerk vorzunehmen, das in einer beliebigen 
Auswahl vertretbarer Exemplare vorhanden ist, wird später gehan- 
delt werden. 

II. 

Für die Veröffentlichung eines Geisteswerkes und den umfang 
und die Art der Veröffentlichung ist allein der Wille seines Schöpfers 
malsgebend. 

1. Die unberechtigte Veröffentlichung eines Geisteswerks kann 
bei allen oben aufgeführten Geisteswerken eintreten, bei solchen, die 
noch nicht vollendet^) oder nicht für Veröffentlichung bestimmt sind^^), 
so wie bei solchen, welche vollendet und für die Veröffentlichung 
reif sind. 

2. Die unberechtigte Erweiterung des vom Autor bestimmten 
Verbreitungsumfangs hat zur Voraussetzung, dafs das Werk vom 



24) Den Fall, wo ein Fremder durch Ändenmg eines Titels, einer Chif&e, 
eines Namens u. s. w. sich die Autorschaft an dem Werk anmaCst, lassen wir 
auCser Betracht. (Ygl. hierüber Eohleb bei Busch (B. 48. S. 253.). 25) So 

brauchte sich ein modemer Michel Angelo — bei Lebzeiten — eine prüde Über- 
malung seines „Jüngsten Gerichts" nicht gefallen zu lassen. 26) Entwürfe, 
Skizzen, Modelle, Korrektur- und Aushängebogen, Platten u. s. w. 27) Briefe, 
Tagebücher u. dergl. ; auch solche Werke, die auf Bestellung, oder für einen be- 
stimmten, die Yeröffentlichung nicht umfassenden, Zweck geschaffen sind, wie 
bestellte Kunstwerke, Kompositionen, Gelegenheitsgedichte, Reden, Vorlesungen; 
auch Gutachten für bestimmte Personen u. Behörden. Ygl. über letzteres den 
bezeichnenden Fall Dühring. (Dühsing, Die Schicksale meiner sozialen Denkschrift 
für das Preufs. Staatsministerium. Berlin 1868.) Auch Dahn, Bausteine. S. 106. 
KomiEB, Autorrecht. S. 143 ff. 
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Autor in einer bestimmten Weise der Veröffentlichung übergeben 
ist.") Sie kann stattfinden einerseits unter Beibehaltung der vom 
Autor gewählten Veröffentlichungsart durch unbefugte Vermehrung 
der Zahl der vorhandenen Exemplare oder Nachbildungen, oder 
durch unbefugte Wiederholung einer Aufführung*'); andererseits tritt 
eine Verletzung des Individualsohutzes ein, wenn ein vom Urheber 
veröffentlichtes Geisteswerk durch einen anderen Veröffentlichungs- 
modus verbreitet wird, so durch Druck einer Rede, AuflEÖhrung eines 
nur im Druck vorhandenen dramatischen, musikalischen oder choreo- 
graphischen Werkes, oder umgekehrt, durch Druck eines derartigen, 
bis jetzt nur durch Aufführung verbreiteten Werkes, öffentliche Aus- 
stellung eines Kunstwerkes, Nachbildung eines öffentlich aufgestellten 
Kunstwerkes, Nachbildung eines Kunstwerkes durch ein anderes 
technisches Verfahren.'*) Es gehört also zum Thatbestand dieses 
Delikts, dafs eine erweiterte Verbreitung des Geisteswerkes statt- 
findet und dafe die Veröffentlichung nach ihrem Modus und Umfang 
der Bestimmung des Autors widerspricht. 

Eine einfache Nachbildung ohne Erweiterung des Veröffent- 
lichungsumfangs fällt also nicht unter das Verbot, so die Kopie eines 
Kunstwerkes. 

Ebenso ist die Verbreitung eines Geisteswerkes zulässig, die der 
Bestimmung des Urhebers nicht zuwider ist. Dieser Wille kann be- 
stimmt ausgesprochen werden; er kann aber aus den besonderen 
Zwecken des Werkes, oder aus besonderen Umständen zu ent- 
nehmen sein.'^*) 

Bei parlamentarischen und politischen Reden ist die Vermutung, 
dafs sie bestimmt sind, auf weite politische Kreise zu wirken und 
der öffentlichen Besprechung übergeben zu werden, nach altem Her- 
kommen so fest begründet, dafs die Berechtigung ihrer Veröffent- 
lichung und Weiterverbreitung noch niemals angezweifelt worden 
ist.'*) Da diese Vermutung für die Herausgabe von Sammlungen 

28) Diese Verletzung des Individualschatzes wird in der Regel mit der Ver- 
letzung des geistigen Eigentums konkurrieren. 29) So auch Tom Inhaber des 
geistigen Eigentums; tlber die Übertretung des Yerlagsvertrags siehe sp&ter. 
30) Letzteres ist zu unterscheiden von der in Folgendem behandelten Nachbildung 
eines Kunstwerkes in anderer Eunstform. 3t) So bei Gesetzen, amtlichen 
Erlassen, Urteilen u. s. w. 32) Wenn Kohlbb (Autorrecht S. 194 ff.) die Frei- 
heit der Eammerreden damit begründet, dafs sie nicht künstlerische Produktionen 
seien, stellt er sich auf eine durchaus unsichere Basis. Es schwebt ihm offenbar 
der richtige Gedanke vor, doch, wie er sich ausdrückt, steht er mit seinen 
sonstigen Ausführungen in Widerspruch. 
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derartiger Eeden nicht zutrifft, mufe sie dem Autor vorbehalten 
bleiben. In ähnlicher Weise wird man auch die Freiheit politischer 
Zeitungsartikel begründen können. Niehtpolitische Artikel^) stehen 
unter dem Individualschutz, da bei ihnen die Bestimmung der un- 
beschränkten Freiheit nicht zu präsumieren ist. 

III. 

Die unbefugte Veröffentlichung der Verbreitung eines Geistes- 
werkes kann von einem Eingriff in das Werk, von einer Änderung 
seiner Form begleitet sein, sei es, um die Verbreitung zu erleichtern, 
oder um die unrechte That zu verschleiern. 

Dafür, ob ein Eingriff in den Individualschutz stattfindet, ist die 
Frage nach der Identität des unbefugt veröffentlichten Werkes mit 
dem Originalwerk des geschützten Autors mafsgebend. Die Erörte- 
rung der angeregten Frage bietet einige Schwierigkeiten. Wir wollen 
daher die Punkte vorwegnehmen, deren Behandlung einfacher ist. 

Die Eigenart des ganzen Werkes beherrscht auch die Teile, 
und die Bestimmung des Autors ruht auch auf den einzelnen Teilen 
des Werkes. Wenn einzelne Teile von Unbefugten herausgegriffen 
und veröffentlicht werden, so handelt es sich darum, ob der Teil 
Träger der Individualität des Urhebers sein kann, und ob der Ver- 
breitungsmodus der Bestimmung des Autors zuwider ist. Fehlt eine 
der beiden Voraussetzungen, so ist die Wiedergabe frei; so bei Zitaten. 
— Bei der Aufnahme einzelner Teile oder kleinerer Werke in Samm- 
lungen kommt nur die zweite Voraussetzung in Betracht. Nach Sitte, 
oder aus besonderen Umständen wird man vermuten können, dafe 
die Aufnahme einzelner Teile in Sammlungen zu Untemchtszwecken 
dem Willen des Autors nicht widerspricht. Jedenfalls mufe dem Ur- 
heber unbenommen sein, sie durch einen Vorbehalt oder durch Ver- 
bote im Einzelfall zu verhindern. Veröffentlichung eines fremden 
Werkes mit Zusätzen oder Anmerkungen wird immer als eine un- 
befugte Einwirkung zu unterdrücken sein. 

Wir gelangen nun zu der Betrachtung der unbefugten Veröffent- 
lichung eines fremden Geisteswerkes mit qualitativer Formänderung. 

Es handelt sich, um das Problem zu wiederholen, darum, ob im 
Einzelfall das neue Geisteswerk nur in seiner äufseren Form von 



33) Artikel, die nur Thatsachen berichten, keine Urteile enthalten, tragen 
keinen individuellen Charakter, stehen daher nicht unter dem Individualschutz. 
^S. hiertlber später unter Geistiges Eigentum.) 
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dem Originalwerk abweicht, oder ob es sieh als neue selbständige 
Schöpfiing mit Benutzung eines fremden Gedankenmaterials darstellt 

Wie wir oben^) gesehen haben, läfst sich das künstlerische 
Schaffen begrifflich**) von der technischen Ausführung scheiden; 
letztere ist selbst bei virtuoser Vollendung nur als die untergeord- 
netere, die mechanische Thätigkeit zu betrachten, im Gegensatz zu 
der individualisierenden, der eigentlich schöpferischen.**) 

Die Arten des geistigen Schaffens sind verschieden. Auf manchen 
Gebieten liegt die Scheidung von künstlerischer Konzeption und von 
technischer Ausführung klar zu Tage, bei anderen Werken ist es 
schwer, in die geistige Werkstatt des Urhebers zu schauen und die 
Grenze zwischen künstlerischer und mechanischer Thätigkeit zu finden. 

Um uns die Verschiedenheiten klar zu machen, müssen wir auf 
die einzelnen Gattungen des geistigen Schaffens selbst eingehen. 

Einfach liegt das Verhältnis auf dem Gebiet der bildenden Künste. 
Hier ist die Form des in äufsere Erscheinung getretenen Gebildes 
Selbstzweck ^) und die eigentliche künstlerische (individualisierende) 
Thätigkeit liegt in der Konzeption der Form. Die körperliche Aus- 
gestaltung beruht auf technischer Fertigkeit und kann mittelst gleich 
entwickelter Technik nachgebildet werden. Die Nachbildung der 
Form erfordert also nur eine rein mechanische Thätigkeit. Innerhalb 
der bildenden Kunst giebt es nun zwei Kunstformen, die Skulptur 
und die graphische Kunst. Die in den verschiedenen Dimensionen 
dieser Kunstgattungen geschaffenen Werke unterstehen verschiedenen 
ästhetischen Gesetzen, haben also verschiedene Form, d. h. ein Ge- 
bilde der einen Kunstform kann mit einem Gebilde der anderen 
Kunstform nicht identisch sein. Die Übertragung eines Skulptur- 

34) S. 61f. 35) Wir wissen sehr wohl, dafs diese Scheidung psycho- 

logisch nicht in dieser Schärfe durchzuführen ist 36) Vgl. Eohleb, Autor- 

recht. S. 159 ff. Ders., Eecht an Zeitungsartikeln in Gellers Zentralblatt für die 
Jurist. Praxis. 1866. Ders., Deutsche Schriftstellerzeitung. 1. Jan. 1885. S. 11. 
Übersetzung u. Adaptation. 37) Der im Text ausgesprochene Gredanke, dafs 

die künstlerische Form Selbstzweck des Kunstwerkes ist, scheint auch für die 
Frage nach dem Unterschied zwischen einem Kunstwerk und einem Gegenstand 
des Kunsthandwerkes Yon Bedeutung. Die Bestimmung des letzteren liegt in 
seiner praktischen Verwendung, während die künstlerische Ausführung nur als 
Beiwerk erscheint. In manchen Fällen ist die Bestimmung zweifelhaft, wie beim 
Goldschmiedehandwerk (Prachtbecher u. s. w.), da auch eine künstlerische Idee 
in einem Gegenstand verkörpert sein kann, der an sich praktischen Zwecken 
dient. Es wird im Einzelfall quaestio facti sein, ob die Bestimmung des Gegen- 
standes eine künstlerische oder eine praktische ist Im ersteren FaU ist auch 
der Individualschutz auf das Kunsthandwerk anwendbar. 
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Werkes in graphische Form und umgekehrt erfordert also regelmäfsig 
eine neue künstlerische Konzeption ; sie ist somit keine mechanische 
Thätigkeit. 

Diese Regel wird dadurch nicht in Frage gestellt, dafl in ge- 
wissen Fällen thatsächlieh die Nachbildung eines Kunstwerkes in 
andere Form auf mechanischem Wege möglich ist. Diese Ausnahms- 
falle treffen bei solchen Kunstwerken zu, die an der Grenze zwischen 
graphischer und plastischer Kunst liegen, wie bei Eeliefs, plastischen 
Gemälden, Lithophanien.^®) 

Wir kommen also zu folgendem Ergebnis: Die Veröffentlichung 
von Nachbildungen nach Werken der bildenden Kunst ist unerlaubt.^') 
Die Übertragung eines Kunstwerkes von einer Kunstform in die 
andere ist — aufser wenn sie thatsächlieh auf mechanischem Wege 
stattfand ''°) — nicht als Nachbildung zu erachten. 

Schwieriger ist es, Gesichtspunkte für die Abgrenzung der Ver- 
gehen bezeichneter Art gegen den litterarischen Individualschutz zu 
finden. Die künstlerische und die mechanische Thätigkeit durch- 
dringen sich derart, dafs man sie nicht nach äulseren Merkmalen 
scheiden kann. Von einer eigentlichen mechanischen Thätigkeit kann 
bei Schriftwerken nicht die Eede sein; denn das Mittel, das dazu 
dient die Idee auszudrücken, die Sprache, ist selbst der Eigenart 
des Urhebers unterworfen. Indessen die Eiohtigkeit des Ausspruchs 
„le style, c'est Thomme" schliefst nicht aus, daJb die sprachliche Dar- 
stellung eines Geisteswerkes neben der Konzeption als eine mecha- 
nische Thätigkeit erscheint. Denn der sprachliche Ausdruck ist nicht 
Selbstzweck; ein Schriftwerk wird nicht seiner Sprache willen ge- 
schaffen, sondern um die Offenbarung einer Individualität zu ver- 
körpern. Durch die sprachliche Änderung eines solchen wird also 
nicht ein neues Werk geschaffen, sondern dem vorhandenen ein neues 
Gewand gegeben^*) (ütilisation, Adaption). Zugleich mit der sprach- 
liehen Umwandlung eines Werkes kann eine Umformung in eine 
andere Litteraturgattung vorgenommen werden. (Umwandlung von 



38) KoHLBB (in Buschs Archiv. B. 47. S. 132, Autor-, Patent- und Industrie- 
recht). Gehören Lithophanien der plastischen oder graphischen Kunst an? 
Unseres Erachtens gehören Lithophanien der graphischen Kunst an, da die Kon- 
zeption von den Gesetzen der graphischen Kunst (Perspektive u. s. w.) beherrscht 
wird. 39) Ob die Herstellung vermittelst eines anderen Kunstverfahrens erfolgt, 
ist dabei belanglos. A. M. Fichte (a. a. 0. S. 463). 40) Auch die photo- 

graphische Nachbildung ist hiernach verboten. 4t) Kohleb, Autorrecht. 

S. 214ff. 
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Poesie in Prosa, Dramatisiening eines Eomans u. s. w.) Es wird hier- 
bei die Form der Darstellung geändert, der Kern aber, der der Träger 
der künstlerischen Individualität ist, wird in das neue Werk herttber- 
genommen. Von einer solchen mifsbräuchliohen Benützung eines 
fremden Geisteswerkes ist der Fall zu unterscheiden, dafs ein Schrift- 
steller ein Motiv, das von einem anderen schon bearbeitet ist, seiner 
eigenen Thätigkeit zu Grunde legt. Letzterer Fall ist häufig. Jede 
Litteraturperiode hat gewisse Probleme, die sie mit Vorliebe dar- 
stellt; unwillkürlich bilden sich in der Behandlung dieser Probleme 
gewisse typische Erscheinungsformen aus, die der einzelne Bearbeiter 
durch seine schöpferische Kraft zu einem eignen Kunstwerk aus- 
zugestalten trachtet. Bei solchen Werken liegt der Schwerpunkt des 
litterarischen Schaffens nicht in der Erfindung des Stoffes (der Fabel), 
sondern in der individuellen Auffassung des im Stoff gegebenen 
Problems. 

Andererseits kann ein Schriftsteller das Schwergewicht seiner 
schöpferischen Thätigkeit auf die Erfindung der Fabel (Intrigue) 
legen, wie die Autoren moderner Romane oder Dramen. Es ist dann 
der Zweck des Schriftstellers, durch den Reiz der äufserlichen Hand- 
lung, durch die Gruppierung der Thatsachen und Ideen zu wirken. 
Die Darstellung einer solchen Fabel in anderer Form erscheint nur 
als Nachbildung und verstöfst gegen den Individualschutz. 

Aus vorstehenden Ausführungen ersehen wir, dafs selbständige 
Neubildungen auf Grund eines anderen Werkes erlaubt sind, un- 
selbständige Umarbeitungen aber zu unterdrücken sind. 

Es fehlt uns an bestimmten Merkmalen, die Grenze zwischen 
beiden zu ziehen. Es mufs daher in jedem einzelnen Fall geprüft 
werden, ob für das Originalwerk und die Neuschöpftmg das Gebilde 
der Handlung oder der Ideenfolge wesentlich ist, oder ob der beiden 
gemeinsame Stoff in jedem einzelnen Falle nur gewählt worden ist, 
um ihn zum Träger einer eigenartigen Schöpfung zu machen.^^) Wir 

42) Es ist daher unrichtig von vornherein die Vermutung aufzustellen, dafs 
durch eine Umarbeitung oder Umbildung der Individualschutz nicht betroffen 
werde. (Auf diesem Standpunkt steht die deutsche Bechtsprechung, Entscheidung 
des Reichsgerichts in Strafsachen. YIII. S. 428 ff. Dambach, Fünfzig Gutachten 
des Sachverständigen- Vereins. Berlin 1891. N. 43 u. 44.) Vielmehr wird für die 
heutige Zeit, wo zwar gewisse Probleme in der Luft liegen (Ehebruchsdramen, 
soziale Dramen), aber vom Künstler Originalität in der Erfindung der äufseren Um- 
stände gefordert wird, die Vermutung der Utilisation, d. h. der unselbständigen 
Benutzung naheliegender sein. Anders war es in Zeiten, wo die Künstler dem 
Stoffe unbefangener gegenüber standen, so in der Antike, wo die Dramatiker ihre 
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geben zu, dafig diese Prilfting' häufig schwierige, tiefsinnige und feine 
ästhetische Betrachtungen erfordert/^ 

Eine gesonderte Behandlung ist der Übersetzung zu widmen ^^), 



Stoffe den beimischen Sagenkreisen entlehnten, und in der Zeit der Renaissance, 
wo die Novellenlitteratur dieselben Stoffe unzählig oft bebandelte, und wo ein 
Shakespeare in den meisten seiner Dramen gegebene Fabeln verarbeitete. Es ist 
hierfür auch lehrreich zu verfolgen wie gewisse Lustspielstoffe von Menander bis 
Meliere immer wieder in derselben Gestalt wiederkehren. 43) Es mag am 

Platze sein an dieser Stelle auch eine litterarische Erscheinung zu besprechen, 
die zwischen den beiden im Text angeführten Möglichkeiten der Verarbeitung 
eines fremden Werkes in der Mitte liegt, das Plagiat. (Vgl. Muthbb, a. a. 0. 
S. 340. Anm. WIchtbr, Verlagsrecht. S.5ül. Ders., Autorrecht. S. 170. Poüillbt, 
a. a. 0. N. 507. Entsch. des Reichsoberhandelsgerichts in Buschs Archiv. B. 33. 
S. 27 1 ff.). Die bisherigen Versuche, das rechtlich für straflos geltende (vgl. Wachtbb, 
Autorrecht, S. 10) Plagiat von der unberechtigten Nachahmung abzugrenzen, haben 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen geführt. Der Grund davon liegt wohl in 
folgendem circulus vitiosus, der unbewufst die meisten Betrachtungen irre führte. 
Die Plagiatfälle, welche man im Auge hatte, haben nicht zu strafrechtlicher Ver- 
folgung Anlafs gegeben. Infolgedessen nahm man in die Definition der Plagiats 
das Merkmal auf: Es ist nicht rechtlich, sondern nur ästhetisch zu rügen. Die 
meisten litterarischen Brandschatzungen, die als Plagiate bezeichnet werden, sind 
aber thatsächlich Vergehen gegen den Individualschutz. (Vgl. den Fall des Gon- 
radus Lagus bei Mütheb, a. a. 0.) Ihre Strafwürdigkeit wurde deshalb in Zweifel 
gezogen, weil sich erst in neuester Zeit und sehr zögernd die Überzeugung Bahn 
gebrochen hat, dafs Utilisationen mit dem Nachdruck auf eine Stufe zu stellen 
sind. (Anderer Meinung ist u. a. noch Dahn, Bausteine. S. 100.) Thatsächlich 
gehören die meisten Plagiate in die Kategorie der Vergehen gegen den Individual- 
schutz. Wenn man nun dem Begriff Plagiat eine rechtliche Bedeutung geben will, 
mufs man darunter die litterarischen Mifsbräuche verstehen, die den Individual- 
schutz nicht betreffen, sondern die nur aus der Verletzung des ästhetischen Ge- 
fühls verpönt sind. Wir verstehen darunter solche FäUe, wo der Plagiator nicht 
das Werk des fremden Schöpfergeistes in ein anderes Gewand kleiden will, um 
es für sein eigenes auszugeben, sondern, wo er das; fremde Original kraft seiner 
individualisierenden Thätigkeit zu einem neuen eigenen Werk zu erheben strebt. 
Das Moment, das ihn zum Plagiator stempelt, ist die Impotenz der eignen geistigen 
Kraft, welche die Individualität des Originals nicht zu bewältigen vermag. Das 
Urteil des Publikums erkennt in der Bearbeitung nicht den Geist des Neubildners, 
sondern den des ürschöpfers. Der Gradunterschied der individualisierenden Kräfte 
stempelt den Neubildner zum Nachbildner. Da aber der Mangel an künstlerischer 
Kraft nicht strafwürdig ist, entzieht sich das Plagiat — in dieser Einschränkung — 
der rechtlichen Verfolgung. Wenn man den preziösen Ausdruck nicht vermeiden 
will, kann man sagen, dafs der ütilisator dolos, der Plagiator aber nur culpos 
handelt. 44) Zachabiag (Anfangsgründe, S. 83 f.). Mobstadt (a. a. 0. S. 12). 

BöDBB (a. a. 0. IL S. 365). Schafflb (a. a. 0. S. 191. 194. 198). Dahn (Bausteine, 
S. 94 f., gegen Letzt. Kohlbb [a. a. 0.]) erklären die Übersetzung für frei. Der 
Einwand Zachariaes, Dahns u. s. w., dafs die Übersetzung ein selbständiges Werk 
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nicht weil sie besondere Schwierigkeiten bietet, sondern weil ihre 
Bedeutung in der Gesetzgebung meist verkannt wird. Die Über- 
setzung mufe von zwei Seiten ins Auge gefafst werden. Die Über- 
tragung eines Werkes in eine fremde Sprache gehört zunächst in 
die Kategorie von Bearbeitungen, welche nur das äu&ere Gewand 
des Originals ändern, dasselbe aber in seinem Inhalt unberührt lassen. 
Dem Autor gegenüber kann sich also der Übersetzer niemals darauf 
berufen, dafs er dem Werk durch seine Übertragung etwas von seiner 
Individualität gebe. Die Übersetzung stellt der individualisierenden 
Sohopferthätigkeit gegenüber immer eine mechanische Umformung 
dar. Die unbefugte Übersetzung verstöfst daher gegen den Individual- 
schutz. Andererseits erfordert die Übersetzung ein selbständiges Ein- 
gehen in das fremdsprachliche Werk, um es bei Belassung seines 
Inhalts dem Geist der neuen Sprache anzupassen. Eine solche Thätig- 
keit schafft — flir sich betrachtet — in der Sprache des Übersetzers 
ein neues Werk, welches unter entsprechender Berücksichtigung des 
Originalurhebers denselben Schutz beanspruchen darf, wie ein anderes 
Geisteswerk. Gegen eine anderweitige Übersetzung des Originals 
kann der Übersetzer aus eignem Recht nicht geschützt werden. Da 
kommt nur der Individualschutz des Autors in Betracht.^*). 

In gleicher Weise wie bei der Litteratur und der bildenden 
Kunst sind auch musikalische Bearbeitungen zu beurteilen. Nur wird 
die Frage nach dem Träger der künstlerischen Individualität noch 
schwieriger zu beantworten sein, da sich das Wesen eines Musik- 
werkes begrifflich schwerer erfassen läfst, als das eines Gemäldes 
oder eines Schriftwerkes."®) Hier kann die Melodie (Motiv) einem 
Musikstück seine Bedeutung geben, ebensowohl aber auch der schaf- 
fende Geist sein Empfinden in der eigenartigen Verarbeitung der 
Melodie offenbaren. In einem Fall liegt in der Übernahme der frem- 



sei, wird Yon Schäffle selbst richtig zurückgewiesen (a. a. 0.)> Vgl. Eohler 
Autorrecht, S. 172 ff. 208 ff. Wächter, Autorrecht. S. 202. Pouillbt, a.a.O. 
N. 533. Dabbas, a. a. 0. S. 99 ff. Obelli, Der internationale Schutz des Ur- 
heberrechts, S. 31 ff. Die Motive zum Entwurf des Reichsgesetzes vom 11. Juni 1870 
zu § 7 u. die stenographischen Berichte der Beratungen zu § 6 des Gesetzes. 
45) Doch ist eine Übersetzung nach der Übersetzung zu untersagen (wenn z. B. 
ein Gelehrter ein Werk aus einer sehr wenig yerbreiteten Sprache oder Mundart 
übersetzt hat, ist er gegen Übersetzungen seines Werkes zu schützen), aufser wenn 
der Autor die Genehmigung erteilt. Denn des letzteren Wille ist auch für sein 
in der fremden Übersetzung enthaltenes Geisteswerk mächtiger, als der des Über- 
setzers. 46) PüTTLiNGEN, Musikalischos Autorrecht. Eohler, Autorrecht. 
S. 177. Schuster, Das Urheberrecht der Tonkunst. München 1891. 
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den Motive eine unmittelbare Nachbildung, im anderen nur ein Motiv 
für das ureigne Schaffen des künstlerischen Genius. Jeder einzelne 
Fall verlangt seine auf ästhetische Betrachtung zu gründende Lösung. 

Nachdem wir untersucht haben, welcher Art die Vergehen gegen 
den Individualschutz sein können, erübrigt uns noch, einzelne aus 
dem Wesen dieses Rechtsbegriffs abzuleitende Folgerungen zu erörtern. 

Hierbei springt zunächst in die Augen, dafs der Schutz der in 
einem Geisteswerk verkörperten Individualität nur dem Urheber zu 
gute kommen kann. Der Autor kann auf diesen Schutz nicht zu 
Gunsten eines anderen verzichten, oder den Schutz für einen anderen 
konstituieren.^') 

Hiermit hängt eng die weitere Folgerung zusammen, dais der 
Individualschutz mit dem Tod des Urhebers erlischt , da die Indivi- 
dualität von den Erben nicht fortgesetzt werden kann. Der Indivi- 
dualschutz steht und fällt daher mit dem Autor ^*); so auch, wenn 
der Autor seine Willensf&higkeit verliert. Der Autor ist ferner allein 
berechtigt, die Verletzung seiner Individualität zu verfolgen.^^) 

Die Straffolgen eines Vergehens gegen den Individualschutz 
sind denen der Beleidigung nachzubilden. Neben der Strafe wird 
auf Einziehung der Nachbildungen zu erkennen sein, deren Dasein 
einen Eingriff in den Rechtsschutz des Autors bildet. — Aufserdem 
steht dem verletzten Autor der Anspruch auf persönliche Genug- 
thuung zu, in Form einer öffentlichen Erklärung, etwa entsprechend 
der Veröffentlichung eines Straftirteils wegen Beleidigung gemäfs 
§ 200 des deutschen Strafgesetzbuchs und in Gestalt einer vom Richter 
festzusetzenden Bufse.*^) 



47) Mobillot, a.a.O. S. 111. Anderer Meinung ist Eohlkb (in Baschs 
Archiv, a. a. 0. S. 188). Allein wenn er die Übertragbarkeit des Individualrechts 
damit begründet, dafs das Recht zu beliebigen Abänderungen übertragen werden 
könne, übersieht er, dafs das Wesen des Individualschutzes (und auch seines In- 
dividualrechts) nicht darin liegt, daCs es dem Autor gewisse Handlungen gewährt, 
sondern daCs es diese Handlangen Anderen verbietet. 48) Anderer Meinung 

sind Mobillot u. Eohleb (Autorrecht, S. 147 ff.), offenbar aus Opportunitätsgründen. 
Die von Letzterem angerufenen Analogien sind nicht beweiskräftig. 49) Gegen 
Zuwiderhandlung gegen den Individualschutz kann nach gemeinem Recht dem 
Autor die a® iniuriarum gewährt werden. Ygl. Ihebino in den dogmat. Jahr- 
büchern. XXUL S. 190. 267. Eine genauere Erörterung der Frage scheint uns 
überflüssig, da wir der Ansicht sind, dafs es an der Zeit ist dem Individualschutz 
einen Platz im Strafgesetzbuch zu geben. 50) Selbstverständlich kann dabei die 
Bufse nicht unter dem Gesichtspunkt einer Entschädigung betrachtet werden, da 
von einem Yermögensschaden — bei einem Vergehen gegen den Individualschutz — 
nicht die Rede sein kann. Die Bufse ist vielmehr als eine dem Autor vom Yer- 
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Zum Sohlufs dieser Betrachtung noch einige Worte darüber, ob 
es Thatbestandsmomente giebt, welche die Strafbarkeit aussehlieisen. 
Die Frage ist zu verneinen.**) Die Strafbarkeit setzt nicht das Be- 
wufstsein der Rechtswidrigkeit voraus, da die Unrechtmäfsigkeit einer 
ohne Zustimmung des Autors vorgenommenen Handlung, welche dessen 
Individualität verletzt, auf der sozialen Pflicht gegenseitiger Achtung 
der Persönlichkeit beruht und sich Niemand auf Unkenntnis dieser 
Pflicht berufen kann.") 



Geistiges Eigentum. 

Als wir untersuchten, welche Bedeutung das Schaffen eines 
Geisteswerkes für das Eecht habe, gelangten wir zu dem Ergebnis, 
dafs der Autor im Geisteswerk ein Gut erzeuge, und dals ihm die 
Ausbeutung des Geistesguts vom Eecht gesichert werde. Es wird 
Gegenstand der weiteren Betrachtung sein, zu untersuchen, welcher 
Natur die von der Eechtsordnung auf das Verhältnis zwischen Ur- 
heber und Gut angewandte Eechtsnorm ist. Diese Untersuchung 
löst sich in die Besprechung zweier Fragen auf. 

I. Haben wir es mit einem dem Individualschutz entsprechenden 
Eechtsschutz zu thun, als dessen Eeflexwirkungen sich die 
Einzelbestimmungen ergeben, oder liegt ein positives Eecht vor? 
II. Falls wir uns in letzterer Eichtung entscheiden, welches ist 
die Eechtsnatur des sogenannten geistigen Eigentums, in welche 
Kategorie haben wir es einzureihen? 
Wir wollen gleich unsere Stellungnahme zur ersten Frage fest- 
stellen. Das geistige Eigentum ist ein positives Eecht. Die genauere 
Begründung dieser Ansicht wird sich aus der Erörterung über die 
zweite Frage ergeben. 

Wir werden daher zunächst prüfen, was wir unter einem Eecht 
zu verstehen haben, und sodann untersuchen, welches das Verhältnis 



urteilten zu leistende Genugthuung anzusehen, welche (da einmal vergangener 
Ärger und zugefügte Kränkungen nicht rückgängig zu machen sind) in klingender 
Münze geleistet werden mufs. (In England ist diese Sitte ganz eingebürgert, 
ebenso in den Vereinigten Staaten.) Anderer Meinung ist der Deutsche Sach- 
verständigen-Verein. (S. Dambach, 50 Gutachten) und das Eeichsgericht. E. in 
Str. S. XVII. S. 190 ff. 51) Über die Veröffentlichung zu eigner Rechtfertigung 
s. EoHLEB, Autorrecht. S. 147. Dieser Fall fällt an sich schon nicht unter den ge- 
setzlichen Thatbestand. 52) Ihebinq, Dogmatische Jahrbücher. XXIII. S. 190. 
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zwischen Autor und Greisteswerk ist, und welche Rechtsmerkmale 
sich aus ihm ergeben. 

Das Wesen eines Rechts läfst sich nach zwei Gesichtspunkten 
feststellen, nach Inhalt und Form. Kein Secht besteht um seiner 
selbst willen; es ist keine hohle Form, sondern es dient einem be- 
stimmten Zweck. Jedem Recht liegt also ein für sich bestehender, 
begrifflich die Voraussetzung für das Recht bildender Zweck zu 
Grunde. In der realen Welt sind alle Zwecke auf Befriedigung von 
Bedürfnissen gerichtet. Was unseren Bedürfnissen dient, nennen wir 
Güter im weiteren Sinne.*^) Allein nicht alle diese Güter sind Gtegen- 
^tand des Rechts, sondern nur diejenigen, die im Rechtsverkehr stehen. 
Es sind dies diejenigen Objekte der aufeermenschlichen Natur, welche 
eine wirtschaftliche Bedeutung haben, und deren Wert nach wirt- 
schaftlichen Grundsätzen festzustellen ist, die Grüter im engeren Sinne, 
mit denen wir es jetzt allein noch zu thun haben werden. Jedes 
Recht, das nicht rein sozialen Zwecken dient (wie die Familien- 
rechte), muls sich auf den Wert eines Guts zurtickfiihren lassen, oder 
ein solches zum Gegenstand haben. Der Genufs des Guts ist der 
Zweck eines Rechts. Der Inhalt eines Rechts besteht daher ent- 
weder in der Beziehung eines Menschen zu einem anderen, welche 
sich auf den Genufs eines Guts bezieht (Obligationenrecht), oder in 
der Beherrschung des Trägers des Guts ~ den wir vorläufig ein- 
fach als Sa6he bezeichnen wollen — , zum Zweck des Genusses. 
Der Genufs kann alle Leistungen des Guts erschöpfen, er kann sich 
aber auch auf einzelne beschränken. Dem entsprechend wird auch die 
Beherrschung der Sache durch den Umfang des Genusses beeinflufst. 
Immer jedoch muis der Genuls der Bestimmung der Sache entsprechen, 
da die Bestimmung der Sache erst wirtschaftlichen Wert verleiht. 

Inhalt eines Rechts ist also eine den Genufs eines Guts be- 
zweckende Beziehung des Subjekts zu Anderen, oder zu Sachen.**) 

Die Form des Rechts bestimmt, wie die Rechtsordnung diesen 
GenuJs eines Guts zur Geltung bringt.") 

Gehen wir nun, nachdem wir die Merkmale eines Rechts fest- 
gestellt haben, zur Betrachtung der rechtlichen Besiehung zwischen 
dem Autor und dem Geistesgut über. 



53) Rau, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre. 1868. S. 1. Rau-Waqnbe, I. 
1876. S. 6 ff. KoscHEB, Grundlagen der Nationalökonomie. Stuttgart 1886. S. 1. 
(Was wahren Bedürfnissen dient.) Ihebing, Geist des römischen Rechts. III. 
S. 329 f. 54) Vgl. Iheeino, Geist. III. S. 333 ff. 55) Vgl. Ihbrtng, Geist. 

III. S. 338 ff. 
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Der Autor steht im GeniiJfe des von ihm geschaffenen Geistes- 
guts. Wie wir gesehen haben, hat sich der Begriff ,,Gut*' auf das 
Geisteswerk dadurch anwenden lassen, da& letzteres, kraft der Mög- 
lichkeit es in Wiederholungen zu veröffentlichen und zu verbreiten, 
wirtschaftlich abzuschätzende Leistungen erzeugt, die gegen Entgelt 
an das Publikum mitgeteilt werden.**) Das Entgelt ist aber nicht 
der Lohn ftlr die Bewerkstelligung der Veröffentlichung, sondern die 
Gegenleistung f&r dies mitgeteilte Geisteswerk. Dieses ist also selbst 
der Wertträger: das Gut. Die Unmöglichkeit, dieses Gut in eine 
greifbare körperliche Form zu bannen, hat zu Zweifeln Anlafe ge- 
geben, ob dieses Gut eine Realität sei. Allein schon der Hinweis 
auf die Identität zwischen Geisteswerk und Geistesgut gentigt, um 
diesen Zweifel zu widerlegen. Einem Geisteswerk wird man Realität 
nicht absprechen können, d. h. dafe es ein bestimmtes, einheitliches, 
individuelles Sein hat. Da dies konkrete seiende Geisteswerk die 
wirtschaftliche Eigenschaft des Wertes hat, ist es auch ein wirt- 
schaftliches Sein. Haben wir dies erkannt, so ist es nur noch reiner 
Wortstreit, ob wir diesem mit Gutsnatur ausgestatteten Geisteswerk 
auch die Bezeichnung beilegen, die wir auf wirtschaftliche Reali- 
täten anwenden: Das Geisteswerk ist eine Sache; und um es von den 
Sachen der sinnlich wahrnehmbaren Körperwelt zu scheiden, nennen 
wir es eine unkörperliche Sache}'') 

Wir haben festgestellt, da& die Rechtsordnung dem Autor den 
Genufs des Geistesguts gewährleistet; den GenuCs verwirklicht der 
Urheber durch die Verfttgung tiber den Träger des Guts: durch die 
Beherrschung der unkörperlichen Sache. Damit ist erwiesen, dafs 
die Beziehung des Autors zum Geistes werk^ die Beherrschung einer 
unkörperlichen Sache, geeignet ist den Inhalt eines Rechts zu bilden. 

Gehen wir nun über zur Betrachtung der formellen Seite eines 
Rechts. Die Form des Rechts giebt an, auf welche Weise die Rechts- 
ordnung den Zweck des Rechts verwirklicht und seinen Inhalt zur 
Geltung bringt. Sie wird durch die Art und den Umfang der Aus- 
übung der den Genufs bezweckenden Beziehung, im vorliegenden 
Fall der Beherrschung einer unkörperlichen Sache, bedingt. Der 
einfachste Fall ist der, dafs die Thatsache des Genusses dem Recht 
vorhergeht und sich mit dem Inhalt des Rechts deckt. Es ergiebt 
sich hieraus als natürliche Folge, dafe nur der Berechtigte geniefsen 

56) Vgl. KoHLEB, Autorrecht S. 208 f. 57) Windschbid, a. a. 0. I. S. 416. 
Emdemann, im Handbuch. IL S, 3 ff. Siehe auch Schaffle, a. a. 0. S. 6 ff. 
MoEiLLOT, a. a. 0. S. 97. 
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kann. Die Folge des thatsäehliohen Znstandes nnd des diesen Zn- 
stand normierenden Seohts fallen zusammen: Ansschlnis der Nicht- 
geniefsenden , der Nichtberechtigten. So liegt der Fall bei Rechten 
an beweglichen Sachen.*') 

Eine zweite Stufe nehmen die Fälle ein, wo in der Ausübung 
des Genusses noch nicht die Ausschlie&ung nicht Berechtigter von 
selbst gegeben ist. Hier wird die Thatsache des Ausschlusses Nicht- 
berechtigter erst durch die Rechtsnorm erreicht. Dieser Fall liegt 
beim Grundeigentum vor.*®) Grund und Boden kann in der Regel 

— und damit ist grundsätzliche Aufstellung dieses Satzes begründet 

— nicht in einer Unberechtigte ausschliefsenden Weise beherrscht, 
besessen werden; denn in der Thatsache des Genusses ist der 
Ausschlufs Fremder nicht gegeben. Die Ausschliefslichkeit des Ge- 
nusses"®) wird erst geschaffen durch die Rechtsordnung. Da aber 
das Eigentum an Grund und Boden von schwerwiegender sozialer 
und wirtschaftlicher Bedeutung ist und bis jetzt in keinem histo- 
rischen Gemeinwesen entbehrt werden konnte, hat man das Eigen- 
tumsrecht, unabhängig von der thatsächlichen Beherrschung der 
Grundstücke an gewisse — aus der Eigenart des Rechtsverkehrs 
sich ergebende — formale Voraussetzungen gekntipfk.®*) Das Recht 
schafft daher die Möglichkeit des aussehliefslichen Genusses und 
den Zustand der ausschlieislichen Beherrschung, der thatsächlich 
nicht bestehen kann. Dafs aber die GenuJsherrschaft auch hier das 
Primäre ist, ergiebt sich aus der angedeuteten Übung, das Recht 
an die Vornahme gewisser symbolischer Handlungen zu knüpfen, 
welche die Thatsache der Beherrschung ersetzen sollten. Unsere 
heutigen Rechtsanschauungen stützen sich auf eine so alte Rechts- 
entwickelung, dafs es uns vollkommen geläufig ist, in dem Eigen- 
tum an Grundstücken ein Unberechtigte vom GenuJs ausschließen- 
des Recht zu sehen, ohne dafs wir uns dadurch irre machen lassen. 



58) Hieraus erklärt sieb die besondere Stellung der beweglicben Sacben im 
deutseben Reebt : Hand wabre Hand — Possession vaat titre a. s. w. 59) Über 
die Yerscbiedenbeit des Besitzes bei Mobilien und ImmobUien vgl. Bbkkeb (Zur 
B.eform des Besitzreebts in Iberings JabrbOebern. XXX. S. 250 f.). 60) Um der 
Mifsdeutung vorzabeagen, als wollten wir den späteren Aasf abrangen vorgreifen 
u. mit der Anssebliefslicbkeit des Genusses sebon die Eigentumsnatur des Recbts 
andeuten, sei noeb einmal daran erinnert, dafs wir oben sebon bemerkten, dafs 
der Genufs sieb auf alle oder auf einzelne Leistungen bescbränken kann u. dafs 
im obigen Text Genufs ganz allgemein, ebne Rücksiebt auf seinen umfang gemeint 
ist. 6t) Wir erinnern an die Übertragung des Grundeigentums im römiseben, 
germaniscben u. modernen Reebt. 

Osterrieth, Urheberrecht. 6 
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dab die Thatsache der aasschliefoliehen Ausübung ohne das Dasein 
der Beehtsnorm nieht darehfbhrbar ist. 

Anders ist es mit dem geistigen Eigentum. Hier hat die ein- 
seitig formale Betrachtang des Rechts nnd die Beobachtnng, da(s 
der Ansschlniis Unberechtigter Yom Gennfs des Geistesgnts erst durch 
die Rechtsnorm thats&chlich wird, die Meinungen vielfach irre ge- 
leitet. Die Yerkennung des Umstandes, da(s in der Beherrschung 
einer unkörperlichen Sache ein schutzwürdiger Inhalt fflr ein Becht 
gegeben ist, hat einerseits zu dem Schlufs gef&hrt: Wo kein Rechts- 
inhalt ist, ist kein Recht; daher ist das sogenannte geistige Eigen- 
tum nur die begriffliche Zusammenfassung gewisser Reflexwirkungen 
eines aus Zweckmäbigkeitsgr&nden yerliehenen Schutzes*^). Anderer- 
seits hat sie zur Bildung einer neuen Bechtskategorie, der der inhalt- 
losen Bechte, der reinen Yerbietungsrechte gefthrt.*^ (Absolute Bechte.) 



' 62) GsBBSB (Gesammelte jaristisclie Schriften. 1872 S. 261 ff. 270ff.) begreift 
und begründet den Schatz gegen Nachdruck, etwa wie wir den Individaakchatz 
begründeten. Jolly (a a. 0. S. 87 ff.) geht aaf die Frage nach dem Inhalt eines 
Rechts insofern ein, als er sagt, daCs etwas Immaterielles nie der Gegenstand 
eines Rechts sein könne (S« 90). Ahnlich Laband (Staatsrecht. Freibarg 1890. 
II. S. 221: «Die Bezeichnang Geistiges Eigentum ist eine juristisch unberechtigte, 
denn das Wesen des Eigentums im Rechtssinne besteht in der physischen Herr- 
schaft über eine Sache, so dafs das geistige Eigentum ein contradictio in adiecto 
ist.'' Ders. in Goldschmidts Zeitschrift. XXIII. S. 628. Anm.). Zöpfl (Grundrifs 
zu Vorlesungen über Rechtsphilosophie. Berlin 1878. S. 136). 0. Maybb (con- 
currence d^oyale in Goldschmidts Zeitschrift. XXVI. 1881. S. 363 ff.) schliefst 
sich Laband an; er betrachtet den Nachdruck nur als concurrence d^loyale. 
Seine Begründung des Schutzes gegen c. d. ist wertvoll für die Begründung des 
geistigen Eigentums in wirtschaftlicher Hinsicht. Auf demselben Standpunkt 
standen die Vertreter der Privilegientheorie. (S. Püttbb a. a. 0.), so auch noch 
RöDBB (a. a. 0. IL S. 359). Einen ähnlichen Standpunkt scheint Stübknbaüch 
einzunehmen (a. a. 0. S. 482 f.). So auch Laübent (a. a. 0. VIII. S. 571). Morillot 
(a. a. 0. S. 112). Kent, Gommentaries on American Law IL Boston 1860. S. 455 ff.). 
Gegen diese Auffassung Kohleb (Autorrecht, S. 34 ff. 63 ff.), Schüstsb (Das Wesen 
des Urheberrechts, Wien 1891, S. 23 f.), Käbobb (Zwangsrechte, Berlin 1882), 
Dabbas (a. a. 0. S. 19). 63) Der Ausgangspunkt ist derselbe, wie für die in 

Anm 62 genannte Gruppe. Auch das Resultat ist wesentlich dasselbe. Denn ein 
inhaltloses Recht ist kein Recht, und ein bloses Verbot kann nicht den Inhalt 
eines Rechts bilden. Man kann diese Gruppe in zwei Unterabteilungen scheiden : 
Solche, die das geistige Eigentum einfach als Recht der ausschliefslichen Vornahme 
gewisser Handlungen hinstellen: Rbnouabd (a. a. 0. I. S. 433 ff., man könnte ihn 
fast zur ersten Gruppe zählen), WIchtkb (Autorrecht, S. 14 ff.), Mabtens 
(a. a. 0. II. S. 14S), Calvo (Le droit international th^orique et pratiqne. IL Paris 
1880. S. 41), Phiumobe (commentaries upon international law IV. 1861. S. 400 ff.) 
und solche, die eine besondere Kategorie der inhaltlosen Rechte aufstellen : Makdrt 
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Der Fehler dieser Theorien liegt, um es zu wiederholen, darin, 
dafs man das Eecht nur von seiner formellen Seite, nicht auf seinen 
Inhalt prüfte. 

Für uns steht nach obigen Ausftlhrungen fest, dafs das geistige 
Eigentum ein positives Recht und zwar als Recht an einer unkörper- 
lichen Sache dinglicher Natur ist. 

Ehe wir an die genauere Kennzeichnung des Rechts gehen, 
müssen wir erwähnen, dafs eine Anzahl Schriftsteller in der Be- 
griffsbestimmung des geistigen Eigentums an diesem Funkt stehen 
geblieben sind. Sie bezeichnen es als Recht an einem immateriellen 
Gut,^*) Dies ist ja an sich richtig; allein eine erschöpfende juristische 

(Urheberrecht, [S. 43 ff. Ders., Der civiirechtliche Inhalt der Reichsgesetze, 
S. 493 ff. 4. Abschnitt: absolate Yerbreitungsrechte nicht dinglichen Charakters). 
ScHAPFLB (a. a. 0. scheint in seiner Beurteilung des Urheberrechts Carey nahe 
zu stehen; er erklärt das geistige Eigentum für ein Monopol, S. 4. 13 f. 11 2 ff. 147. 
158. 221 ff.; gegen Sch&ffle zutreffend Köhler, Autorrecht. S. 67). EIbgeb (stellt 
eine neue Kategorie der Zwangsrechte auf, nur nach formellen Merkmalen a. a. 0. 
S. 4 f. 197 ff. 232 ff.). Handa (Das Eigentum nach österreichischem Recht. Leipzig 
1S84. S. 43 u. 46 f. u. Anm.) Elostebhann (Geistiges Eigentum. I. S. 112 ff.; Ur- 
heberrecht. 1876. S. 23; in Endbhanns Handbuch. II. S. 243; in Büschs Archiv. 
B. XXXV. [N. F. X.] S. 11.) erklärt das geistige Eigentum als in die Eategorie 
der Gewerbgerechtigkeiten gehörig; ähi)1ich Dernbürg (Preufs. Privatrecht. III. 
S. 886). Bab (Theorie u. Praxis des international. Privatrechts. II. S. 234) spricht 
von einem Yerbietungsrecht, Fbankbn (Lehrbuch des deutschen Privatrechts. 
Leipzig 1891. S. 406f.) von absoluten Vermögensrechten ohne sinnliches Objekt, 
GoEPEL (Über Begriff und Wesen des Urheberrechts, 1881) u. Andebs (Beiträge 
zur Lehre vom litterar. u. artistischen Urheberrecht, 1881) heben die Unter- 
sagungsbefngnis hervor. Gegen diese Bichtung vgl. Eohleb (Autorrecht, S. 60 ff.). 
Eobb (a. a. 0. S. 11). Schüsteb (a. a. 0. S. 18 ff.). Hier ist auch noch anzuführen 
die nicht dingliche Eategorie der droits intellectuels, die von Picabd aufgestellt, 
von BoBCHGBAVE u. Dabbas Vertreten wird. (S. Dabbas, a. a. 0. S. 26 ff.) 64) Der 
Ausdruck immateriell zur Bezeichnung der unkörperlichen Natur des Hechts 
findet sich schon bei Schopenhauer (Handschriftlicher Nachlafs. 1864. S. 380 f). 
Die Theorie der Rechte an immateriellen Gütern ist begründet von Eohleb 
(Deutsches Patentrecht. 1878. S. 7 ff.; Forschungen aus dem Patentrecht. S. 116 f.; 
Autorrecht, S. 67 ff. ; in Buschs Archiv. B. 47. S. 169ff.). Wenn Eohler in seinen 
pfandrechtlichen Forschungen (Jena 1862) S. 45 sagt: ^Das Wesen des Pfandrechts 
besteht in der Berechtigung durch Verwertung eines bestimmten Gutes einen be- 
stimmten Wert in sein Vermögen zu bringen; ihm eigen ist die auf einen be- 
stimmten Wert zielende Funktion des Sachenrechts: Das Sachenrecht ist dem 
Wertzweck dienstbar gemacht,*" weist er selbst darauf hin, dafs der Genufs 
einer bestimmten Leistung eines Gutes, bei ihm die ^auf einen bestimmten Wert 
zielende Funktion des Sachenrechts", also die Art des Genusses, der Umfang der 
Beherrschung das Wesen eines Rechts bezeichnet. Seiner Theorie folgen Stobbe 
(Deutsches Privatrecht. S. Iff.); Schuster (a. a. 0. S. 36 f.). Hierher sind auch 

6* 
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Definition ist mit diesem Ausdruck nicht gegeben. Er besagt nur, 
dafs neben dem System der Rechte an körperliehen Sachen auch 
Rechte an unkörperlichen Sachen bestehen. Die Rechte an körper- 
lichen sind nach Umfang und Art der Beherrschung der Sache ein- 
zeln bestinmit gekennzeichnet. Wir erinnern nur an den Unterschied 
zwischen Rechten an eignen und an fremden Sachen. Dieselben 
Einzelunterscheidungen sind auch ftir die Rechte an unkörperlichen 
Sachen gegeben. Der Grund dieser zu allgemeinen und daher un- 
genügenden Begriffsbestimmung ist darin zu finden, dafs man im 
Gegensatz zu den früher besprochenen Theorien nur den materiellen 
Inhalt des Rechts in Betracht zog und seine formelle Seite unberück- 
sichtigt liefs. Und doch ist es zur Ergründung seiner juristischen 
Natur erforderlich, dafs geprüft werde, welche Leistungen des Guts 
im Genuls des Berechtigten stehen und in welchem Umfang dieser 
den Gegenstand des Rechts beherrscht. Es kann nicht lange zweifel- 
haft bleiben, wohin die weitere Untersuchung führen wird. 

So weit sich das Geisteswerk als Gut darstellt, gebührt sein 
Genufs voll und ganz dem Autor. Der Genufs umfafst also alle wirt- 
schaftlichen Leistungen des Geistesguts. Die den Genufs bezweckende 
Herrschaft über die unkörperliche Sache ist daher eine vollständige.®*) 
Dies kommt im Recht dadurch zur Geltung, dafs alle Unberechtigten 
von der Verfügung und dem (wirtschaftlichen) Genufs der Sache aus- 
geschlossen sind. Fassen wir nun die inhaltlichen und die formellen 
Merkmale zusammen, so kommen wir zum Schlufs: 

Das Recht des Urhebers am Geistesgut ist die ausschliefsliche, 



diejenigen zu rechnen, welche das geistige Eigentum als ein eigenartiges Recht 
auffassen, dessen Gegenstand eine nnkörperliche Sache ist: Spöndlin (Über das 
Wesen des Verlagsrechts, S. 23 und dessen Verletzung durch den Nachdruck. 
Zürich 1867: ein dem Sachenrecht analoges Privatrecht). Weisse (a. a. 0. S. 2: 
verdientes Gut dem Eigentum analog). Försteb (a. a. 0. S. 188: absolutes Ver- 
mögensrecht, parallel dem Eigentum und den dinglichen Rechten). Ebuling 
(Beiträge zur Lehre vom Urheberrecht, in Goldschmidts Zeitschrift. XXIII. S. 70 ff.: 
Das Urheberrecht hat zum Gegenstand ein immaterielles Kechtsobjekt und ist 
insoweit den Sachenrechten koordiniert). Eössleb (Das soziale Verwaltungsrecht. 
1872. S. 538: soziales Vermögensrecht — dingb'cher Natur, ohne körperlichen 
Gegenstand). Bekkeb (Pandekten. Weimar 1886. I. S. 62 ff.); letzterer zieht mit 
Recht den Ausdruck Recht an unkörperlichen Sachen Köhlers Bezeichnung vor. 
65) Es liegt in dieser Herrschaft die Zusammenfassung der 3 Verwendungsarten 
der Sache uti, frui, consumere, welche nach Ihebing deren Verwendbarkeit für 
das menschliche Bedürfnis erschöpfen (Ihebing, Geist des röm. Rechts. III. S. 347 ; 
ders., Besitzwille, S. 27) und der Einwirkungsmöglichkeiten Beekebs (Zur Reform 
des Besitzrechts in Iherings Jahrbüchern. XXX. S. 263). 
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prinzipiell unbeschränkte, vollständige Beherrschung einer unkörper- 
lichen Sache. Damit sind die Merkmale des Eigentums gegeben: 
Der Ausdruck Geistiges Eigentum ist nicht ein leerer Name, er giebt 
das Wesen des Rechts wieder.®**) 



66) Die Theorie des geistigen Eigentums wird schon im vorigen Jahrhundert 
verfochten vonPüTTEB(Büchemachdruck, S. 25 fF.), der Leipziger Jumstenfakultat 
1706 (abgedruckt bei Pütter), Wbbnheb, Selectae observationes forenses. VI. 1722. 
S. 712, HjßsicouBT (Laboulaye u. Guiffrey a. a. 0. S. 16 ff. s. oben S. 24), Linguet 
(s. oben S. 25), Blackstone (a. a. 0. IL S. 405; s. oben S. 21), das Urteil Miliar 
V. Taylor (s. oben S. 20). — Fichte (a. a. 0. S. 446), Bbauee (Erläuterung über 
den Code Civil. 1809. I. S. 469), Feüebbach (bei Morstadt a. a. 0. S. 64), auch 
EowALZiG (a. a. 0.) leiten das litterarische Eigentum von der idealen Beziehung 
des Autors zu seinem Werk ab. Zachabiae konstruiert ein dem Grundeigentum 
analoges Eigentum und schlägt litterarische Majorate vor (Anfangsgründe, S. 80 ff.; 
International Copyright, a. a. 0. S. 194 ff. 225; 40 Bücher vom Staat. IIL S. 150 ff. 
V. 180). ScHOPENHAUBB spricht vou immateriellem Eigentum (a. a. 0. S. 380). 
Schmidt (Zeitschrift für die gesamte Rechtswissenschaft. V. S. 438) versteht unter 
immateriellem Eigentum die Berechtigung zum Gegenstand. Münceceneb Kommission 
(bei Kuhns, a. a. 0. S. 17). Eine Erweiterung des gebräuchlichen Eigentumbegriffs 
findet sich im Pbbussischen Landbecht (Hetdemann u. Dambach. Berlin 1863. 
S. 1) und im Baybischbn Civilgesetzbuch (Roth, Bayrisches Civilrecht. IL 1872. 
S. 37). S. auch Fbanz Mittebmeieb (in Goldschmidts Zeitschrift, Beilage zu 
Band XII. S. 57 ff.). Folgende Schriftsteller halten für das moderne Recht eine 
Erweiterung des Eigentumsbegriffs für nötig: Cofingeb (a. a. 0. S. 4). Korb 
(a. a. 0.). Heüsleb (Institutionen, S. 340). Katz (Entwickelung des Eigentums- 
begriffs zum abstrakten Eigentum in Gruchots Beiträgen. XX. S. 718). Adolf 
Wagneb (Volkswirtschaftslehre. 1876. L S. 493 ff.). Pouillet (a.a.O. S. 16ff.). 
Wbangell (Die Prinzipien des litterarischen Eigentums. Dorpat 1866. S. Iff.). 
— HoHMEiEB (Haus- u. Hofmarken. 1870. S. 306 ff.) nimmt ein Eigentum an einer 
Gerechtsame an. Geistiges Eigentum nehmen noch an: Pütz (ungarisches Privat- 
recht. Wien 1870. S. 116). Meili (Internationale Unionen. 1889). Acollas (La 
propri^te litt^raire et artistique, S. 5 ff.). Fbanck (Philosophie de droit civil, 
S. 334 ff.). Bbicon (Des droits d*auteur dans les rapports internationaux. 1888. 
S. 15). Hegel, Kbameb, Eisenlohb, Schellv^itz, Kbüg, Schboedeb, Bebgeb, 
Max Wibth, Macleod, Passy, Guiffbey, Cappellemans, J. Simon. — Ihebing (In 
den dogmatischen Jahrbüchern. XXIII. S. 303 ff.) steht unserer Auffassung nahe. 
Er identifiziert zwar das geistige Eigentum noch nicht mit dem gewöhnlichen 
Eigentum, erklärt aber den Ausdruck Geistiges Eigentum für den zutreffendsten. 
Wesentlich ist ihm die Gleichheit der beiden Rechte nach Inhalt und Rechts- 
schutz; ein Unterschied liege im Gegenstand, dafs beim Eigentum eine Sache, 
beim geistigen Eigentum ein Recht (?) sei. Das Recht des Autors ist ein primäres, 
volles, kein abgeleitetes und beschränktes; beide Rechte verwirklichen den Ge- 
danken der ausschlierslichen und dauernden Bestimmung des (materiellen, im- 
materiellen) Guts für die Person im Gegensatz zu den, sei es inhaltlich oder 
zeitlich beschränkten iura in re. Trotzdem gelan;;t Ihering zu abweichenden Er- 
gebnissen, unseres Erachtens, weil er den Individualschutz nicht vom geistigen 
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Wir betreten mit dieser Theorie keine neue Bahn, wir kehren 
vielmehr zur ursprünglichen Rechtsansohauung zurück. Wie wir in 
unserer geschichtlichen Darlegung gesehen haben *'^), wurde bis in 
das vorige Jahrhundert das Urheberrecht als geistiges Eigentum be- 
trachtet und auch geübt. Den Umschwung, der gleichzeitig in der 
allgemeinen ßechtsanschauung eintrat, haben wir auf die Verwechs- 
lung des geistigen Eigentums mit den Gewerbeprivilegien und auf 
den Einflufs der römisch rechtlichen Doktrin zurüokgeffthrt.**) Die 
Befreiung des römischen Rechts von den Zuthaten und Entstellungen, 
die es im Lauf der Zeit erfahren hatte, und die Darstellung des 
reinen geschichtlichen römischen Rechts hat die Verkennung des 
wahren Wesens des geistigen Eigentums verursacht, das sich dem 
Formalismus des herrschend werdenden römischen Rechtssystems nicht 
einfügte. Darin kann man einig sein, dafs es kein römisch -recht- 
liches Institut giebt, dem man das geistige Eigentum eingliedern 



Eigentum loszulösen weirs. Folgende Schriftsteller haben sich ausdrücklich gegen 
das geistige Eigentum ausgesprochen: Ahbbns (Rechtsphilosophie des Naturrechts. 
Wien 1852. S. 528), weil das geistige Eigentum zu Unzuträglichkeiten führe. 
Mobstadt (a. a. 0. S. 6). Ebause (System der Rechtsphilosophie, herausgegeben 
von Röder, S. 507. Anm.). Habtjm (a. a. 0. S. 30 ff.)* SchIpflb (a. a. 0. S. 112), 
weil sie die Gedanken nicht für appropriierbar halten. Alle übrigen führen als 
Grund ihrer Ablehnung an, dafs eine unkörperliche Sache nicht Gegenstand des 
Eigentums sein könne, oder dafs dem geistigen Eigentum das thatsächliche 
Moment der Ausschliefslichkeit fehle : Rödeb (a. a. 0. II. S. 538). Blüntschli (a. a. 0. 
S. 109 — auch weil die Gedanken nicht appropriierbar seien). Mittebhbieb (bei 
Morstadt a. a. 0. S. 6). Weiske (a. a. 0. S. 2). Jolly (a. a. 0. S. 13). Gbbbss 
(Deutsches Privatrecht. §219). Stobbe (Deutsches Privatrecht. III. S. 6). Gbngleb 
(Deutsches Privatrecht. 1892. S. 136 f.)) Ortlofp (a. a. 0. S. 319). Klostebmann 
(Geistiges Eigentum. I. S. 114 ff.; bei Endemann a. a. 0. S. 243 ff. Über die Mög- 
lichkeit und die Bedeutung eines internationalen Schutzes für die geistige Schöpfung 
auf dem Gebiet der Industrie, S. 201.) WIchtee (Verlagsrecht. I. S. 99 ff.; Autor- 
recht, S. 12ff.). ZöPPL (a. a. 0. S. 133). Laband (a. a. 0. S. 221). 0. Mateb 
(a. a. 0. S. 365). Rössleb (a. a. 0. S. 538). Bakda (Das Eigentum nach öster- 
reichischem Recht. Leipzig 1884. S. 1. 45. 47). Stubenbauch (a. a. 0. S. 482). 
Dahn (Bausteine, S. 83). Mandby (Urheberrecht, S. 33 ff.). Eghleb (Autorrecht, 
S. 66 in Buschs Archiv a. a. 0. S. 171 ff.). Reuling (a. a. 0. S. 74). Bab (Inter- 
nationales Privatrecht. II. 1889. S. 233). Kabgeb' (a. a. 0. S. 96. Theorien über 
die juristische Natur des Urheberrechts. Berlin 1882). Sohustbb (a. a. 0. S. 31 ff.). 
Orelli (a. a. O. S. 19). Renouabd (a. a. 0. II. S. 441). Mobillot (a. a. 0. S. 95 ff.). 
Fliniaux (a. a. 0. S. 34). Dabbas (a. a. 0. S. 26 ff.). Mabtens (a. a. 0. S. 146). 
Weiss (Traitä elämentaire de droit international. Paris 1884. S. 369). Samtbb 
(Das Eigentum in seiner sozialen Bedeutung. 1879. S. 6). Behbekd (in Holtzen- 
dorffs Encyclopädie. 1890. S. 580. 602). 67) Wir verweisen auf die histo- 

rische Skizze. 68) S. 46. 
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kann.*^) Allein es herrseht noch das Vorurteil, dafe man an dem 
römisch-rechtlichen Eigentnmsbegrifif festhalten müsse, und dafs des- 
wegen der Begriff geistiges Eigentum zu verwerfen sei.'°) 

Indessen sind wir der Ansicht, dafs wir — unbeschadet des über 
alle Zweifel erhabenen pädagogischen Werts des römischen Rechts 
— in unserer Kulturentwickelung auf einer Stufe angelangt sind, 
wo es an der Zeit ist, ein den heutigen sozialen und wirtschaftlichen 
Anschauungen entsprechendes modernes Recht und moderne Rechts- 
begriflfe zu schaffen.'*) Gerade fttr das römische Recht ist durch 
Ihering'*) klargelegt worden, dafs es nicht als ein Produkt logischer, 
wissenschaftlicher Arbeit entstanden ist, sondern dafs seine Entwicke- 
lung durch die Eigenart des Volkscharakters und des politischen, 
sozialen und wirtschaftliehen Lebens bedingt gewesen ist. Die meisten 
römischen Rechtsinstitute sind aus den Formen des Prozesses hervor- 
gegangen und haben dadurch ihre formale Ausprägung erhalten, so 
wie die scharfe und feste Gestalt, die sie zu unübertrefflichen Meister- 
werken und Mustern für jede spätere Rechtsbildung macht. Aber es 
ist widersinnig, diese Rechtsinstitute unmittelbar in eine andere Zeit 
tibernehmen zu wollen, die in ganz anderen Verkehrsverhältnissen 
und Anschauungen lebt. Die ünanwendbarkeit der römischen Rechts- 
institute vergegenwärtigt uns gerade eine Betrachtung über den Eigen- 
tumsbegriff. Das dominium hat sich ausgestaltet aus dem römischen 



69) DüBOi (Archiv für civilistische Praxis. VI. 1823) behauptete, das dominium 
sei schon im römischen Recht auf res incorporales angewendet worden. Dagegen 
PucHTA (im Rhein. Museum. I. S. 296), Savigny (V. S. 34 f.) und Vangbeow 
(I. S. 187 f.). Vgl. Ungbb (System des österreichischen aUgemeinen Frivatrechts. 
Leipzig 1856. S. 513). Indessen verstehen die Kömer unter res corporales nicht 
unsere immateriellen Güter, die ihnen fremd waren, sondern Rechte. Windsoheid 
(a. a. 0. I. S. 521). Der Ausdruck dominium wird auch im weiteren Sinne ge- 
braucht von Julianus und Marcianus, so dominium usufructus im Gegensatz zu 
possessio usufructus 1. 3. D. 7, 6. dominium proprietatis 1. 17. D. 7, 4. dominus 
hereditatis 1. 48. pr. D. 28, 5. — Einen bestimmten FaU, wo das dominium ausgedehnt 
wurde auf ein Objekt, das keine Sache ist, sondern nur eine wirtschaftliche Ein- 
heit darstellt, giebt das dominium an einer Sachgesamtheit. „Die Herde ist nicht 
Summe, sondern die Einheit ihrer Teile, der sie bildenden Tiere. Dementsprechend 
ist auch das Recht an einer Herde nicht gleich der Summe der Rechte an den 
einzelnen Stücken, sondern ein einheitliches Recht, welches der Berechtigte un- 
geteilt für das Ganze, wie für die Teile geltend macht.'' Bendixen (Niefsbrauch 
an einer Herde nach römischem Recht. Inauguraldissertation. Leipzig 1887. 
S. 12 f.). EoBB (a. a. 0. S. 22). 70) Hierzu gehören die in Anm. 66 S. 85 Ge- 
nannten, welche das Eigentum auf körperliche Sachen beschränken. 71) Köhler 
(Autorrecht, S. 14 ff.). 72) Geist des römischen Rechts. 
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Prozefe heraus. Die streng formale Natur des älteren römischen 
Eechtsverkehrs gewährte den Eigentumsohutz nur für solche Sachen, 
die Gegenstand des älteren römischen Prozesses sein konnten, für 
Sachen, bei denen eine körperliche, oder eine sie ersetzende sym- 
bolische Handlung, die vindicatio, möglich war, also für körperliche 
Sachen. 

Unserer Zeit ist es durch die wissenschaftliche Erkenntnis unseres 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verkehrs zum BewuTstsein ge- 
kommen, dab es auch immaterielle Güter giebt und daüs diese eben- 
sowohl Objekte des Rechtsverkehrs sein können, als die res corpo- 
rales.") Es heilst also die wissenschaftliche Erkenntnis unseres 
Wirtschaftslebens verleugnen, wenn man den modernen Eigentums- 
begriff in den Grenzen des römischen belassen will. 

Es wird sich -auch aus der folgenden Darstellung ergeben, dafs 
unter sinngemäfser Berücksichtigung der Unkörperlichkeit des Gegen- 
standes die Grundsätze des dominium auch auf das geistige Eigen- 
tum anzuwenden sind. 

Nachdem wir nun das geistige Eigentum konstruiert haben, 
erübrigt uns noch, die aus seinem Wesen abzuleitenden Folgen zu 
erörtern. Das Verhältnis zwischen Individualschutz und geistigem 
Eigentum wird in einem besonderen Abschnitt besprochen werden. 
Hier sei der Klarheit halber darauf hingewiesen, dafs wir bei der 
Frage, wer Inhaber und was Gegenstand des geistigen Eigentums 
sei, insofern auf den Individualschutz Bezug nehmen können, als der 
Urheber mit dem geistigen Eigentümer und das Geisteswerk mit 
dem Geistesgut identisch ist. 

Inhaber'^*) des geistigen Eigentums ist der Urheber oder sein 
Rechtsnachfolger, der Urheber kraft seiner Urheberschaft, der Rechts- 
nachfolger durch Übertragung unter Lebenden, oder von Todes wegen.'^) 



73) Auch in dieser Frage giebt schon Püttbb die richtige Antwort (Bücher- 
nachdrack § 3): „Das römische Recht dient nur, um nach Analogie dieser Rechte 
zu zeigen, wie solche Fälle, wenn sie den Urhebern solcher Bechte vorgekommen 
wären, wahrscheinlich entschieden sein würden u. also analogisch richtige Rechts- 
sätze dadurch zu begründen. *" Über den Unterschied zwischen dem germanischen 
u. dem römischen Eigentumsbegriff s. Lassalle (System der erworbenen Rechte. 
I. S. 259. Anm. 1 ff.). Siehe auch Pouillet (a. a. 0. S. 20). Über die Notwendig- 
keit eines modernen Besitzbegriffs vgl. Bekksb (Zur Reform des Besitzrechts, 
S. 236 f.). 74) KoHLEE (Autorrecht, S. 201 ff.). Wächter (Autorrecht, S. 91 ff.). 

Pouillet (a. a. 0. S. HO). 75) Thatsächlicher Eigentümer ist der Urheber, 

auch wenn das Werk unter anderem Namen erscheint. A. M. Rbuling (a. a. 0. 
S. 107). 



:v 
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Von Miturhebern hat jeder das Eigentum an dem von ihm geschaffe- 
nen Geistesgut. Ist eine Teilung nicht möglich, tritt condominium 
ein. Der Besteller ist nie Eigentümer aus eignem Recht. Entweder 
die Bestellung bezieht sich nur auf das körperliche Werk (Portrait), 
dann bleibt das Geistesgut beim Autor; oder die Bestellung ist auf 
das Geistesgut gerichtet (flir einen Verleger), dann liegt nicht der. 
Kauf einer zukünftigen Sache, sondern die vertragsmäfeige Pflicht 
zur Übertragung des geistigen Eigentums vor.'**) Der Herausgeber 
(eines Pseudonymen oder anonymen Werkes, auch juristische Per- 
sonen) ist Eigentümer nur durch Rechtsnachfolge ; letztere kann unter 
Umständen vermutet werden.") Der Herausgeber kann natürlich auch 
Urheber sein, wenn das von ihm verlegte Wetk sich in seiner Ge- 
samtheit als ein von ihm geschaflFenes Geistesgut darstellt. — Das 
Eigentum an posthumen Werken richtet sich nach der Erbfolge. 

Gegenstands^) des geistigen Eigentums ist das Geistesgut. 

In der Bezeichnung Geistesgut sind die zwei Erfordernisse schon 
gegeben: es mufs ein Geisteswerk sein, und eine wirtschaftliche 
Verwertung zulassen. In unseren früheren Ausführungen'^) haben 
wir die Merkmale der Begriffe Geisteswerk und Gut schon besprochen. 
Es handelt sich daher nur noch um die Frage: Ist jedes Geisteswerk 
ein Geistesgut? Wir müssen bejahend antworten. Grundsätzlich ist 
jedes Geisteswerk wirtschaftlich zu verwerten. Wenn man eine be- 
sondere Verlagsfähigkeit erfordert hat ^) , übersah man , dafs es an 
Merkmalen fehlt, die Grenze zu ziehen, ob ein Geisteswerk ver- 



76) A. M. EoHLBB (Autorrecht, S. 201 ff.)- ^r übersieht in seinem Beispiel, 
dafs das bestellte Exemplar und das Geistesgut nicht identisch sind. Der Be- 
fugnis eines Portraitierten die Veröffentlichung seines Portrait s zu untersagen, 
liegt der Individualschutz zu Grunde. Der angerufene § 8 des deutschen Gesetzes 
von 1870 ist eben nach unserer Auffassung unrichtig. Keijling (a. a. 0. S. 113 ff.) 
teilt Kohlers Ansicht. Unsere Ansicht wird yertreten von Wächter (a. a. 0. 
S. 94ff.). 77) So etwa bei Werken , die von einer juristischen Person ver- 

öffentlicht werden; auch der von Poijillet (a. a. 0. S. 113) angeführte Fall, dafs 
ein Zeichner für eine Fabrik arbeitet, mag diese Vermutung zulassen. 78) Köhler, 
Autorrecht, S. 159. Wächter, Autorrecht, S. 43 ff. Pouillet, a. a. 0. S. 24 ff. 
79) S. oben ö. 68 u. 79. 80) So Bluntschli (a. a. 0. S. 111). Endemann (Das Ge- 
setz betr. das Urheberrecht, S. 5 ff.) legt das Merkmal der Yerlagsfähigkeit in die 
Absicht des Autors. Hiernach wäre also ein Manuskript, das der Autor für 
noch nicht verlagsreif hält, kein Geistesgut, selbst wenn es gegen seinen Willen 
veröffentlicht würde. Die Postulierung einer besonderen Yerlagsfähigkeit ist 
offenbar aus der Besorgnis entsprungen, dafs auch nicht schutzwürdige Werke 
Gegenstand des geistigen Eigentums werden könnten ; dem gegenüber ist auf die 
Erfordernisse des Geisteswerkes hinzuweisen. 
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wertbar ist oder nieht. Malsgebend ist die Möglichkeit der Yer- 
öffentliohang des Geisteswerkes, ob sie mit oder ohne Zustimmung 
des Urhebers erfolgt; die Möglichkeit der entgeltlichen Veröffent- 
lichung ist aber für kein Geisteswerk ausgeschlossen, nicht einmal 
durch eine WillensäuJfeerung des Autors/*) 

Ein Geistesgut kann teilbar sein, insofern jeder einzelne Teil 
sich als Geisteswerk darstellt. Drehen wir diesen Satz um, so kommen 
wir zu dem Ergebnis: Ein selbständiges Geistesgut kann auch Teil 
eines anderen Geistesguts sein; an beiden ist verschiedenes Eigentum 
möglich, da die Objekte der beiden Eigentumsrechte nicht identisch 
sind. So ist in einem Sammelwerk zu unterscheiden zwischen dem 
Eigentum an dem einzelnen Beitrag und dem an dem Gesamtwerk, 
das sich nicht als Summe seiner Teile, sondern als eine höhere Ein- 
heit, ein selbständiges Werk darstellt.*^) Das Geistesgnt ist auch 
ideell teilbar. Die Geisteswerke haben die Eigentümlichkeit, dafe sie 
durch verschiedene Mitteilungsarten an das Publikum gebracht werden 
können. Da diese Mitteilungsarten einen verschiedenen geistigen 
Genufs gewähren, schaffen sie flir die Verwertung des Geistesguts 
verschiedene Absatzgebiete. Insoweit diese Verwertungsmöglichkeiten 
so neben einander bestehen können, dafs keine mit der anderen 
kollidiert (Druck und Aufflihrung), ist eine Teilung des Geistesguts 
möglich. 

Inhall ^') des geistigen Eigentums ist ausschlieisliche vollständige 
Beherrschung des Geistesguts. Zweck des Rechts ist der Genuis des 
Guts, das hei&t der Genufs, den das Geisteswerk kraft seiner 
wirtschaftlichen Verwertbarkeit gewährt. Die Art des Genusses er- 
giebt sich aus der wirtschaftlichen Bestimmung des Geisteswerkes. 
Die geistige Bestimmung des Geisteswerkes liegt in der Veröffent- 
lichung und Verbreitung des individuellen geistigen Erzeugnisses des 



81) Die objektive Natur des Geistesguts wird auch dadurch nicht ausge- 
schlossen, dafs der Autor mit der Veröffentlichung des Geisteswerkes keine £r- 
werbabsicht verbindet. Über solche Fälle später. 82) Auch insofern ist ver- 
schiedenes geistiges Eigentum an einem Geistesgut möglich, als Urheber und 
berechtigter Bearbeiter jeder an dem Gut Eigentum haben. Die Abgrenzung 
beider liegt, wie wir sahen, darin, dafs der Bearbeiter Eigentum nur an der von 
ihm geschaffenen Form hat, soweit diese dem Werk einen besonderen, erhöhten 
Wert verleiht, 83) Die Ausfahrungen Kohlbbs (Autorrecht, S. 208 ff.) sind 

erschöpfend u. in ihren praktischen Folgerungen mit den unseren übereinstimmend. 
— Es kann nicht genug betont werden, wie mangelhaft noch der heute gebotene 
gesetzliche Schutz ist. Z. B. in Bezug auf musikalisches Eigentum, sowie auf 
die Behandlung der Übersetzung und Utilisation. 
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Urhebers; die wirtsohafiiliohe Bestimmung liegt in der entgeltliehen 
Mitteilung des Geisteswerkes an das Publikum. 

Hiermit haben wir das Merkmal für den dem Urheber vorbehal- 
tenen Genufs am Geistesgut gefunden, der mit dem GenuTs des Publi- 
kums nicht in Zwiespalt geraten kann, die Entgeltliehkeit der Mit- 
teilung. Es ist also dem geistigen Eigentümer jede Verfügung über 
das Geistesgut vorbehalten, welche auf entgeltliche Mitteilung des 
Geisteswerkes an das Publikum gerichtet ist. Die verschiedenen 
Mitteilungsarten haben wir schon kennen gelernt: Darstellung und 
Verbreitung von Wiederholungen, Auflßihrung, Vortrag und Ausstel- 
lung« Es steht also dem Eigentümer aussohlieislich zu, den Umfang 
und die Art der Veröffentlichung zu bestimmen, durch welche er den 
im Geistesgut enthaltenen Wert verwirklichen will. Grundsätzlich 
ist jede Mitteilung eines Geistesguts an das Publikum entgeltlich. 
Es wird also nicht nur diejenige Veröffentlichung von selten eines 
Unberechtigten, die thatsächlich eine entgeltliche war, einen Ein- 
griff in das geistige Eigentum bilden, sondern auch eine solche, die 
thatsächlich unentgeltlich, vom Eigentümer als eine entgeltliche hätte 
veranstaltet werden können. Denn durch eine derartige unentgelt- 
liche Veröffentlichung von selten eines Unberechtigten wird die Nach- 
frage nach einer Veröffentlichung durch den geistigen Eigentümer 
verringert. Publikum ist der Kreis, an den ein Geistes werk gegen 
Entgelt mitgeteilt werden kann.'^) 

Es steht auch dem Eigentümer allein die Bestimmung darüber 
zu, ob die Ertragsfähigkeit des Geistesguts durch Erweiterung des 
Verbreitungsumfangs oder durch Bearbeitung des Geistes werks ge- 
steigert werden soll.**) 

Indem wir damit den Inhalt des geistigen Eigentums skizzierten, 
haben wir auch den Besitzihaihestaind des Rechts bezeichnet. Wenn 
wir den Besitz als eine Art Rechtsausübung betrachten, müssen wir 
den Besitz am Geistesgut bestimmen als die Thatsache des aus- 
schlieislichen Vollgenusses am Geistesgut. Die Ausführung ergiebt 
sich aus dem Vorstehenden. 

Ehe wir nun den dem geistigen Eigentümer gegebenen Klagen- 



84) Es kann dies unter Umständen eine Person sein, so Auffuhrung eines 
dramatischen oder musikalischen Werkes für einen Einzelnen. Auch eine ge- 
schlossene Gesellschaft fällt hierunter , wenn sie für die Mitteilung des Greistes- 
verkes Entgelt zahlt. 85) Um MiTsverständnissen vorzubeugen sei darauf 

hingewiesen, daCs wir vorläufig das Verhältnis von Individualschutz zum geistigen 
Eigentum. aufser Betracht lassen. 
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schütz betrachten, wollen wir noch die aus dem Wesen des geistigen 
Eigentums abzuleitenden negativen Folgerungen berühren. Welche 
Handlungen sind als Eingriffe in das geistige Eigentum anzusehen? 

Ausgeschlossen von der Beherrschung des Greistesguts (zum Zweck 
des wirtschaftlichen Genusses) ist jeder, der nicht Urheber ist, oder 
nicht sein Recht von diesem ableitet.*') — Wer Urheber ist, haben 
wir in dem Abschnitt über den Individualschutz erörtert. Die Be- 
sonderheiten der Rechtsnachfolge werden noch besonders besprochen 
werden. 

Ebenso können wir bei der Frage, wann jemand ein fremdes 
Geistesgut verwertet, also wann Identität des von ihm veröffentlichten 
und des dem Eigentümer als Geistesgut gehörigen Werkes vorliegt, 
auf unsere Ausführungen über den Individualschutz verweisen. Es 
bleibt also nur noch übrig, zu untersuchen, welche Handlungen dem 
dem geistigen Eigentümer vorbehaltenen, bestimmungsgemäfsen, wirt- 
schaftlichen Genufs zuwider sind. 

Der geistige Genufs schädigt den geistigen Eigentümer nicht. 
Es wird also das Eigentum am Geistesgut nicht verletzt durch eine 
Mitteilung, die lediglich den geistigen Genufs vermitteln soll, aber 
den Bezug eines Entgelts ausschliefst. So wird die einzelne Dar- 
stellung einer Wiederholung oder eine einzelne Aufführung zum 
privaten Genufs (im Gegensatz zum Genufs des Publikums) in der 
Regel nicht auf Entgelt gerichtet sein ") ; oder der geleistete Entgelt 
kann sich als Gegenleistung für die technische Ausführung der Mit- 
teilung nicht als eine solche flir das mitgeteilte Geisteswerk dar- 
stellen.«*) 

Sodann giebt es Geisteswerke, bei denen der Urheber seinen 
wirtschaftlichen Genufs zum Zweck unbeschränkter Veröffentlichung 
einschränkt. Die Gutsnatur des Geisteswerkes wird dadurch nicht 



86) Wir schliessen uns der Besitztheorie Ihebings (Besitzwille) und Bekkebs 
(Zur Reform des Besitzrecbts , a. a. 0.) an. Wenn wir das Moment der Aus- 
schliefslichkeit in unseren Besitztbatbestand aufnehmen, hängt dies mit unserer 
S. 80 ff. ausgeführten Auffassung zusammen, da beim geistigen Eigentum die Aus- 
schlierslicbkeit des Genusses das primäre ist. Über die verschiedene Gestaltung 
des Mobiliar- und Immobiliarbesitzes s. auch Bbkeeb, S. 250. 87) So die 

Abschrift eines Schrift- oder Musikwerkes zum Privatgebrauch. — Fertigung einer 
Einzelkopie ; eine Liebhaberaufführung in Privatkreisen u. s. w. 88) So Vor- 

trag eines Liedes oder eines Dichterwerkes durch einen Virtuosen. Im Einzelfall 
kann es schwierig sein zu unterscheiden, ob der Künstler belohnt wird für die 
Kunst seines Vortrags, oder weil er das Publikum mit einem bestimmten Geistes- 
werk bekannt macht, ob er also mit eigener oder mit fremder Kraft arbeitet. 
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beeinträchtigt; allein seine wirtschaftliche Bestimmung erstreckt sich 
nicht auf gewisse Veröflfentlichungsarten. Der Urheber kann die 
Absicht ihrer Freigabe ausdrücklich aussprechen. Es giebt aber 
auch Geisteswerke, deren Zweck an sich schon die Absicht einer 
teilweisen Freigabe einschüelst , sodafs sie vermutet werden kann®®), 
oder dem Herkommen entsprechend als feststehend angenommen 
wird.®®) Bei Werken der erstgenannten Art kann die Vermutung 
durch einen Vorbehalt entkräftet werden. Bei Werken letzterer Art 
(parlamentarischen Reden) bezieht sich die Freigabe nur auf diejenigen 
Veröflfentlichungsarten, welche durch die besondere Bestimmung des 
Geisteswerkes bezeichnet werden. So ist die Herausgabe einer Samm- 
lung von parlamentarischen Reden unzulässig.®^ 

Der geistige Eigentümer ist befugt, jeden Eingriff in das geistige 
Eigentum durch Anrufen der Gerichte zu. unterdrücken. 

Unser heutiger Prozefs läfst alle Klagen zu, welche zur Abwehr 
rechtswidriger Eingriffe dienen, zunächst auf Feststellungsklagen auf 
Anerkennung des geistigen Eigentums, sodann kondemnatorischen 
Klagen auf Unterlassung rechtswidriger Handlungen, auf Herausgabe 
des durch solche Handlungen erworbenen Gewinns oder bei mala 
fides auf Erstattung des damnum emergens und des lucrum cessans. 
Eine Herausgabe der widerrechtlich geschaffenen Exemplare oder 
der zu ihrer Erzeugung benutzten Apparate wird nicht verlangt 
werden können.®*) 



89) Hierzu gehört der Abdruck politischer Zeitungsartikel, die Wiedergabe 
politischer Reden und die Aufnahme von Auszügen oder kleineren Aufsätzen 
in Unterrichtswerke. 90) Parlamentarische Reden und amtliche Veröffent- 

lichungen. Der Ansicht Köhlers (Autorrecht, S. 194 ff.), dafs die Freigabe dieser 
Werke darauf zurückzuführen sei, dafs es keine künstlerischen Produktionen 
seien, vermögen wir nicht beizustimmen. Das richtige ist vielmehr, dafs die be- 
sondere Bestimmung dieser Geisteswerke gewisse Yeröffentlichungsarten dem 
wirtschaftlichen Genufs des Autors entzieht. 91) So sind Berichte über 

parlamentarische Reden oder ihr Abdruck in Zeitungen frei. — Eine besondere 
verlagsmäfsige Veröffentlichung einer Kammerrede, die nicht einen publizistischen 
oder agitatorischen Zweck verfolgt, die also offenbar nur des Gewinnes wegen 
vorgenommen wird, halten wir für unzulässig. — Ebenso die Herausgabe einer 
Sammlung von politischen Reden. (Vgl. den interessanten Fall Macaulays bei 
Camden Hotten, a.a.O. S. 25ff.). 92) Dagegen können diese Gegenstände 

im Strafwege eingezogen werden. Wir können nicht wie Kohleb (Autorrecht, 
S. 229. 307 ff.) die „Mitteilungsfaktoren** als Früchte des Geistesgntes ansehen. 
Vielmehr neigen wir mehr zur Ansicht, dafs etwa eine Spezifikation vorliegt; 
durch die gebundene geistige Arbeit des Urhebers, das Geisteswerk und das Zu- 
thun des Materials und der Thätigkeit des Nachdruckers wird ein neues Werk 
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Um einen weiteren Beweis dafür beizubringen, dafs geistiges 
Eigentum und das rernm dominium im Wesen nicht verschieden sind, 
soll noch kurz die Anwendbarkeit der römischen Eigentumsklagen 
auf das geistige Eigentum berührt werden.^') Die vindicatio und die 
negatoria haben hier zwar dieselben praktischen Folgen, lassen sich 
aber doch begrifflich auseinander halten. Die vindicatio ist die Klage 
des nichtbesitzenden Eigentümers. Sein Besitz besteht in der aus- 
schliefslichen , vollkommenen Beherrschung des Geistesguts. Eine 
Besitzentziehung liegt also schon vor, wenn ein Unberechtigter eine 
der dem geistigen Eigentümer vorbehaltenen Genufshandlungen vor- 
nimmt. Denkbar ist ja auch der Fall einer deiectio (etwa durch 
Entziehung des einzigen Manuskripts). Als Besitzstörungen, gegen 
welche die negatoria sich richtet, wird man die Handlungen ansehen 
können, welche den Besitzstand gefährden, wie die Herstellung von 
Wiederholungen, ohne dafs es zu ihrer Veröffentlichung gekommen 
ist. Als Gegenstück zur negatoria ist die confessoria zu behandeln. 

Das Geistesgut kann Gegenstand von Eechtsgeschäften sein, 
welche die Übertragung oder die Belastung des geistigen Eigentums 
zum Zweck haben. 

Eine Übertragung des geistigen Eigentums findet statt unter 
Lebenden oder von Todes wegen.*') 

Unter Lebenden kann ein Geistesgut übertragen werden durch 
Schenkung oder Verkauf. Durch die Übertragung des geistigen Eigen- 
tums entäufsert sich der Urheber des Geistesguts ; das Eecht der wirt- 
schaftlichen Verwertung des Geistesguts geht auf den Käufer über. 
In der Eegel ist mit dem Verkauf des Geistesguts ein Vertrag ver- 
hergestellt. Der Wert der geistigen Arbeit wird im nachgedruckten Werk durch 
das im Urteil enthaltene Verbot des Verkaufs vernichtet. Das übriggebliebene 
hat nur Makulaturwert und bleibt dem Nachdrucker. Als Früchte können wir 
nur die aus der Verwertung des Geistesgutes gezogenen Einnahmen bezeichnen. 
93) KoHLRR (Autorrecht, S. 303 ff.)- Ihbring (in den dogmatischen Jahrbüchern, 
a. a. 0. S. 303 ff.). Koeb (a. a. 0. S. 47 ff.). Wir halten es nicht für nötig mit 
Korb auf die preufsische vindicatio juris zu verweisen. Die Anwendbarkeit der 
vindicatio ergiebt sich aus unseren Ausführungen über das Eigentum an unkörper- 
lichen Sachen. 94) Die Betrachtung der Übertragung des geistigen Eigentums 
von Todes wegen bedarf keiner besonderen Erörterung. Indessen ist darauf hin- 
zuweisen, dafs das Geistesgut, soweit es nicht (ideell) teilbar ist, wie jedes andere 
Vermögensstück zu betrachten ist; es wird daher in der Regel ein Miteigentum 
der Erben nicht eintreten. Damit fallt der Einwand Napoleons (s. oben S. 39) 
gegen das geistige Eigentum. Das französische System, die Schutzdauer des 
geistigen Eigentums zu Gunsten der Erben vor den anderen Rechtsnachfolgern 
zu verlängern, ist mit unserer Auffassung unvereinbar. 
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bunden, der dem Käufer die Verpflichtung auferlegt, das Geisteswerk 
zu veröffentlichen und zu verbreiten. Auf den Verlagsvertrag werden 
wir noch im letzten Abschnitt zu reden kommen. 

Eine Belastung des geistigen Eigentums findet dadurch statt, 
dafs der Genufs des Eigentümers zu Gunsten des Berechtigten in 
Bezug auf gewisse Leistungen des Geistesguts eingeschränkt wird. 

Aus dem üsufrukt^) ergiebt sich fftr den üsufruktuar ein An- 
spruch auf den ganzen aus der Verwertung des Geisteswerkes 
fliefsenden Ertrag oder auf einen Teil davon. 

Ebenso ist ein Pfandrecht an einem Geistesgut möglich. Gegen- 
stand des Pfandrechts ist das Geistesgut. Die Bestellung findet da- 
durch statt, dafs der Pfandgläubiger an Stelle des Eigentümers in 
den Besitz des Geistesguts tritt.®*) Damit geht die ausschliefsliche 
Beherrschungsbefugnis über das Geistesgut an den Pfandgläubiger 
über, demgegenüber sich auch der Eigentümer der auf Verwertung 
des Geistesguts bezüglichen Handlungen zu enthalten hat. Der Gegen- 
stand des Pfandrechts dient dem Pfandgläubiger nur mit seinem 
Tauschwert. Er hat daher nur das Kecht, das geistige Eigentum 
zu veräuisem und sich aus dem Erlös zu befriedigen, über die Aus- 
übung des Pfandrechts und über die Zwangsvollstreckung wird noch 
im letzten Abschnitt zu reden sein. 

Wir kommen nun zu der Bemdigung des geistigen Eigentums. 
Aus dem Wesen des Rechts, das wir als geistiges Eigentum erkannt 
haben, ergiebt sich die Schlufsfolgerung, dafs seine Dauer zeitlich 
unbeschränkt üst. Obwohl wir nicht verkennen, dafs wir uns mit 
unserer Ansicht in einen Gegensatz zu der gesamten modernen Doktrin 
und der grofsen Mehrzahl der heutigen Gesetzgebungen stellen, stehen 
wir nicht an, für die zeitliche ünbeschränktheit des geistigen Eigen- 
tums einzutreten.^0 

95) Köhler (Autorrecht, S. 278 ff.)« 96) Ebenso ist die Hypotheken- 

bestellang als Teilnahme am Buchbesitz zu betrachten. (Vgl. Bekker, Zur Re- 
form des Besitzrechts, a. a. 0.). 97) Die unbeschränkte Dauer wurde schon 
im .vorigen Jahrhundert gefordert. (S. oben S. 19 f. 24 f.) So von Häbicourt und 
LiNGUET. Im Prinzip traten auch Lamartine und Talpourd für ewige Dauer 
ein. So auch Walewski, im Bericht der Kommission zur Beratung eines fran- 
zösischen Gesetzes über geistiges Eigentum vom 12. April 1863 („le projet accorde 
la perp6tuit^ sans laquelle il n'y a pas de propri^tä vöritable. Worms , a. a. 0. 
I. S. 214 flf.) Neuerdings hat auch Paqut (a.a.O. S. 6f.) sich für eine ewige 
Schutzfrist ausgesprochen. Zachariae weist zwar die Ewigkeit ab (40 Bücher 
vom Staat. III. S. 1 57), postuliert aber möglichste Ausdehnung des Schutzes und 
schlägt litterarische Majorate vor (a. a. 0. S. 158, International Copyright act, 
a. a. 0. S. 223 ff.). 
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Die positive Begründung unseres Standpunkts ergiebt sieh un- 
mittelbar aus unserer Begriffsbestimmung. Es wird also noch unsere 
Aufgabe sein, Stellung zu den Einwänden zu nehmen, die gegen die 
unbeschränkte Dauer erhoben wurden. Wir wenden uns zunächst 
gegen die Richtungen, welche die zeitliche Beschränkung aus der 
besonderen Natur des Bechts ableiten wollen. Wir können ihnen 
kein Gewicht beilegen. Wenn behauptet worden ist, die Geistes- 
werke hätten nur ein temporäres Leben'®), mag dies richtig sein. 
Allein mit dem Untergang einer Sache endigt jedes Recht an ihr. 
Der eigentliche Kern dieser Behauptung ist aber der: Hört das 
Geisteswerk einmal auf Geistesgut zu sein? Man hat auf verschiedene 
Weise versucht, die Frage in bejahendem Sinn zu beantworten. Ein- 
mal mit der Begründung, nach einer gewissen Zeit höre ein Geistes- 
werk auf, Gegenstand des allgemeinen litterarischen Verkehrs zu 
sein!®^) Dem widersprechen die Thatsachen. So lange ein Be- 
dürfnis nach Mitteilung eines Geisteswerkes vorhanden ist, so lange 
ist auch die Möglichkeit seiner wirtschaftlichen Verwertung gegeben ; 
und darin liegt eben das Merkmal des Guts. — Von anderer Seite *^) 
ist darauf hingewiesen worden, dafs, wenn das Geistesgut seine 
geistige Bestimmung erfallt habe, auch die wirtschaftliche Bestimmung 
aufgehoben werde. Auch dieser Einwand beruht auf einer falschen 
thatsächlichen Voraussetzung. Die geistige Bestimmung des Geistes- 
werkes, durch die im Werk verkörperte Individualität auf die Mensch- 
heit zu wirken, hört eben nie auif. Die individuelle Bedeutung und 
Wirkung eines Geisteswerkes (Faust, Hamlet, Sixtinische Madonna, 
Moses von Michel Angelo, neunte Symphonie von Beethoven) wird 
dadurch nicht aufgehoben, dafs die in dem Werk enthaltenen Ideen 
und Empfindungen allmählich in das allgemeine Geistesleben ver- 
arbeitet werden und schliefslich „Gemeingut der Kultur werden". 
Jeder Genufs eines Geisteswerkes bietet eine neue Offenbarung der 
Individualität seines Schöpfers. Und so lange die Welt einer Indivi- 

98) KoBB (a. a. 0. S. 67). 99) Kobb (a. a. 0. S. 67 ff.). Dagegen richtig 

KoHLBB (Autorrecht, S. 48. Anm. l). 100) Kohleb (Autorrecht, S. 47 ff.) ver- 

fällt demselben Fehler, den er Carey gegenüber (a. a. 0. S. 75 ff.) treffend wider- 
legt. Er löst das Geisteswerk in einzelne Ideen und Empfindungen auf. Ist es 
denn nicht mehr Goethe selbst, der im Faust zu uns spricht? Ist denn Faust 
thatsächlich verflüchtigt und als Bealität nicht mehr vorhanden, seitdem jeder 
Schüler den Monolog deklamiert, oder jeder Eommis von faustischer Weltan- 
schauung spricht? Gerade die Schwäche der Einwände Kohlers, dessen Meister- 
schaft wir sonst anerkennen müssen, bestärkt uns darin, dafs die Forderung 
der unbeschränkten Dauer nicht zu widerlegen ist. 
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dnalität Verständnis und Mitempfinden entgegenbringt, so lange be- 
gehrt sie die Mitteilung des Geisteswerkes, das ihr diese Individua- 
lität vermittelt, und so lange wird das Geisteswerk ein Gut bleiben. 

Einen inneren Grund für die zeitliche Beschränkung des Ur- 
heberrechts vermögen wir also nicht anzuerkennen. Anderenfalls 
müfsten wir unsere Wesensbestimmung des Rechts für einen Irrtum 
halten, da eine grundsätzliche Befristung mit dem Wesen des Eigen- 
tums unvereinbar ist.'^^) Eine zeitliche Beschränkung eines Rechts kann 
sich nur aus der Anwartschaft eines anderen, also aus einem fremden 
Recht an der Sache ergeben. Damit wäre aber die grundsätzliche 
AusschlieMichkeit des Genusses aufgehoben, die wir ftlr das wesent- 
liche Merkmal des geistigen Eigentums halten. 

Der Grund der zeitliehen Beschränkung des geistigen Eigentums 
liegt unseres Erachtens in dem allgemeinen MÜBtrauen, das noch 
dem Schutz der Autoren entgegengebracht wird.*"*) Das Urheber- 
recht gilt noch für ein singnläres Rechtsinstitut, das seine Entstehung 
lediglich der Billigkeit verdankt ; und die Billigkeit — meint man — • 
fordere auch, dafs der Schutz der Autoren das Recht des Publikums 
auf Genufe des Geisteswerkes nicht beeinträchtige.^*^) Diese letztere 
Erwägung liegt dem Widerspruch gegen die unbeschränkte Dauer 
des Rechts zu Grunde. Schon an sich könnte durch solche unjuri- 
stisohe Bedenken eine Ausnahme, wie die Aufstellung eines befristeten 



101) Die Beispiele des Gegenteils, die Kohlbb (Aatorrecht, S. 55) anführt, 
der russische Mir, das indische Pattidarisystem und die Bodenverteilung des 
älteren deutschen Rechts könnten a. a. c. beweisen , dafs in unserem modernen 
Hecht ein befristetes Eigentum nicht existiert. Denn Rechtsinstitute, die auf 
einer von unseren Yerhältnissen gänzlich verschiedenen sozialen und wirtschaft- 
lichen Grundlage beruhen, können doch nicht als Analogien für unser Rechts- 
system angezogen werden. 102) Für den musikalischen Aufführungsschutz 
erkennt dies an: Schuster, Das Urheberrecht der Tonkunst. München 1891. 
S. 291. 103) ScHAPFLB (a. a. 0. S. 188) hat nicht Unrecht, wenn er der 
juristischen Doktrin den Vorwurf macht, kaum versucht zu haben, die Streitfrage 
(über die Dauer des geistigen Eigentums) zu lösen. Seine zeitliche Beschränkung 
erklärt er folgerichtig aus der von ihm angenommenen Monopolnatur des Ur- 
heberrechts (s. auch S. 171 ff. 178). Rödeb (a. a. 0. II. S. 356), Blüntschli 
(a. a. 0. S. 111 ff.), WicHTER (Autorrecht, S. 138 ff.), Kabgbr (a. a. 0. S. 96 ff.), 
Rbnoüard (a. a. 0. I. S. 473 ff.) begründen die Beschränkung durch ein Eom- 
promiCs zwischen den widerstreitenden Interessen des Autors und des Publikums. 
Dambach (bei Holtzendorf, a. a. 0. S. 1032 ff.), Bbkker (Pandekten. I. S. 82), 
Dahn (Bausteine , S. 84) , Orblli (Der internationale Schutz des Urheberrechts, 
S. 19 f.; das schweizer. Bundesgesetz, S. 38 zu art. 2) führen die Beschränkung 
auf Gründe der Billigkeit zurück. Dagegen Köhler (Patentrecht, S. 13 f.). 

Osterrieth, Urheberrecht. 7 



— 98 — 

Eigentums nicht gerechtfertigt werden. Allein wir sind der Ansicht, 
dafs sich diese Beschränkung auch mit praktischen Gründen nicht 
rechtfertigen läJst. 

Alle die Einwände, die heute gegen die ewige Schutzdauer gel- 
tend gemacht werden, sind dem Eecht selbst entgegen gehalten wor- 
den. Sie enthalten im wesentlichen folgenden Gedanken : Das Geistes- 
werk hat den Zweck, dem Publikum zu dienen; infolgedessen mufs 
es dem Publikum zugänglich gemacht werden. Mit dieser Bestim- 
mung steht das Ausbeuterecht des Autors in Widerspruch. Die Inter- 
essen des Autors (oder Verlegers) kollidieren mit denen des Publikums, 
da der Autor möglichst groJsen Gewinn ziehen will, während der 
geistige Genufe dem Publikum möglichst billig zugänglich gemacht 
werden mufs. Der Anspruch des Autors auf Lohn ist daher im Inter- 
esse des Publikums zu beschränken. Wir haben nicht die Absicht, 
an dieser Stelle zu beweisen, dafs das geistige Eigentum nicht nur 
eine dem Autor gewährte Gunst ist. Es gentigt uns, darauf hinzu- 
weisen, dafs der Autor einen mit dem Eigentumsrecht identischen 
Anspruch auf rechtlichen Schutz hat. Wir könnten uns nun unseres 
Erachtens mit dem Hinweis begnügen, dafs das höchste Interesse der 
Gesellschaft Verwirklichung des Rechts ist *°*) und dafs dieses Inter- 
esse über den Anspruch auf billigen Bezug der Geisteswerke noch 
hinausgeht. 

Allein wir gehen noch weiter. Wir behaupten : Es besteht kein 
Widerstreit zwischen den Interessen der Autoren und den Interessen 
der Gesellschaft; beide sind solidarisch. Zunächst möchten wir den 
Einwand berühren, der Autor sei unter Umständen nicht leistungs- 
fähig genug, um der Nachfrage des Publikums nach seinem Geistes- 
werke zu entsprechen. Indessen ist unser heutiger Verkehr mit 
Geisteswerken, besonders das Verlagswesen derartig entwickelt und 
ausgebildet, dafs es dem Autor immer möglich sein wird, selbst oder 
durch andere das Publikum mit seinem Geisteswerk zu versorgen. 

Unsere Hauptausftihrung ist die : Wenn doch einmal der Autor oder 
vielmehr der Verleger (oder der sonstige Veröffentlicher eines Werkes) 
in seinem Betrieb wesentlich von der Erwerbsabsicht geleitet wird, 
so mufs man sagen, dafs die Aussicht auf Gewinn um so grölser 
sein wird, je mehr er den Interessen des Publikums entgegenkommt. 
Wenn irgend ein Verkehrsgebiet durch die Nachfrage beeinflufst 
wird, so ist es der Handel mit Geisteswerken. Der Verleger müfste 



104) Ihebing (Zweck im Recht. I. S. 148). 
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also sein Geschäft schlecht verstehen, wenn er sein Angebot in Preis 
und umfang nicht nach der Nachfrage richten wollte. Und gerade 
weil er keine Konkurrenz zu fürchten hat, braucht er sich nicht 
durch Nebenrticksichten leiten zu lassen. Es heifst also der Ge- 
schicklichkeit oder dem guten Willen der Verleger mifstrauen, wenn 
man glaubt, dafs das geistige Eigentum die zweckmäfeige Verbreitung 
der Geisteswerke verhindere.*^^) Diese Auffassung wird durch die 
Thatsache bestätig-t, dafs heute thatsächlich für die meisten Werke 
ein ewiger Schutz besteht, ohne dafs man die bestehenden Schutz- 
fristen als die Verbreitung geistiger Werke störend empfunden hätte. 
Denn, wenn man die Normaldauer eines Schutzes für ein Geistes- 
werk in Deutschland auf 50 Jahre, in Frankreich auf 70, in 
Spanien auf 100 Jahre berechnet, mufs man zugeben, dafs nur ein 
kleiner Bruchtheil der veröffentlichten Geisteswerke nach dieser 
Zeit noch neuer Mitteilung bedarf. Wenn nun die Interessen des 
Publikums gebieterisch die Freigabe eines Werkes verlangten, so 
läge darin eine grofse Ungerechtigkeit, dafs die meisten Werke nie, 
und eine ganze Anzahl von Werken erst, nachdem das erste und 
regste Interesse vorüber ist, in zweckentsprechender Weise veröffent- 
licht werden. Wir behaupten: 50 oder 100 Jahre nach dem Er- 
scheinen eines Werkes ist das Mitteilungsbedürfnis nicht gröfser, 
als zur Zeit seines ersten Erscheinens. Es liegt also kein Grund 
vor, nach einer gewissen Zeit ein Werk ins Freie fallen zu lassen 
und damit das geistige Eigentum willkürlich zu vernichten. 

Wir kommen hiermit auf den Ausgangspunkt dieser Erörterung 
zurück. Das geistige Eigentum erlischt nicht durch Ablauf einer 
Frist; es ist vielmehr zeitlich unbeschränkt. 

Dagegen möchten wir auf ein Institut hinweisen, das bis jetzt 
auffallend wenig Beachtung gefunden hat: die Verjährung, Um über 
die Bedeutung der Verjährung Klarheit zu gewinnen, müssen wir 
einer kleinen Abschweifung Raum geben. Es ist nicht der Zweck 
des Rechts, den Einzelnen mit einer Summe von Befugnissen aus- 
zustatten und ihn mit einer Mauer von Verboten zu umgeben ; sondern 
die Interessen der Gemeinschaft sind für das Mafs des Rechts be- 



105) Einzelne Beispiele dafür, dafs von geschützten Verlegern ein Werk 
nicht in zweckdienlicher Weise veröffentlicht wurde, so die Klage Grimms bei 
der Schillerfeier von 1859, dafs die Schillerausgabe so mangelhaft sei, können 
eine so allgemeine wirtschaftliche Wahrheit nicht umstofsen. Aufserdem ist zu 
bedenken, dafs die Gewifsheit, dafs der Schutz gegen Nachdruck nach einigen 
Jahren aufhört, wohl geeignet, die Unternehmungslust eines Verlegers zu lähmen. 
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stimmend, das die Reohtsordnung dem Einzelnen gewährt. Das In- 
dividuum wird nicht als solches zum Beohtsobjekt, sondern weil es 
zur sozialen Gemeinschaft gehört, und weil sich im einzelnen auch 
die Interessen der Gesamtheit verwirklichen.***) Jedes Beeht hat 
daher sowohl individnalistische als soziale Funktionen. Der Rechts- 
schutz, der einem sozialen Interesse — auch wenn es sich nur im 
Individuum verwirklicht — gewährt wird, hat zur Voraussetzung, 
dafs das Recht dem Interesse der Gesamtheit dienstbar werde. Dieser 
Gedanke findet seine Anwendung in der Einrichtung der Verjährung. 
Das Wesen der Verjährung liegt also darin, dafs ein Berechtigter 
seines Rechts verlustig wird, wenn er das Recht längere Zeit nicht 
bethätigt und es dadurch seinen sozialen Zwecken entzieht. Da eine 
Überwachung der Rechtsausttbung nicht möglich ist, wird der Be- 
rechtigte, der sein Recht brach liegen läfst, nicht nach dem Ablauf 
eines gewissen Zeitraums seiner Rechte ftlr verlustig erklärt. Viel- 
mehr bestimmt die Rechtsordnung, dafs ein solches Recht verwirkt 
sei zu Gunsten desjenigen, welcher den in dem Recht liegenden 
sozialen Apparat statt des Berechtigten thätig werden läfst.**") 

Dementsprechend wird bei den Rechten, bei welchen dem Be- 
rechtigten kein Gegeninteressent gegenübersteht **'*), der Schwerpunkt 
auf den Akt gelegt, welcher die Verjährung ergänzt, die Ersitzung.***) 

Wenn bei irgend einem Recht, liegt es beim geistigen Eigentum 
klar zu Tage, dafe ihm die soziale Verpflichtung innewohnt, es zu 
bethätigen. Es ist daher vollkommen gerechtfertigt, zu sagen: 
Der geistige Eigentümer, der eine gewisse Zeit — wir nehmen den 
üblichen Zeitraum einer Generation — , also 30 Jahre hindurch, von 
dem geistigen Eigentum keinen Gebrauch macht, verliert es durch 
Verjährung.***^) Wenn ihm nach dieser Zeit der Besitz des geistigen 

106) läBBiNa (Zweck im Recht. I. S. 65 u. 518). AUe Rechte sind beeinflurst 
und gebunden durch die Rücksicht auf die GeseUschaft; es giebt kein einziges, 
bei dem das Subjekt sagen könnte: Dies habe ich ausschlief slich für michf die 
Eonsequenz bringt es mit sich, dafs mich die Gesellschaft nicht beschränkt. 
107) Hieraus erklärt sich, dafs das Römische Recht das Eigentum an den agri 
deserti auf denjenigen übergehen liefs, der sie in Kultur nahm. Vgl. Windschbid, 
a. a. 0. I. S. 555 ff. 1 08) Wie bei der Verjährung der actionen und der 

Forderungen. Vgl. Windschkid, I. S. 307 ff. 109) Windschbid, I. S. 357 ff. 

HO) Die Verjährung, wie wir sie konstruieren, wirkt constitutiv oder vielmehr 
direkt rechtsvernichtend. Das spanische u. das venezuelische Gesetz hat eine 
deklarative Verjährung. Es wird dem Eigentümer nach Ablauf von 20 Jahren 
eine Anzeige von der Regierung gemacht u. ihm noch eine Frist von 1 Jahr ge- 
stellt. Veranstaltet dieser innerhalb der letzten Frist keine neue Ausgabe, so 
fällt sein Werk ins Freie. 
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Eigentums, die anssehlieMiche Beherrschung desselben, entzogen wird, 
kann er sich nicht mehr auf sein Eigentum am Geistesgut berufen. 
Die Verjährungsfrist beginnt mit der letzten Besitzhandlung/") Aus 
der Unköi*perlichkeit des Guts ergiebt sich, dafs der Besitz dem 
Eigentümer entzogen werden kann, ohne dafs ein Anderer Besitz er- 
wirbt. Wer also nach der Verjährungsfrist das Werk veröffentlicht, 
wird nicht Eigentümer, da er nicht im Besitz ist. Dagegen kann 
eine Ersitzung des geistigen Eigentums eintreten, wenn Jemand 
während 30 Jahren thatsächlich ausschliefslich ein Werk veröffent- 
licht hat. Der thatsächliche Zustand wird durch seine Dauer ein 
rechtlicher und begründet das Eigentum."*) 

Wir glauben in vorstehender Ausführung die Natur des geistigen 
Eigentums und die daraus abzuleitenden Folgerungen im wesent- 
lichen dargestellt zu haben. Es bleibt uns für diesen Abschnitt noch 
eine kurze Betrachtung der strafrechtlichen Folgen der Verletzung 
des geistigen Eigentums übrig. 

Wenn in früheren Zeiten der Nachdruck hie und da als Dieb- 
stahl bezeichnet wurde "'), so entspricht dies in gewissem Sinn auch 
unserer Auffassung. Ein Vergehen gegen das geistige Eigentum ist 
mit dem Diebstahl auf eine Stufe zu stellen. Indessen ergeben sich 
aus der besonderen Natur des Geistesguts einige Eigentümlichkeiten. 

Was zunächst den Kreis der Handlungen betrifft, welche sich 
als Eingriff in das Geistesgut darstellen, so können wir auf unsere 
früheren Ausführungen verweisen.*") Wir haben auch gesehen, dafe 
jede unberechtigte Verfügung über das Geistesgut grundsätzlich eine 
Vermögensschädigung umfafst. Es wird also in den Thatbestand 
der Vergehen gegen das geistige Eigentum das Erfordernis des Ver- 
mögensnachteils nicht aufzunehmen sein. Umgekehrt aber wird man 
als Voraussetzung eines solchen Vergehens die Absicht eines Ver- 
mögensvorteils fordern müssen, da durchaus nicht jede unberechtigte 
Veröffentlichung Vorteil verspricht, oder auf Vorteil gerichtet zu sein 
braucht, und wir daran festhalten müssen, dafs die Absicht, sich auf 
fremde Kosten zu bereichern, den Strafgrund giebt. Aus dem gleichen 
Grund stellen wir als weiteres Thatbestandsmerkmal das Bewufstsein 



111) Bei Schriftwerken wird die letzte Besitzhandlung eingetreten sein, wenn 
die letzte Auflage vergriffen ist. 112) Sowohl Verjährung als Ersitzung können 

wirksam werden erst nach dem Ahleben des Autors, da sonst der Jndividualschutz 
entgegensteht 113) So von Lichtbnbeeg (Vermischte Schriften. III. S. 170). 

WiBLAOT) (Im deutschen Merkur. 1785. III. Vierteljahr. S. 90). Jean Paul 
(Sieben letzte oder Nachworte gegen den Nachdruck. 1815). 114) S. S. 92f. 



— 102 — 

der ßeehtswidrigkeit auf, deren Fehlen der unberechtigten Ver- 
öffentlichung die Strafbarkeit nimmt. Der Versuch wird entsprechend 
zu bestrafen sein."*) 

Wenn wir das Vergehen am Geistesgut als die unbefugte Ver- 
öffentlichung eines fremden Geisteswerkes in der Absicht, sich rechts- 
widrig einen Vermögensvorteil zu verschaffen, auffassen, besteht kein 
zureichender Grund, die Strafverfolgung nur auf Antrag eintreten 
zu lassen."®) 

Als Straffolge wird gegebenenfalls auch auf Einziehung der 
zu Unrecht gefertigten Exemplare, sowie der zu deren Fertigung be- 
stimmten Apparate (Clich6s, Platten u. s. w.) zu erkennen sein. 



Individualschutz und Geistiges Eigentum. 

Individualschutz und geistiges Eigentum sind unter sich gänzlich 
verschiedene Rechtsbegriffe, die nur das äufserliche Merkmal mit- 
einander gemein haben, daUs sie beide an die Schöpfung eines Geistes- 
werkes anknüpfen. 

Aus dieser beiderseitigen Beziehung zum Geisteswerk können 
scheinbare Verwickelungen entstehen, welche die Handhabung der 
beiden Rechtsbegriffe zu erschweren geeignet sind. 

Indessen lösen sich diese Schwierigkeiten, wenn man das Wesen 
des Individualschutzes und des geistigen Eigentums nicht aus den 
Augen läfst. Ersterer haftet am Urheber. Dieser ist also, solange 
er sich des geistigen Eigentums nicht entäufeert, doppelt geschützt. 
In der Regel werden Eingriffe in den Individualschutz mit solchen 
gegen das geistige Eigentum konkurrieren. Da aber letztere immer 
eine grundsätzliche Schädigung wirtschaftlicher Interessen erfordern, 
bleibt in solchen Fällen, in denen eine wirtschaftliche Schädigung 
thatsächlich ausgeschlossen ist"'), nur der Eingriff in den Individual- 
schutz. Letzterer erlischt mit dem Urheber; dessen Rechtsnachfolgern 
bleibt also nur das geistige Eigentum. 

Eine Verwickelung tritt ein, wenn der Urheber das geistige 
Eigentum verävfsert oder belastet. 



115) Hieraus ergiebt sich, dafs ein Vergehen am Geistesgut aus Fahrlässig- 
keit nicht möglich ist. 116) A. M. Kohler (Autorrecht, S. 312). Wir glauben, 
dafs bei einem derartigen dolosen Eigentumsvergehen die Gesamtheit ebenso 
interessiert ist wie beim Diebstahl. 117) So, wenn ein Verleger den Verlags- 
modus Ändert oder eine Bearbeitung des Werkes vornimmt, die auf den Wert 
des Geistesgutes von keiner oder etwa von fördernder Bedeutung ist. 
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Was hierbei zunächst die Stellung des Autors betrifft, haben wir 
gesehen, dafs der Individualsohutz ihm keine Rechte, sondern nur 
Schutz gewährt. — Bei seinen Verfügungen über das Geisteswerk 
kann er sich daher nicht auf den Individualschutz berufen, sondern 
seine Handlungen werden lediglich nach dem Umfang der VeräuJse- 
rung oder Belastung des geistigen Eigentums beurteilt. Falls also 
der Autor letzteres ganz veräufsert hat, wird jede seiner Verfügungen, 
welche den Genufs eines Geisteswerkes beeinträchtigt, sich nicht nur 
als Vertragsbruch, sondern auch als Eingriff in das geistige Eigen- 
tum darstellen. 

Andererseits werden die Handlungen des geistigen Eigentümers 
mit dem Individualschutz in Widerstreit treten können. Jeder Ein- 
griff in den Individualschutz setzt eine Verfügung voraus, die 
ohne Zustimmung des Autors vorgenommen wurde. Wo also aus 
der Natur oder der Verabredung des Vertrags eine besondere Zu- 
stimmung des Urhebers zu bestimmten Handlungen gefolgert werden 
kann, fehlt diesen ein wesentliches Merkmal der Individualschutz- 
vergehen. 

Diese schroffe Gegenüberstellung von Individualschutz und gei- 
stigem Eigentum mufs der Vollständigkeit halber dargestellt werden, 
ist aber praktisch von untergeordneter Bedeutung, weil eine Über- 
tragung des geistigen Eigentums durch den Autor sehr selten ein- 
treten wird. 

Wenigstens liegt den meisten Verträgen, welche die Veröffent- 
lichung des Geisteswerkes bezwecken, nicht ein Kauf zu Grunde. 

Der Verlagsvertrag läft sich nicht auf eine bestimmte Form zu- 
rückführen, sondern er bildet einen Komplex gegenseitiger Eechte 
und Verbindlichkeiten, wie sie sich herkömmlich entwickelt haben."*) 
Wir sind geneigt, den normalen (Verlags)-Vertrag als eine Vereinigung 
von Sachmiete und Mandat aufzufassen. Der Urheber giebt dem Ver- 
leger sein Werk zum vollen oder beschränkten, bestimmungsgemäfsen, 
wirtschaftlichen Genufs hin. Der Verleger hat den Genufs des Geistes- 
guts und die Pflicht der Honorarzahlung. Zu diesem aus der Sach- 
miete sich ergebenden Verhältnis kommt das Mandat hinzu, welches 
dem Verleger die — an sich in seinem Genufsrecht gelegene — Ver- 
öffentlichung des Geisteswerkes zur Pflicht machte."®) Das Eigen- 

118) EoHLEB (Autorrecht, S. 283) nimmt die BegründuDg eines eigengearteten 
ius in re immateriali des Yerlegers an, das er Verlagsrecht nennt. Wir können 
diese Bezeichnung nicht annehmen, da sie zum Irrtum verleiten könnte, dafs das 
Verlagsrecht aus eigenem Recht des Verlegers entstehe. 119) Der Versuch 
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tum bleibt beim Autor und geht auf dessen Erben über. Der Besitz 
ist beim Verleger. Daher steht diesem ein selbständiges Elagreoht 
gegen Eingriffe in seinen Besitz zu. Es ergiebt sich aus diesem 
Verhältnis, dafs dem Verleger an sich nicht zusteht, an seiner Stelle 
einen anderen in das Eontraktsverhältnis einzusetzen. 

Es stehen sich also folgende Pflichten gegenüber: auf selten des 
Verlegers zweckentsprechende Veröffentlichung des Geisteswerkes und 
Honorarzahlung, auf selten des Autors Gewährung des wirtschaft- 
lichen Genusses des Geistesguts. Aufserhalb des Vertrags findet der 
Verleger seine Schranke im Individualschutz und in dem beim Autor 
verbleibenden Eigentum. Nach dem Tode des letzteren bleibt seinen 
Erben nur das Eigentum. Das Mietobjekt, das Geistesgut, darf in 
seinem wesentlichen Bestand nicht verändert werden. Gegen solche 
Einwirkungen auf das Geisteswerk, welche den Bestand des Guts 
nicht verändern, sind die Erben des Autors nicht geschützt. Dem 
Autor, der geistiger Eigentümer geblieben ist, steht nur der Vertrag 
entgegen, durch welchen er dem Verleger den Besitz des Geistes- 
guts zum ganzen oder teilweisen Genufs übertragen hat. 

Die Einzelheiten des Verlagsvertrags ergeben sich aus beson- 
derer Verabredung oder aus Usance.**®) 

Entsprechend den Verhältnissen aus der Übertragung des geistigen 

EomiERs (Autorrecht, S. 290 ff.), das Verlagsrecht als ein mit einer Verpflichtang 
überspanntes Recht, analog^dem Benefizial- und Vasallenverhältnis, zu konstruiereD, 
erscheint uns gesucht und ttberfltLssig. 120) In jüngster Zeit sind zwei neue 

Entwürfe zu einer Verlagsordnung erschienen: der des deutschen Schriftsteller^ 
Verbands vom 15^ September 1891 und der des Börsenvereins deutscher Buch- 
händler vom 15. Dezember 1891. Beide haben sich von einseitiger Interessen- 
betonung nicht ganz frei gehalten. So findet sich in ersterem die mit unserer 
Ansicht unvereinbare Bestimmung (§ 9), daCs der Verleger ohne Zustimmung der 
Erben oder sonstiger Bechtsnacb folger des Urhebers keine Veränderungen, Ab- 
kürzungen oder Zusätze anbringen dürfe. Soweit die Erben nicht durch be- 
sonderen Vertrag oder durch das geistige Eigentum zu einer Einsprache (s. oben 
im Text) befugt sind, können sie eine Veränderung des Werkes nicht verhindern. 
Im § 31 des Buchhändlerentwurfs dagegen findet sich die ungeheuerliche Be- 
stimmung, dafs der Verleger bei Weigerung des Autors das Becht haben solle, 
die Bearbeitung einer neuen Auflage einem Anderen zu übertragen. In einem 
solchen Fall steht dem Verleger bei Lebzeiten des Autors nur eine Klage gegen 
letzteren auf VertragserfüUung zu. Ebenso sind wir mit den §§ 37, 39 des letzteren 
Entwurfs nicht einverstanden. — Beiden Entwürfen ziehen wir die vortreffliche 
— nur etwas breit angelegte — Grundordnung Schübmanns vor. (Bechtsverhält- 
nisse der Autoren u. Verleger, S. 319 ff.). S. auch Riesseb, Zur Revision des 
Handelsrechts (in Goldschmidts Zeitschrift, Beilageheft zu B. XXXV u. droit 
d'auteur von 1892 X. 2 u. 3.) 
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Eigentums regeln sich anch die Beziehungen des das Geistesgut be- 
sitzenden UsuJTvkiars zum geistigen Eigentttmer, 

Anders ist es mit der Zwangsvollstreckung}^^) Wenn wir gesehen 
haben, dals aus einem Yerlagsvertrag oder aus einer Übertragung 
des Geistesguts eine Zustimmung des Autors zu gewissen Hand- 
lungen und damit eine Beschränkung des Individualschutzes ent- 
nommen werden kann^ so können wir doch andererseits nicht zu- 
geben, dafs diese Zustimmung gesetzlieh erzwingbar oder durch einen 
gerichtlichen Akt zu ersetzen sei. Für die Zwangsvollstreckung ist 
hieraus der wichtige Satz zu schliefeen: Jede Zwangsvollstreckung, 
welche mit dem Individualschutz in Widerspruch steht, ist unzu- 
lässig.*^*) Es ergiebt sich hieraus folgendes: 

Wenn das Geistesgut nicht im Besitz des Autors ist, kann es 
insoweit von der Zwangsvollstreckung erfafst werden, als dem Be- 
sitzer ein Genufsrecht am Geistesgut zustand. Ähnlich unterliegt das 
Geistesgut, das noch beim Autor ist, der Zwangsvollstreckung, inso- 
weit dieser unzweideutig darüber bestimmt hat.*^) 

Ein Geisteswerk, das der Autor noch nicht in erkennbarer Weise 
zur Veröffentlichung bestimmte, ist zwar ein Gut und daher im Prin- 
zip pfändbar. Da aber der Autor kraft seines Individualschutzes 
jede fremde Einwirkung auf das Geisteswerk abwehren kann, fehlt 
einer Zwangsvollstreckung in dieses Geistesgut die Möglichkeit eines 
praktischen Erfolges. 

Wir sind damit am Ende unserer Betrachtung angelangt. Wenn 
wir uns auch keineswegs der Hoffnung hingeben können, auf die 
der Theorie des geistigen Eigentums gänzlich abgewandte Doktrin 
oder auf die Praxis Einflufs zu gewinnen, glauben wir doch dar- 
gethan zu haben, dafs unsere Auffassung vom Wesen des Urheber- 
rechts eine systematische und folgerichtige Darstellung ermöglicht. 
Es sei uns daher vergönnt, einen — wenn auch vorläufig frommen — 
Wunsch far die zukünftige Behandlung des Urheberrechts als Kon- 
sequenz unserer Theorie aufzustellen. Sobald wir anerkennen, dafs 
der straf- und zivilrechtliche Schutz der Geisteswerke sich organisch 



121) Bbkkbb, Pandekten. I. S. 83. 122) Hierauf ist die Forderung 

Wbbdets (De la librairie fran^aise. Paris 1860. S. 390) zurückzuführen, dafs, 
wenn ein Verleger, der das geistige Eigentum erworben habe, in Eonkurs gerate, 
das litterarische Eigentum zum Autor zurückkehren oder dieser mindestens privi- 
legierter Gläubiger sein soUe. 123) Eohlbb (Autorrecht, S. 137fif.) § 44 des 
Entwurfs zum Beichsgesetz vom 11. Juni 1870. 
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in unser Eeohtssystem einfügt, ist zu einer gesonderten Behandlung 
des Urheberrechts kein Anlafs mehr vorhanden. Statt uns mit den 
gegenwärtigen, formell und inhaltlich gleich mangelhaften Sonder- 
gesetzen zu begnügen, wäre es — besonders in Deutschland, wo die 
Abfassung eines bürgerlichen Gesetzbuchs im Gang ist — anv4er 
Zeit, den Individualschutz und die strafrechtlichen Folgen der Ver- 
letzungen des geistigen Eigentums in das Strafgesetzbuch, das geistige 
Eigentum, als Unterabteilung der Eigentumslehre, in das bürgerliehe 
Gesetzbuch aufzunehmen. 
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